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Mobilität der Zukunft 

Unter der Fragestellung „Automobilindustrie- wie 
weiter?“ veranstaltete die DKP eine Konferenz 
über die Bedeutung der Automobilindustrie. 
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G20: Solidarität ist die Alternative 

Genossen aus Schweden, Venezuela, Portugal und 
Belgien diskutierten mit der DKP im Hamburger 
Arbeiterstadtteil Billstedt über Alternativen zu G20. 
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Thema der Woche 


Stellungskrieg 

In Hamburg haben wir die Repressionsorga¬ 
ne des Staates in Aktion erlebt. Der italieni¬ 
sche Kommunist Antonio Gramsci erkannte, 
dass die herrschende Klasse ihre politische 
Machtausübung ständig mit dem allgemeinen 
Selbstverständnis der Massen in annähernde 
Übereinstimmung bringen muss, um das Fort¬ 
bestehen des Kapitalismus zu sichern. Diese 
„normale“ Ausübung der Hegemonie zeichnet 
sich durch eine Kombination von Zwang und 
Konsens aus. Der Knüppel darf nicht ständig 
geschwungen werden, die Feder schon. 
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Hamburger Generalprobe 

Politik und Medien lenken von den Inhalten des Protestes ab 



Gerüstet für den Bürgerkrieg 



D er G20-Gipfel in Hamburg ist 
Geschichte. Nun: Es kam dabei 
nicht zum offenen Eklat mit 
Donald Trump oder Erdogan - Kanz¬ 
lerin Merkel erlebte kein Desaster. 

Damit die G20 in der Innenstadt 
tagen konnten, galt in großen Teilen 
Hamburgs der Ausnahmezustand. 
Für dessen Durchsetzung sorgten 
über 20 000 Polizisten, ausgerüstet 
mit Wasserwerfern und Räumgerät, 
aber auch Sondereinsatzkräfte. Und 
die setzten - ganz offensichtlich auch 
mit Billigung des Oberbürgermeisters 
Scholz (SPD) und des Innensenators 
Andy Grote (SPD) von Anfang an auf 
Eskalation. Schon im Vorfeld wurde 
Stimmung gemacht, wurden Ängste 
geschürt. Wohl auch, um den folgen¬ 
den massiven Einsatz zu rechtfertigen. 
Das begann im Vorfeld bereits mit 
den Warnungen vor Tausenden „ge¬ 
waltbereiter Linksextremisten“, die 
nach Hamburg anreisen würden, mit 
Durchsuchungen, mit dem Vorgehen 
gegen die geplanten Protestcamps. 

Mit dem Einsatz gegen die De¬ 
monstration „Welcome to Hell“ am 
Donnerstag, gegen Menschen, die 
Straßen blockieren wollten, sowie 
gegen Demonstrationen wie der am 
Samstag, an der 76 000 Menschen 
teilnahmen, wurde das gewaltsame 
und provozierende Vorgehen der 
Polizei fortgesetzt. Auch gegen völ¬ 
lig Unbeteiligte, gegen einzelne Jour¬ 
nalistinnen und Journalisten sowie 
gegen Anwälte wurde mit Gewalt 
vorgegangen. Bis heute ist die Zahl 
der zum Teil schwerverletzten Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer nicht 
bekannt. 

Für „Bild“ und Co. gab es dage¬ 
gen in der Stadt vor und in den Tagen 
des Gipfels überhaupt keine berech¬ 


tigten Protestaktionen, keine Eska¬ 
lation durch die Polizei und Grund¬ 
rechtseinschränkungen, sondern drei 
Tage lang nur Randale, Barrikaden, 
Zerstörungen des Eigentums von An¬ 
wohnern, Plünderungen und Angrif¬ 
fe auf die Polizei durch „kriminelle 
Linksextremisten“. Bei aller Wut über 
die Journaille: Man darf nicht verges¬ 
sen, dass die, die da randalierten und 
jene, die gafften, die Bilder geliefert 
haben. Der Journaille und der Politik 
war diese erhoffte Gelegenheit sehr 
willkommen, um von den friedlichen 
Protesten gegen G20 abzulenken. 


Der sehr bunte und internatio¬ 
nale Protest von Friedens- und Um¬ 
weltgruppen, von Flüchtlingsorga¬ 
nisationen und -unterstützern und 
auch autonomen Gruppen, von Ge- 
werkschafterinnen und Gewerkschaf¬ 
tern, Mitgliedern linker Parteien und 
Jugendorganisationen, der DKP und 
der SDAJ, und auch der Grünen spielt 
für „Bild“ und Co. keine Rolle. Und 
wenn doch, dann mit der immer wie¬ 
derkehrenden Behauptung, sie hätten 
sich nicht von den Randalierern dis¬ 
tanziert. Heribert Prantl schrieb am 
vergangenen Sonntag in „Süddeut¬ 


sche Zeitung“: „Man tat und tut so, 
als handele es sich bei den Gipfelkri¬ 
tikern um blauäugige Nahesteher der 
schwarzen Vermummten. So wurde 
und wird berechtigter Protest ange¬ 
schwärzt. Danke, Herr Einsatzleiter! 
Danke, Herr Innensenator! Und ein 
Dank an die in Hamburg mitregieren¬ 
den Grünen, die es in diesen Tagen 
geschafft haben, so abzutauchen, als 
ginge sie das alles nichts an.“ 

Vor allem CDU- und CSU-Poli- 
tiker fordern jetzt - das war voraus¬ 
zusehen - weitere Gesetzesverschär¬ 
fungen und die Einschränkung von 


Grundrechten. Und: Der Staat sei 
viel zu lange „auf dem linken Auge 
blind“ gewesen. Gefordert wird, auch 
von SPD-Vertetern, eine europäische 
Datei für „Linksextremisten“. Leute, 
die in Hamburg randaliert haben, 
sollen mit aller Macht verfolgt und 
schwer bestraft werden. Die „Bild“- 
Zeitung hat das inzwischen in eigene 
Hände genommen und Fotos von „an 
Randalen Beteiligten“ veröffentlicht. 
Das ist ein schwerer Eingriff in Per¬ 
sönlichkeitsrechte wie in Aufgaben 
der Polizei. Nina Hager 

Siehe auch die Seiten 8 und 9 


Nicht eingeschüchtert 

Erklärung der DKP zu den Protesten gegen G20 


Der G20-Gipfel ist beendet. Hamburg atmet auf. 
Das Ergebnis des Zusammentreffens der G7 mit den 
Schwellenländern und der EU steht in keinem Ver¬ 
hältnis zu Kosten, Aufwand und Ausnahmezustand, 
der vor allem die Hamburgerinnen und Hamburger 
getroffen hat. 

Es gibt eine Einigung darauf, dass die Märkte 
offen sein müssen und Protektionismus, also der 
Schutz des jeweiligen heimischen Marktes, vermie¬ 
den werden soll. Damit kann das Groß- und Mono¬ 
polkapital bestens leben. Dort, wo der Handel in 
ihrem Interesse reguliert werden soll, gab es auch ein 
Ergebnis: den Abschluss eines Freihandels zwischen 
Japan und der EU. Es enthält die gleichen Kern¬ 
elemente wie TTIP, zum Beispiel Investitionsschutz 
und Schiedsgerichte. Das ist eine klare Ohrfeige für 
alle, die gegen TTIP und CETA auf die Straße ge¬ 
gangen sind. 

Das große Gipfel-Thema, Klimapolitik, hat keine 
Ergebnisse als die Bestätigung des Pariser Abkom¬ 
mens gebracht. Wobei die USA ihre Ablehnung bestä¬ 
tigt haben. Erdogan spielte noch einmal den starken 


Mann, in dem er erklärte, dass die Türkei das Abkom¬ 
men noch nicht ratifiziert habe. 

Groß angekündigt war die Teilnahme Afrikas an 
diesem Gipfel. Doch im Sinne der eingangs darge¬ 
stellten Einigung in Sachen Wirtschaftspolitik wird 
es für die Menschen auf diesem Kontinent keine 
Verbesserungen geben. Im Gegenteil, die dortigen 
Märkte werden weiterhin mit Subventionen zum 
Beispiel der hiesigen Landwirtschaft für die Ver¬ 
wertungsbedingungen des Kapitals ausgeblutet. Den 
Menschen wird die Lebensgrundlage entzogen. Wei¬ 
tere Flüchtlingsströme und Tote im Mittelmeer wer¬ 
den die Folge sein. 

Der Versuch Angela Merkels, sich als Führerin 
der liberalen Fraktion der führenden imperialisti¬ 
schen Staaten zu präsentieren, ist gründlich misslun¬ 
gen. Keines der brennenden Probleme in der Welt ist 
einer Lösung näher gekommen. Formelkompromis¬ 
se, mit denen ein weiteres Auseinanderdriften über¬ 
tüncht wurde, werden von Merkel als Erfolg präsen¬ 
tiert. Der einzige brauchbare und inhaltliche Erfolg 
wurde von den ungeliebten Präsidenten Putin und 


Trump mit der zeitweisen Waffenruhe in einem Teil 
Syriens erreicht. Immerhin ein kleines Aufatmen für 
die dort lebenden Menschen. (...) 

Der martialische Einsatz des staatlichen Gewalt¬ 
potentials war nicht nur gegen die unmittelbar Be¬ 
troffenen gerichtet. Er war ein Signal an alle fort¬ 
schrittlichen Kräfte, dass die Herrschenden, das Mo¬ 
nopolkapital und seine politischen Vertreter, bereit 
sind, alle Machtmittel innerhalb und außerhalb des 
Rechts einzusetzen, wenn ihr Herrschaftsanspruch 
auch nur ansatzweise in Frage gestellt wird. (...) 

Das politische Ziel der Spaltung der Bewegung 
gegen den G20-Gipfel ging nicht auf. Deutlich mehr 
als 150 000 Menschen haben sich in der Woche vor 
und während des Gipfels an Demonstrationen, Ak¬ 
tionen, Blockaden und Veranstaltungen gegen den 
Gipfel engagiert. (...) Die Linke zeigte sich auf der 
Großdemonstration einig, wenn auch die meisten 
Forderungen nicht über das Anprangern von Miss¬ 
ständen und Verbrechen hinausgingen. 

Der internationale kommunistische Block mit 
Genossinnen und Genossen aus Hamburg, Deutsch¬ 
land, dem europäischen und weltweiten Ausland 
zeigte die Ursachen und den Gegner auf: „Fight Im- 
perialism“. (...) Der Widerstand gegen eine unsozi¬ 
ale, ungerechte und undemokratische Politik lässt 
sich nicht einschüchtern. 
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Bezahlbar, umweltfreundlich 
und sozial verträglich 

Automobilkonferenz der DKP beriet über die Mobilität der Zukunft 



Viel Sachkunde war auf dem Podium vertreten: Winfried Wolf, Achim Bigus, Anne Rieger und Uwe Fritsch 
(von links nach rechts) 


U nter der Fragestellung „Auto¬ 
mobilindustrie - wie weiter?“ 
diskutierten auf Einladung der 
Betriebsgruppe VW und der DKP-Be- 
zirke Niedersachsen und Ruhr-Westfa¬ 
len mehr als 40 Teilnehmer in Hanno¬ 
ver über die Bedeutung der Automo¬ 
bilindustrie in Europa, die Bedrohung 
der Arbeitsplätze, die Zukunft des Au¬ 
tos und einer veränderten Mobilität. 
Erfreulich viele junge Menschen und 
Nichtmitglieder unserer Partei fanden 
sich in den ver.di-Höfen ein. 

Uwe Fritsch informierte über die 
Bedeutung der Automobilindustrie in 
Deutschland und Europa. Sowohl von 
der Anzahl der Arbeitsplätze als auch 
der Gewinne und der Bedeutung für 
den Export gehe es bei der Automo¬ 
bilindustrie um einen Kernbereich der 
Wirtschaft in Deutschland und in Euro¬ 
pa. Das zeige, mit wem wir uns anlegen 
müssen im Kampf um eine andere Form 
der Mobilität. Winfried Wolf begeisterte 
in einem emotionalen Vortrag nicht nur 
die Jüngeren im Publikum. Seine The¬ 
sen, die er ausführlich in seinem Buch: 
„Verkehr, Umwelt, Klima. Die Globa¬ 
lisierung des Tempowahns“ ausführt, 
umfassten u. a. die Verdrängung des Ei¬ 
senbahn- und Straßenbahnverkehrs (im 
übrigen die ältesten Formen der Elek- 
tromobilität), die externen Kosten des 
Autoverkehrs sowie die Möglichkeit des 
„Umbaus der Automobilindustrie“. 

Nach dem Mittagessen ging es in 
drei Arbeitsgruppen weiter: In der ers¬ 
ten befasste sich Alfred Hartung mit 
der Frage „Elektromobilität - Ausweg 
aus der Umweltkrise?“, die zweite be¬ 


Streikgesetz 

verfassungsgemäß 

Am vergangenen Dienstag hat das 
Verfassungsgericht das Gesetz zur 
Tarifeinheit in Betrieben für weit¬ 
gehend rechtmäßig erklärt. Damit 
lehnte das Bundesverfassungsge¬ 
richt in Karlsruhe die Klagen meh¬ 
rerer Gewerkschaften weitgehend 
ab. 

Das von Bundesarbeitsministe¬ 
rin Nahles eingebrachte Gesetz sieht 
vor, dass bei konkurrierenden Tarif¬ 
verträgen in einem Betrieb nur der 
Abschluss mit der mitgliederstärks¬ 
ten Gewerkschaft gilt. Gewerkschaf¬ 
ter kritisieren die Aushöhlung des 
Streikrechts durch dieses Gesetz. 

Neue Runde im 
Stahlstreit 

Die Auseinandersetzungen zwischen 
den Vereinigten Staaten und der EU 
um Stahllieferungen in die USA 
spitzt sich weiter zu. US-Handels- 
minister Wilbur Ross hat einen an¬ 
gekündigten Besuch in Berlin abge¬ 
sagt; Gegenstand seiner Gespräche in 
der deutschen Hauptstadt sollten ins¬ 
besondere die Strafzölle sein, die die 
USA gegen Stahlimporte aus meh¬ 
reren Staaten, darunter Deutschland, 
zu erheben plant. 

Nachhilfe in 
den Schulferien 

Die GEW NRW kritisiert den Vor¬ 
schlag des Bildungsforschers Prof. 
Wilfried Bos, Lehrkräfte sollten in 
den Sommerferien leistungsschwa¬ 
che Schüleriinnen und Schüler spe¬ 
ziell fördern und mit ihnen das ver¬ 
säumte Lernpensum nacharbeiten. 
Für diese Feriennachhilfe sollen laut 
Prof. Wilfried Bos besonders moti¬ 
vierte Pädagogen 5 000 Euro erhal¬ 
ten. Die Bildungsgewerkschaft ver¬ 
weist stattdessen auf ein altes, er¬ 
folgreiches Förderprojekt mit dem 
Namen „Komm mit! Fördern statt 
Sitzenbleiben“. 

Ziel dieser Initiative sei es gewe¬ 
sen, wirksame Förderkonzepte und 
Maßnahmen zur Reduzierung der 
Sitzenbleiberquote zu initiieren. 


stritt Winfried Wolf unter der Frage¬ 
stellung: „Weltklima - Weltautogesell¬ 
schaft - weltweite Alternativen“ und 
in der dritten Arbeitsgruppe stellte 
Achim Bigus Thesen zu Bedingungen 


Seit dem Deal zwischen der Landesre¬ 
gierung und der Rhön AG, Betreibe¬ 
rin des Uniklinikums Gießen-Marburg 
(UKGM) sind einige Wochen vergangen. 
Völlig zufrieden mit dieser Abmachung - 
die Rhön AG erhält in den nächsten fünf 
Jahren fast 100 Mio. Euro mehr vom Land 
als ursprünglich vereinbart - können nur 
die Aktionäre sein. Ihnen, die eh schon 
reich sind, winken fette Dividenden. 

Unipräsident Mukherjee sagte in ei¬ 
nem Interview, es müsse sichergestellt 
sein, dass das Geld nicht für die Kran¬ 
kenversorgung zweckentfremdet wer¬ 
de - Dividendenausschüttungen sind für 
ihn keine Zweckentfremdung. 

Die in Forschung und Lehre tätigen 
Ärzte vermissen bei der Vereinbarung 
eine Festlegung, wie viel Zeit sie für die¬ 
se Aufgaben bekommen. Sie fürchten 


und Akteuren für die Durchsetzung 
alternativer Mobilitätskonzepte vor. 
Anschließend erfolgte die Vorstellung 
der Kurzberichte aus den Arbeitsgrup¬ 
pen und eine Podiumsdiskussion mit 


mit Recht, dass sie wegen der ständigen 
Überlastung im Krankenhausbetrieb 
auch weiterhin ihre Freizeit dafür opfern 
müssen. Auch für die Medizinstudenten 
ist nicht sichergestellt, dass ihren Ausbil¬ 
dern mehr Zeit für die Ausbildung am 
Krankenbett bleibt. 

Alle Beschäftigten müssen damit 
leben, dass die Rhön-Geschäftsfüh- 


Winfried Wolf, Uwe Fritsch und Anne 
Rieger unter dem Titel:“ Zukunft der 
Automobilindustrie - wer nimmt Ein¬ 
fluss - wohin geht die Reise?“ Insbe¬ 
sondere Anne Rieger machte konkrete 


rung nach wie vor keine Notwendig¬ 
keit für einen Tarifvertrag zu ihrem 
Gesundheitsschutz sieht. So ein Ver¬ 
trag würde verbindliche Personal¬ 
schlüssel bedeuten - bei der hohen 
Zahl der Überlastungsanzeigen ist das 
offensichtlich überfällig. Bei der Igno¬ 
ranz der Rhön AG gegenüber den In¬ 
teressen des Personals wird so etwas 


Vorschläge, von denen die Forderung, 
neben spezifischen Formen der Ar¬ 
beitszeitverkürzung auch wieder die 
allgemeine Arbeitszeitverkürzung zur 
Lösung auf die Tagesordnung zu setzen, 
nur eine war. 

Die Veranstalter kündigten an, ei¬ 
nen Reader mit Texten und Thesen 
aus der Konferenz zu veröffentlichen. 
Er soll helfen aus den Erkenntnissen 
der Konferenz konkrete Politik zu ent¬ 
wickeln. So könnten vor Ort Diskus¬ 
sionsrunden mit Verkehrsexperten, 
Umweltaktivisten, Stadtplanern, Ge¬ 
werkschaften und Beschäftigten der 
Automobilindustrie initiiert werden. 

Die Rückmeldungen insbesondere 
der jungen Gewerkschafter waren mit 
einer Ausnahme positiv. Kritisiert wur¬ 
de, vieles sei nicht neu gewesen. Tat¬ 
sächlich waren wir in den 1980er Jahren 
schon weiter in der Diskussion, doch 
die heutige Aufgabe bleibt: Die Dis¬ 
kussion wieder auf die Tagesordnung 
zu setzen, das Bewusstsein für die Grö¬ 
ße der Aufgabe zu schärfen, aber auch 
Mut zu machen, das Thema im Betrieb 
und in der Gewerkschaft anzugehen. 

Denjenigen, die meinen, es könne 
alles so bleiben wie es ist, sei gesagt: 
Der Umbau der Automobilindustrie 
wird stattfinden. Die Konzerne haben 
ihn auf Druck von Zivilgesellschaft und 
Politik auf die Tagesordnung gesetzt. 
Für uns geht es darum, ob es uns ge¬ 
lingt, die Entwicklungsrichtung zu be¬ 
einflussen und dafür zu kämpfen, dass 
nicht die Beschäftigten auf der Strecke 
bleiben. 

Ulrike Schmitz 


wohl nur nach wirksamen Streiks 
durchsetzbar sein. 

Wissenschaftsminister Boris Rhein 
(CDU) verteidigte im Landtag die Ab¬ 
machung mit der Rhön AG und dabei 
auch den Verzicht der Regierung auf die 
zwei Sitze im Aufsichtsrat, die dem Land 
eigentlich zustehen. Er hält es für rich¬ 
tig, der reinen Profitorientierung freien 
Lauf zu lassen. Damit handelt er ganz im 
Sinne seiner Parteivorsitzenden Merkel. 
Diese pries auf einem von der Bundes¬ 
regierung veranstalteten „Digitalgipfel“ 
die „großen neuen Wertschöpfungsmög¬ 
lichkeiten“ im privatisierten Gesund¬ 
heitswesen an. Ohne massive Gegen¬ 
wehr bleiben die Interessen der Patien¬ 
ten und des Personals auf der Strecke. 

Gernot Linhart 

Aus: Gießener Echo, Zeitung der DKP Gießen, Juli 2017 


2. Oder die Beschäftigten müssen 
ihre Klamotten selbst bezahlen, dann 
sollten sie auch eigenständig entscheiden 
können, was sie gerne und wie modisch 
tragen möchten. 

Viele Verkäufer/innen sehen in den 
Vorgaben von Primark aber nicht nur 
eine enorme finanzielle Belastung, son¬ 
dern auch einen auffallenden Gegensatz 
zu der in den Geschäften angebotenen 
Artikeln in allen Farben und Formen. 
Denn was die Unternehmensleitung mas¬ 
senhaft verkaufen lässt, entspricht keines¬ 
wegs ihrer eigenen Vorstellung von „ei¬ 
nem sauberen und gepflegten Eindruck“ 
einer Bekleidung. Diesen offenen Wider¬ 
spruch hält Primark wohl deshalb für ver¬ 
tretbar, weil der Einzelhändler sehr viel 
Geld dadurch spart, dass er den Beschäf¬ 
tigten seine „Billischeidentiti“ wie es auf 
Hessischenglisch heißt, vorschreibt. Was 
im Store Weiterstadt künftig gelten soll, 
wird derzeit zwischen Betriebsrat und 
Geschäftsleitung verhandelt .Horst Gobrecht 


Billischeidentiti 

Problematische Kleiderordnung in der Primark-Filiale Weiterstadt 


Manche Unternehmen lassen es sich viel 
kosten, um ihre „Corporate Identity“, 
nach „Google“ dessen Erscheinungsbild 
in der Öffentlichkeit, in dem sich seine 
„Philosophie“ sowie das Leistungsange¬ 
bot und die Arbeitsweise zeigen sollen, 
gezielt aufzubauen und attraktiv zu hal¬ 
ten. Für die Primark Mode Ltd. & Co. KG 
in Deutschland gehört dazu auch ein be¬ 
sonderer „Dress Code“, also eine Kleider¬ 
ordnung. Doch die hiesige Geschäftsfüh¬ 
rung des irischen Modehändlers gibt sich 
„schlauer“ als andere Topmanager im 
gleichen Gewerbe: Sie will nicht bloß ein 
weltweit einheitliches Erscheinungsbild 
der Verkäufer/innen (Retail Assistants) 
in den Stores, sondern möchte diese ver¬ 
pflichten, sich nach gewünschter „Art des 
Hauses“ auf eigene Kosten einzukleiden. 

Das dürfte für die Beschäftigten ei¬ 
nes Billiganbieters von Klamotten doch 
kein großes Problem sein, mag mancher 
denken. Weit gefehlt! Primark duldet 
keineswegs, das zu tragen, was im eige¬ 


nen Unternehmen als Mode verstanden 
und über ein wachsendes Filialnetz als 
solche an die Leute gebracht werden soll. 
Dort, wo es ohne örtlichen Betriebsrat 
ausschließlich nach dem Willen und dem 
Druck der Unternehmensleitung geht, 
sind die Verkäufer/innen verpflichtet, 
nur lange „formale Hosen, Jeans oder 
Chino“ in Schwarz oder Dunkelblau zu 
tragen. Gleiches gilt für Röcke und Klei¬ 
der bei Frauen; sie müssen „mindestens 
knielang“ sein. Schwarz hat auch die 
Oberbekleidung zu sein. Welche Schu¬ 
he passen dazu in welcher Farbe? Klar: 
schwarze oder dunkle. 

Wer aus der so genannten „Gothik“- 
Szene kommt und hier oft auch als 
„Grufti“ bezeichnet wird, der liebt si¬ 
cherlich solche düsteren Farben. Aller¬ 
dings hätte ein/e Kollege/-in mit dieser 
ausgefallenen Neigung bei aller Begeis¬ 
terung für Schwarzes bestimmt reichlich 
Probleme, bei Primark eingestellt zu 
werden. Denn genau wie Tattoos gelten 


Piercings im Gesicht nicht als „ordentli¬ 
ches und professionelles Erscheinungs¬ 
bild“ eine/r Verkäufer/in und sind des¬ 
halb „nicht gestattet“. All j ene j edoch, die 
derartige Vorlieben nicht teilen und sich 
während der Arbeitszeit auch gerne mo¬ 
disch kleiden möchten, werden Schwie¬ 
rigkeiten haben, auf eigene Kosten zum 
Wohl der „Corporate Identity“ von Pri¬ 
mark eine diesen Ansprüchen genügen¬ 
de „angemessene und neutrale Beklei¬ 
dung“ zu finden, die ihnen selbst gefällt. 

Aus diesem Grund hat der Betriebs¬ 
rat der Primark-Filiale im Einkaufs¬ 
zentrum Loop5 in Weiterstadt für den 
Abschluss einer Betriebsvereinbarung 
„Arbeitskleidung“ zwei Lösungsansät¬ 
ze gewählt: 

1. Entweder besteht die Geschäfts¬ 
führung auf ihrer trüben bis finsteren 
Farbauswahl, so soll sie wie andere Un¬ 
ternehmen den Beschäftigten die not¬ 
wendige Arbeitskleidung stellen und bei 
Verschleiß austauschen. 


Die Rhön AG hat seit Februar einen neuen Vorstandsvorsitzenden. Er heißt Ste¬ 
phan Holzinger und ist ein knallhart profitorientierter Manager ohne Erfah¬ 
rung im Gesundheitswesen. Wessen Geistes Kind der Mann ist, hat er in einem 
Interview mit der „Gießener Allgemeinen“ offenbart. Dort äußerte er große 
Bewunderung für den US-Senator John Warner, einen rechten Republikaner, 
für den er mal gearbeitet hatte. Bewundernswert fand er, dass dieser zweimal 
sehr reiche Frauen geheiratet hat, Elizabeth Taylor und die Milliardärserbin Ca¬ 
therine Mellon. Bei den Scheidungen habe er so viel Geld mitgenommen, dass 
er den Rest seines Lebens Politik machen konnte. 


Nur die Aktionäre können lachen 

Uniklinikum Gießen-Marburg sahnt ab 
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Kein Lohndumping im Einzelhandel 

Tarifverhandlungen gescheitert - Warnstreiks ausgeweitet 



Bereits im letzten Jahr ging es beim Einzelhandel nicht nur um mehr Geld, sondern auch um die Tarifbindung. 
Warnstreik bei real Mönchengladbach 2016 


A m vergangenen 
Freitag traten 
in Baden-Würt¬ 
temberg ganztägig rund 
650 Beschäftigte des 
Einzelhandels in einen 
Warnstreik. Gestreikt 
wurde in Betrieben bzw. 

Filialen von Kaufland, 

OBI, Kaufhof, Karstadt, 

Ikea, H&M und Esprit. 

Mit den von ver.di or¬ 
ganisierten Aktionen 
protestierten die Kol¬ 
leginnen und Kollegen 
gegen das provozierend 
niedrige „Angebot“ der 
Elnternehmerseite: Er¬ 
höhungen der Löhne, 

Gehälter und Ausbil¬ 
dungsvergütungen um 
1,5 Prozent für 2017 und 
1,0 Prozent für 2018. 

Zudem sollen pro Jahr 
150 Euro als Einmalzah¬ 
lungen (nicht auf die Ta¬ 
belle) gezahlt werden. 

Dagegen fordert ver. 
di für die rund 490 000 
Einzel- und Versand¬ 
handelsbeschäftigten 
in Baden-Württemberg 
die Erhöhung der Löh¬ 
ne und Gehälter um 6 
Prozent; die Anhebung 
der Ausbildungsvergü¬ 
tungen um monatlich 
100 Euro, ein tarifli¬ 
ches Mindesteinkom¬ 
men von 1 900 Euro; 
bei einer Laufzeit von 
12 Monaten, ver.di will 
zudem die Tarifverträ¬ 
ge des Einzelhandels 
für allgemeinverbind¬ 
lich erklären lassen - 
wie es bis zum Jahr 2000 üblich war -, 
um so der Tarifflucht und dem weite¬ 
ren Lohndumping im Einzelhandel den 
Weg zu versperren. 

Auch in Bayern stehen die Zeichen 
auf Sturm. Nach der erfolglosen Ta¬ 
rifverhandlung am 7. Juli wurden die 
Streiks im bayerischen Einzelhandel 
fortgesetzt, ver.di rief die Beschäftig¬ 
ten von einzelnen Betrieben des Un¬ 
ternehmens Dehner Gartencenter, Es¬ 
prit, H&M, Kaufland, Marktkauf und 


Zara in den Orten Augsburg, Bad Kis- 
singen, Großostheim, Kempten, Mem¬ 
mingen, München, Nürnberg, Regens¬ 
burg, Schweinfurt und Würzburg zum 
Streik auf. 

„Der engagierten Bewegung der 
vielen tausend Streikenden ist die Be¬ 
wegung am Verhandlungstisch zu ver¬ 
danken. Trotzdem bedeutet auch dieses 
Angebot Reallohnsenkungen, dass kei¬ 
ne entscheidenden Schritte gegen Al¬ 
tersarmut und den Verdrängungswett¬ 


bewerb unternommen werden“, erklärt 
Hubert Thiermeyer, ver.di-Verhand¬ 
lungsführer in Bayern. 

„Immer mehr Leistung mit immer 
weniger Personal, dabei sollen die Be¬ 
schäftigten ständig lächeln und dann 
bekommen sie bei den Tarifverhand¬ 
lungen nicht ansatzweise die Wert¬ 
schätzung und Anerkennung von den 
Arbeitgebern, die sie verdienen. Da 
darf sich niemand wundern, wenn sich 
die Kolleginnen und Kollegen weh¬ 


ren“, erläutert Dominik 
Datz, ver.di-Streikleiter 
in München. 

Im Einzel- und Ver¬ 
sandhandel in Bayern 
arbeiten ca. 500 000 Be¬ 
schäftigte, davon fallen 
ca. 300 000 Beschäftig¬ 
te unter die Geltung des 
Tarifvertrags. 

Für den Einzelhan¬ 
del in Bayern fordert 
ver.di eine Entgelter¬ 
höhung um einen Euro 
in der Stunde und 100 
Euro im Monat für die 
Auszubildenden, sowie 
die sogenannte Allge- 
meinverbindlichkeits- 
erklärung der Tarifver¬ 
träge, damit sie für alle 
Beschäftigten im Ein¬ 
zelhandel gelten. 

In der dritten Tarif¬ 
verhandlung am 7. Juli 
rückten die „Arbeit¬ 
geber“ nach zwei Mo¬ 
naten nun endlich von 
ihrem Vorhaben ab, 
nicht-tabellenwirksame 
Einmalzahlungen als 
Ersatz für eine Real¬ 
lohnsteigerung und An¬ 
hebung des Niveaus im 
Einzelhandel vereinba¬ 
ren zu wollen. Sie mach¬ 
ten ein Angebot von 
2,0 Prozent nach zwei 
Nullmonaten in diesem 
Jahr und 1,8 Prozent im 
nächsten Jahr, was aus 
Sicht von ver.di Real¬ 
lohnsenkungen bedeu¬ 
ten würde und nichts 
gegen die akute Gefahr 
der Altersarmut be¬ 
wirkt. Die Forderung nach einer Allge- 
meinverbindlichkeit der Tarifverträge 
im Einzelhandel lehnten die Arbeitge¬ 
ber weiterhin kategorisch ab. 

ver.di machte einerseits Entge¬ 
genkommen der „Arbeitgeber“ aus, 
kommt aber in einer Tarif-Info an die 
Beschäftigten zu dem Schluss, dass de¬ 
ren Angebote aber nicht ausreichten. 
Die Tarifverhandlungen werden am 
8. August fortgesetzt. 

ver.di/MD/WSK 


Es geht um mehr als nur mehr Geld 

Sinkende Tarifbindung ermöglicht Absenkung von sozialen Standards 


Warnstreiks begleiten derzeit bundes¬ 
weit die Tarifauseinandersetzung 2017 
für die 3,4 Millionen Beschäftigten im 
Groß- und Einzelhandel. Die Kollegin¬ 
nen und Kollegen erleben jeden Werk¬ 
tag neu, wie die Unternehmen versu¬ 
chen, den stetig schärfer werdenden 
Verdrängungswettbewerb in diesem 
Wirtschaftssektor immer brutaler auf 
ihren Rücken auszutragen. 

Fast zwei Drittel von ihnen arbei¬ 
ten mittlerweile in Teilzeit oder sind ge¬ 
ringfügig beschäftigt und haben damit 
immer weniger in ihrem Geldbeutel. 
Der Frauenanteil beträgt fast 70 Pro¬ 
zent. Eine tariflich bezahlte Verkäufe¬ 
rin mit einem Bruttogehalt von monat¬ 
lich 2 471 Euro bekäme selbst nach 45 
Jahren ununterbrochener Vollzeitar¬ 
beit eine Rente von gerade einmal 804 
Euro netto, wenig mehr als die gesetz¬ 
liche Grundsicherung. Das muss sich 
ändern, und dafür wollen die Beschäf¬ 
tigten auch kämpfen, ver.di will ver¬ 
hindern, dass die tariflichen Standards 
für Gehälter, Urlaubstage, Jahresleis¬ 
tungen, Arbeitszeiten und vieles mehr 
noch weiter nach unten geschraubt 
werden können. 

Im Jahr 2000 war noch ungefähr 
die Hälfte aller Betriebe an einen Ta¬ 
rifvertrag gebunden, heute sind es in 
Westdeutschland noch 25 Prozent, in 
Ostdeutschland sogar nur 14 Prozent. 
Besonders bekannte Tarif-Flüchtlinge 
im Handel sind Edeka und Real. Die 
Tarifflucht ist allerdings ein branchen¬ 


übergreifendes Mittel der Kapitalisten, 
um ihre Profite zu maximieren. 

Von Branche zu Branche variiert 
die Tarifbindung aber sehr stark: Im 
Bereich von öffentlicher Verwaltung, 
Verteidigung und Sozialversicherung 
hegt die Tarifbindung bei beinahe 100 
Prozent, in der Energieversorgung bei 
85 Prozent sowie in Erziehung und Un¬ 
terricht bei 83 Prozent, gefolgt von frei¬ 
en Wissenschafts- und Technikdienst¬ 
leistern mit 20 Prozent. Mit nur 13 
Prozent hat die Land-, Forst- und Fisch¬ 
wirtschaft die niedrigste Tarifbindung. 
Insgesamt haben 2016 rund 51 Prozent 
der westdeutschen und etwa 36 Pro¬ 
zent der ostdeutschen Beschäftigten 


in einem an einen Branchentarifver¬ 
trag gebunden Betrieb gearbeitet, Fir¬ 
mentarifverträge gelten für 8 Prozent 
der westdeutschen und 11 Prozent der 
ostdeutschen Beschäftigten. Für rund 
42 Prozent der westdeutschen und 53 
Prozent der ostdeutschen Arbeitneh¬ 
mer gilt kein Tarifvertrag. 

Von diesen ungebundenen Betrie¬ 
ben behaupten aber etwa 40 Prozent 
aus Westdeutschland und 39 Prozent 
der ostdeutschen Betriebe, sie würden 
sich bei den Einzelarbeitsverträgen an 
den bestehenden Branchentarifen „ori¬ 
entieren“. 77 Prozent von ihnen lassen 
wissen, dass die Bezahlung ihrer Be¬ 
schäftigten vergleichbar sei mit dem 


Tarif und 19 Prozent dieser Betriebe 
behaupten sogar forsch, besser als Ta¬ 
rif zu bezahlen. 

Klingt gut, aber die Alltagswirklich- 
keit sieht anders aus: Die Löhne und 
Gehälter in „tariforientierten“ Be¬ 
trieben hegen um 24,6 Prozent unter 
denen in tarifgebundenen Betrieben. 
Deutschland gehört neben Portugal 
und Slowenien zu den wenigen euro¬ 
päischen Ländern mit Flächentarifver¬ 
trägen, in denen sowohl der gewerk¬ 
schaftliche Organisationsgrad als auch 
die Mitgliedschaft in Arbeitgeberver¬ 
bänden und die Tarifbindung zurück¬ 
gegangen sind. Das Tor zur Tarifflucht 
bleibt hierzulande so lange offen, wie 
die Verankerung der Gewerkschaften 
in der Arbeitnehmerschaft schwach 
bleibt oder wie in vielen Dienstleis¬ 
tungsbranchen und im Handwerk sogar 
weiter sinkt. Damit sinkt naturgemäß 
auch ihre Durchsetzungskraft. 

ver.di ist seit Längerem dabei, 
diesen Trend kämpferisch in ihrem 
Bereich umzukehren. Wo Gewerk¬ 
schaften mangels Mitgliedern keinen 
Druck mehr in den Betrieben aufbau¬ 
en können, sehen die Unternehmen 
keinen Grund sich Branchentarifver¬ 
träge ans Bein binden zu lassen. Der 
gewerkschaftliche Ruf nach einem 
gesetzlichen Zwang zur Tarifbindung 
aber ist nichts anderes als das Einge¬ 
ständnis der gegenwärtigen eigenen 
Ohnmacht. 

Manfred Dietenberger 



Arbeitsplätze verteidigt 

Der Anhänger-Hersteller Schmitz 
Cargobull wollte seinen Standort in 
Toddin bei Schwerin dichtmachen. 
Doch die Belegschaft leistet ent¬ 
schlossen Widerstand - und kann 
schon erste Erfolge verzeichnen. 

Der Kampf um Arbeitsplätze 
tobt schon seit Wochen. Die Ent¬ 
schiedenheit der Belegschaft zeigte 
Wirkung: Zuerst vertagte der Auf¬ 
sichtsrat die Entscheidung über die 
Schließung des Werks. Dann ist das 
Management endlich zu Gesprächen 
bereit. Mittlerweile gibt es einen ers¬ 
ten wichtigen Erfolg: Die Schließung 
des Standorts ist vorerst vom Tisch. 
Darauf haben sich IG Metall Küste 
und der Vorstand von Schmitz Cargo¬ 
bull geeinigt. Der Vorstand soll sei¬ 
ne bisherigen Pläne überprüfen und 
gemeinsam mit den Arbeitnehmer¬ 
vertretern untersuchen, wie Toddin 
wettbewerbsfähig fortbestehen kann. 

Keine Lohnangleichung 
bei Gebäudereinigern 

Nach Vorstellung der „Arbeitgeber“ 
im Gebäudereiniger-Handwerk wird 
es auch zukünftig keine Lohngerech¬ 
tigkeit für den Osten Deutschlands 
geben. Die entsprechende Forderung 
lehnten sie in der zweiten Verhand¬ 
lung in der Tarifrunde für die Bran¬ 
che nachdrücklich ab. 

„Es gibt auch in der zweiten Ver¬ 
handlungsrunde keinen Fortschritt. 
Die Arbeitgeber blockieren auf gan¬ 
zer Linie“, sagte IG BAU-Bundesvor- 
standsmitglied und Verhandlungs¬ 
führerin Ulrike Laux. „Sämtliche 
Zusagen über ernsthafte Verhand¬ 
lungen vor dem Start der Tarifrun¬ 
de, haben sich heute als Sprechbla¬ 
sen erwiesen. In ihrer Argumentation 
verstecken sich die Arbeitgeber hin¬ 
ter den Kunden und schieben ihnen 
den Schwarzen Peter zu. Angeblich 
sind es die Kunden der Gebäuderei- 
nigungs-Betriebe, die Dumpinglöhne 
für die Beschäftigten voraussetzen.“ 

Die IG BAU fordert einen Euro 
mehr pro Stunde. Für den Osten muss 
die Lohnangleichung Ost-West bis 
spätestens 2019 vollzogen sein. Der¬ 
zeit besteht noch eine Ost-West-Lü- 
cke von rund zehn Prozent. Zudem 
fordert die IG BAU den Einstieg in 
ein Weihnachtsgeld. 

Die Verhandlungen werden am 
6. September 2017 in Frankfurt am 
Main fortgesetzt. 

Mehr Geld für 
Kfz'ler im Osten 

Die IG Metall hat Tariferhöhungen 
für die Beschäftigten im Kfz-Hand- 
werk durchgesetzt. Die Beschäftigten 
in den tarifgebundenen Kfz-Werk- 
stätten und Autohäusern in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen erhalten mehr Geld 
in zwei Stufen. 2,9 Prozent jetzt - und 
weitere 2,9 Prozent im Herbst 2018. 
Das haben die Tarifkommissionen 
der IG Metall mit gewählten Vertre¬ 
tern aus den Betrieben ausgehandelt. 

Im Juni hatten sich IG Metall und 
Arbeitgeber bereits auf ähnliche Ta¬ 
rifabschlüsse in Niedersachsen, in der 
Pfalz, in Bayern, Hamburg, Berlin, 
Brandenburg, Sachsen und Baden- 
Württemberg geeinigt. 

Arbeitsbedingungen 
bei Mega-Sport-Events 

Zum Thema faire Arbeit auf Baustel¬ 
len von Mega-Sport-Events hat der 
internationale Gewerkschaftsbund 
für Bau- und Holzarbeiter (BHI), in 
dem die IG BAU Mitglied ist, einen 
zweitägigen Kongress in Berlin ver¬ 
anstaltet. Zum Abschluss der Ver¬ 
anstaltung sagte der Stellvertreten¬ 
de IG BAU-Bundesvorsitzende und 
BHI-Vize Dietmar Schäfers: 

„Dieser Kongress hat ein weite¬ 
res Schlaglicht auf die Situation der 
Arbeiter auf Mega-Baustellen von 
Sport-Events geworfen und Wege 
für Verbesserungen aufgezeigt. Vieles 
hegt dabei noch im Argen. Vor allem 
Wanderarbeiter wie etwa aus Indien 
und Nepal sind vielerorts von prekä¬ 
ren Arbeitsbedingungen betroffen. 
Aber zum Teil machen die Schilde¬ 
rungen und Beiträge der Konferenz¬ 
teilnehmer aus aller Welt auch Mut. 
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Politik 


unsere zeit m 


dkp im Wahlkampf Solidarität ist die Alternative 

Die Kandidatur macht unsere Positionen bekannter 


Kommunistische Parteien diskutierten in Hamburg 



Lebhaft und engagiert: Andreas Sörensen (links) und Carolus Wimmer (rechts) 


Gernot Linhart im Gespräch mit Martina 
und Uwe Lennartz von der DKP Gie¬ 
ßen, die über 250 Unterschriften für die 
Landesliste in Hessen gesammelt haben. 

Frage: Wie war die Resonanz beim Sam¬ 
meln von Unterstützungsunterschriften? 

Martina: Sie war überwiegend positiv. 
Besonders ehemalige DKP-Mitglieder 
haben sich über unsere direkte Anspra¬ 
che gefreut und uns bereitwillig mit ih¬ 
rer Unterschrift unterstützt. Auch vie¬ 
le Mitglieder der PDL, mit der wir im 
Stadtparlament ein konstruktives Bünd¬ 
nis bilden, haben ohne zu zögern unter¬ 
schrieben, weil die DKP mit ihrer Kan¬ 
didatur den linken Flügel der PDL stär¬ 
ken würde. 

Uwe: Beim Ansprechen von uns frem¬ 
den Menschen in der Fußgängerzone 
mussten wir mehr Überzeugungsarbeit 
leisten. Wir haben das Gießener Echo, 
die monatlich erscheinende Zeitung 
der DKP Gießen, an Passanten verteilt 
und sie dabei direkt gefragt, ob ihnen die 
DKP und ihre Ziele bekannt sind. Blie¬ 
ben sie dann stehen, haben sich häufig 
lange und intensive Gespräche entwi¬ 
ckelt, bei denen sie meistens auch un¬ 
terschrieben haben. 

Frage: Mit welchen Argumenten habt ihr 
am häufigsten überzeugt? 

Uwe: Hier war für mich das Sofortpro¬ 
gramm der DKP sehr hilfreich. Bei der 
Diskussion über die Ursachen der zu¬ 
nehmenden Armut, die Verschärfung 
der Ausbeutung durch Unternehmer 
und den Abbau erkämpfter Rechte, über 
die Ursachen der kriegerischen Eska¬ 
lationen in unserer Welt und über den 
Zusammenhang zwischen Rüstungsex¬ 
porten und der hohen Zahl der Flüch¬ 
tenden konnte ich deutlich machen, dass 
die DKP konkrete Lösungen für diese 
Probleme hat. 

Martina: Ich überzeugte mit den Forde¬ 
rungen nach Erhöhung der öffentlichen 
Investitionen in Wohnungen, Bildung 
und Krankenhäuser sowie der Rente 
und des Mindestlohns. Auch die Forde- 


Die DKP Saarland beteiligt sich aktiv 
an einer neuen Initiative in ihrem Bun¬ 
desland. Gemeinsam mit Gewerkschaf¬ 
tern und anderen hat sie einen Aufruf 
verfasst, der in diesen Tagen beginnt, 
Unterschriften zu sammeln. 

Die Kluft zwischen Arm und Reich 
wird seit Jahren immer größer, auch 
im Saarland. Mehr als jede/r Sechste 
lebt hier unterhalb der Armutsgrenze. 

Betroffen sind vor allem Allein¬ 
erziehende, Erwerbslose, Kinder und 
Rentner/innen. Auf der anderen Seite 
steigt die Zahl derer mit einem jähr¬ 
lichen Einkommen von 150.000 Euro 
und mehr. Die sechs Saarländer in der 
Gruppe der 500 reichsten Millionäre 
Deutschlands verfügen zusammen 
über ein Vermögen von mindestens 
4,6 Milliarden Euro. Die Verteilung 
des Privatvermögens wird immer un¬ 
gerechter. Ein Zehntel der Bevölke¬ 
rung in Deutschland besitzt mindes¬ 
tens zwei Drittel des gesamten Ver¬ 
mögens. 

Der Anteil der Löhne am Volks¬ 
einkommen ist seit Jahren rückläufig, 
Reallöhne sinken. Der Sozialabbau, 
der mit der Einführung des sogenann¬ 
ten „Hartz IV“ (ALG2) den Druck auf 
die Beschäftigten und die Erwerbslo¬ 
sen enorm erhöht hat, wird vorange¬ 
trieben, daraus folgte eine Schwächung 
der Gewerkschaften. Die Bevölkerung 
im Saarland ist von niedrigen Löhnen 
in besonderem Maße betroffen. Die zu¬ 
nehmende Konzentration von Geld in 
wenigen Händen heizt die Spekulation 
an und führt zu immer neuen Krisen. 
Wenn dann die öffentlichen Haushal¬ 
te in Form massiver neuer Schulden 
die Zeche zahlen (siehe Bankenret- 


rung nach Beendigung der Kriege mit 
deutscher Beteiligung und Verringerung 
des deutschen Rüstungsetats überzeug¬ 
te die Gesprächspartner, uns zu unter¬ 
stützen. In vielen Gesprächen spürte ich 
außerdem ein großes Verständnis dafür, 
dass viele dieser Probleme unserer Ge¬ 
sellschaft im Kapitalismus nicht lösbar 
sind, weil der Kapitalismus selbst das 
Problem ist und wir nur zusammen mit 
allen Ausgebeuteten und Unterdrückten 
in kämpferischer Solidarität zur Verän¬ 
derung der bestehenden Machtverhält¬ 
nisse beitragen können. 

Frage: Was ist euer Resümee nach diesem 
monatelangen Sammeln? 

Uwe: Ich habe den Eindruck, dass wir 
viele Menschen in intensiven Gesprä¬ 
chen erreicht und sogar motiviert haben, 
sich in Zukunft noch mehr für die Politik 
der DKP zu interessieren. Einige haben 
das Gießener Echo abonniert oder sind 
bei Veranstaltungen der DKP Gießen 
erschienen, wo wir bereits weitere Ge¬ 
spräche führen konnten. 

Martina: Wir konnten nicht nur zum 
Unterschreiben überzeugen, sondern 
haben mit unseren politischen Zielen 
und Inhalten überzeugt. Viele Men¬ 
schen haben uns darin bestätigt, dass 
aktives, offenes und selbstbewusstes 
Auftreten notwendig ist. Somit ist die 
Kandidatur der DKP eine fantastische 
Möglichkeit, dass die DKP und unsere 
Ziele noch mehr wahrgenommen wer¬ 
den. 

Frage: Und wie geht es jetzt weiter? 

Martina: Das Interesse, das uns so viele 
Menschen entgegengebracht haben, und 
die dadurch bei uns entstandene Eupho¬ 
rie werden wir nutzen, um mit Selbst¬ 
bewusstsein, Engagement und Mut ei¬ 
nen intensiven und kämpferischen Bun¬ 
destagswahlkampf zu führen und noch 
mehr Menschen zu erreichen und zu 
überzeugen. 

Dafür wünsche ich euch und uns allen 
viel Kraft und Erfolg. Vielen Dank für 
das Gespräch. 


tung) und nicht die Verursacher, fehlt 
das Geld für die Bedürfnisse der All¬ 
gemeinheit. Zunehmender Reichtum 
und dadurch wachsende Macht in den 
Händen einer relativ kleinen Perso¬ 
nengruppe stellen eine Bedrohung für 
demokratische Strukturen dar und ver¬ 
hindern politische Entscheidungen im 
Interesse der Mehrheit der Menschen. 
Der neoliberale Kapitalismus hat die 
Ungleichheit enorm verschärft. So darf 
es nicht weitergehen! 

Um öffentliche Einrichtungen wie¬ 
der handlungsfähig zu machen und die 
Kürzungspolitik zu Lasten der finanzi¬ 
ell Schwächeren zu beenden, hilft keine 
Schuldenbremse. Sie bewirkt das Ge¬ 
genteil davon. Die öffentlichen Haus¬ 
halte müssen gestärkt werden, indem 
die Einnahmeseite mittels Umvertei¬ 
lung gestärkt wird. Einkommensmillio¬ 
näre müssen im angemessenen Verhält¬ 
nis zur Finanzierung der öffentlichen 
Daseinsfürsorge beitragen. Mit einer 
Steuer für Millionäre und Milliardä¬ 
re alleine wird sich die Gesellschaft 
nicht grundlegend verändern, doch 
ein Schritt in die notwendige Richtung 
wäre getan. 

Die Einführung einer Millionärs¬ 
steuer wäre ein wirkungsvoller Anfang, 
die bisherige Richtung umzukehren. 
Von der saarländischen Landesregie¬ 
rung fordern wir eine entsprechende 
Gesetzesinitiative im Bundesrat.Die 
Mittelverwendung muss zielgerichtet 
für die Linderung von Einkommens- 
-und Bildungsarmut eingesetzt werden. 

Die Initiative „Millionärssteu¬ 
er jetzt!“ will der Bewegung für eine 
Umverteilung von oben nach unten, 
für eine gerechte Zukunft, zu neuem 
Schwung verhelfen. 


W ährend die Mächtigen und 
Reichen ihren G20-Gipfel 
trotz Demonstrationsverbo¬ 
ten, zahlreicher Schwerverletzter durch 
Wasserwerfer und Pfefferspray, trotz 
Einschränkung der Pressefreiheit und 
Massenverhaftungen als „Festival der 
Demokratie“ bezeichneten, diskutierten 
rund 150 Teilnehmer am 7. Juli im Arbei¬ 
terstadtteil Billstedt mit Vertretern von 
fünf Kommunistischen Parteien aus Eu¬ 
ropa und Venezuela über Alternativen 
zu G20 und zum Imperialismus. „Unsere 
Antwort auf das System der Krisen und 
der Kriege, für das die Mehrzahl der am 
Gipfel teilnehmenden Staats- und Regie¬ 
rungschefs steht, heißt Solidarität“ be¬ 
schrieb Michael Götze als Vorsitzender 
der gastgebenden DKP-Hamburg, das 
Thema der Internationalen Podiumsdis¬ 
kussion. 

„Die bundesdeutschen Politiker de¬ 
monstrieren in diesen Tagen, was sie un¬ 
ter Demokratie verstehen“, erklärte Göt¬ 
ze weiter und gab damit das Stichwort 
für Carolus Wimmer, den Internationa¬ 
le Sekretär der Kommunistischen Par¬ 
tei Venezuelas (PCV). Wimmer wertete 
das von Anfang an auf Einschüchterung 
und Eskalation angelegte Vorgehen des 
Staates gegen Kritiker des G20-Gipfels 
als „eindeutigen Beweis dafür, dass sich 
der Klassenkampf auch hier in Deutsch¬ 
land und Europa“ verschärfe. „Sie pro¬ 
ben für den Ernstfall“, kommentierte er 
die Polizeiaktionen, „denn sie wissen, 
dass der Moment kommen kann, wo die 
Mehrheit sich wehrt“. Noch sei es nicht 
soweit, meinte Vladimir Sedläcek von 
der Kommunistischen Partei Böhmens 


Mit insgesamt 43 Demonstrationsbeob¬ 
achterlinnen hat das Komitee für Grund¬ 
rechte und Demokratie viele Versamm¬ 
lungen in der Zeit vom 2. bis 8. Juli 2017 
in Hamburg begleitet. Wir wollen den 
einseitigen Polizeiberichten genaue Dar¬ 
stellungen der Abläufe entgegenstellen. 
Unser Ausgangspunkt sind die Grund- 
und Menschenrechte auf Versammlungs¬ 
und Meinungsfreiheit. Denn diese gal¬ 
ten seit jeher „als Zeichen der Freiheit, 
der Unabhängigkeit und der Mündigkeit 
des selbstbewussten Bürgers“, wie es im 
Brokdorf-Beschluss des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts heißt. 

Wir haben beobachtet, in welchem 
Maße die Polizei in diesen Tagen die 
Macht über das Geschehen in der Stadt 
übernommen hat. Sie hat eskaliert, Bür¬ 
ger- und Menschenrechte ignoriert, sie 
informierte die Öffentlichkeit falsch und 
ging mit großer Gewalt gegen die Men¬ 
schen vor. Schon seit Monaten warnen 
wir vor dem Ausnahmezustand, der an¬ 
lässlich des G20 in Hamburg produziert 
wird. Das, was wir in dieser Woche vor¬ 
gefunden haben, geht sogar über das, 
was wir befürchtet haben, noch hinaus. 
Nicht nur wurden die Grund- und Men¬ 
schenrechte auf Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit durch die Allgemein¬ 
verfügung außer Kraft gesetzt. Die Poli¬ 
zei hat, gedeckt von der Hamburgischen 


und Mährens (KSCM). „Jetzt sind wir 
in der EU und viele verlassen resigniert 
ihre Heimat, weil ihre Arbeitsbedingun¬ 
gen immer schlechter werden und sie 
keine Zukunftsperspektive sehen“, be¬ 
richtete er. Seine Partei versuche derzeit 
in erster Linie mehr Beschäftigte in den 
Betrieben für den Widerstand gegen das 
dafür verantwortliche System zu organi¬ 
sieren. Er rechne mit einer Verschärfung 
des Klassenkampfes überall in Europa, 
erklärte Sedläcek. 

Auch in Portugal werden die Lebens¬ 
bedingungen für die Mehrheit der Be¬ 
völkerung aufgrund der „tiefen struk¬ 
turellen Krise des Kapitalismus“ immer 
schlechter, ergänzte Miguel Viegas von 
der Portugiesischen Kommunistischen 
Partei (PCP). Sein Land leide bereits 
seit Jahren unter den Vorgaben der EU, 
die Viegas als „aufstrebende imperialisti¬ 
sche Macht“ bezeichnete. Ein großer Teil 
der portugiesischen Bevölkerung sehe in 
ihr einen Zusammenschluss, der die In¬ 
teressen des Kapitals gegen die Völker 
Europas durchsetze. Da die wichtigsten 
gemeinsamen Ziele der EU der Neoli¬ 
beralismus und die Militarisierung zur 
Sicherung ihrer Ressourcen seien, dür¬ 
fe man sich keinen Illusionen über ihre 
Reformierbarkeit hingeben, warnte Vie¬ 
gas. Die PCP mobilisiere deshalb vor al¬ 
lem den Widerstand gegen die aggressi¬ 
ve EU-Politik. Die Partei der Arbeit Bel¬ 
giens (PTB) sieht es ähnlich und stellt 
sich ebenfalls auf eine Verschärfung 
der Auseinandersetzungen in Europa 
ein. Derzeit offenbare sich immer öfter, 
dass europäische Regierungen sich auch 
mit Gewalt über den Willen der Bevöl- 


Regierung und vermutlich auch im Sin¬ 
ne der Interessen der Innenminister in 
Bund und Land und der Sicherheitsbe¬ 
hörden den Ausnahmezustand geprobt. 

Die Versammlungsfreiheit als 
Grund- und Menschenrecht galt in 
Hamburg nicht. Es gab Versammlungen, 
denen die Polizei ihr Grundrecht zuge¬ 
stand (z.B. die Nachttanzdemo am Mitt¬ 
wochabend), es gab auch solche, wie die 
am Samstag, 8. Juli 2017, bei denen die 
Polizei mehrfach massiv kontrollierend 
und regulierend eingriff. Und es gab die 
„Wellcome to hell“-Demo, die die Polizei 
nach wenigen Metern stoppte und regel¬ 
recht angriff. Das Grundrecht auf Ver¬ 
sammlungsfreiheit ist jedoch ein Men¬ 
schenrecht, das nicht nach polizeilichen 
Vorstellungen und Gutdünken gewährt 
oder verwehrt werden kann. Im Gegen¬ 
teil ist es das Recht der Bürgerinnen, 
selbst über Zeit, Ort und Gestaltung ih¬ 
res Protestes zu entscheiden. Versamm¬ 
lungen sind prinzipiell staatsfrei. Wäh¬ 
rend der G20-Proteste in Hamburg ging 
die Polizei immer wieder mit massiver 
polizeilicher Gewalt gegen friedlich De¬ 
monstrierende vor, insbesondere mit 
Wasserwerfern und Pfefferspray. Immer 
wieder mussten wir beobachten wie Po¬ 
lizeibeamte ohne Zeitdruck, die Tonfa- 
Schlagstöcke schwingend, schnell in eine 
Versammlung hinein liefen und Panik 


kerungsmehrheit in ihren Ländern hin¬ 
wegsetzten und nicht einmal mehr den 
Anschein von Demokratie zu wahren 
versuchten, sagte PTB-Vertreterin Alice 
Bernard. Das habe sich bei den Entschei¬ 
dungen über CETA undTTIP sowie dem 
Freihandelsabkommen zwischen Japan 
und der EU (JEFTA) ebenso gezeigt, 
wie beim G20-Gipfel. Bernard erinner¬ 
te daran, dass die Politik der auf diesem 
Gipfel vertretenen imperialistischen 
Mächte immer mit Kriegen verbunden 
sei. 

Laut Andreas Sörensen, dem Vor¬ 
sitzenden der Kommunistischen Partei 
Schwedens (SKP), vertritt seine Partei 
ähnliche Positionen. Sörensen wies zu¬ 
dem auf die zunehmenden Differenzen 
zwischen der EU und den USA hin, die 
einen nicht zu dem Fehler verleiten dürf¬ 
ten, sich auf die Seite der einen Impe¬ 
rialisten gegen die anderen zu schlagen. 
Als gemeinsame Hauptaufgabe in Eu¬ 
ropa bezeichnete er den Kampf gegen 
den Imperialismus der EU, die ständig 
größere Summen in die militärische Auf¬ 
rüstung investiere. Die Alternative der 
Kommunisten zu Militärinterventionen 
und Kriegsbeteiligungen der EU sei eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Bürger. Die Milliarden für Militär¬ 
einsätze fehlten in allen EU-Ländern für 
die Instandsetzung der Infrastruktur, für 
Bildung, Gesundheit und bezahlbaren 
Wohnraum. In der anschließenden Dis¬ 
kussion waren sich die meisten Teilneh¬ 
mer einig, dass das kapitalistische System 
und der Imperialismus nicht durch im¬ 
manente Reformen überwunden werden 
können. Volker Hermsdorf 


erzeugten. Mehrmals liefen Menschen 
angsterfüllt Treppen und Wiesen hoch 
oder überkletterten Mauern. Schwere 
Verletzungen wurden bei solchen Ein¬ 
sätzen in Kauf genommen. Transparente 
polizeiliche Aufforderungen gab es meist 
vorher nicht oder sie waren nicht zu ver¬ 
stehen. 

Trotz alledem hat sich immer wie¬ 
der eine große Anzahl von Demonstrie¬ 
renden zusammengefunden und konnte 
zeitweise ihr Recht auf Versammlungs¬ 
freiheit durchsetzen. Die Bürgerlin¬ 
nen haben Tag für Tag versucht, sich ihr 
Recht zu nehmen. 

Erschreckend sind die vielen Über¬ 
griffe auf die Gruppen, die den Protest 
funktional unterstützen, insbesondere 
die Rechtsanwältinnen, die Demons- 
trations-Sanitäterlnnen und die Journa¬ 
listinnen. 

Da aber ein „Festival der Demokra¬ 
tie“ stattfinden sollte, wollte die Regie¬ 
rung auch das noch selbst in die Hand 
nehmen. SPD und Grüne organisier¬ 
ten mit einigen Prominenten selbst eine 
Versammlung. Diese Regierung scheint 
nicht zu merken, dass eine solche Re¬ 
gierungsdemonstration nur eine peinli¬ 
che Farce ist und mit Demokratie, Ver¬ 
sammlungs- und Meinungsfreiheit nichts 
zu tun hat. 

Elke Steven 
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Eine Säule wehrhafter Demokratie? 

Der neue VS-Bericht wurde wenige Tage vor dem G20-Gipfel vorgelegt 


L aut Bundesinnenminister de Mai¬ 
ziere ist das Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz „mit seinen vielfältigen 
Aufgaben eine tragende Säule unserer 
wehrhaften Demokratie“ Jedenfalls 
behauptet der Minister das auch im 
Vorwort zum VS-Bericht für 2016, der 
jüngst in Berlin vorgestellt wurde. And¬ 
re Hahn (Partei „Die Linke“), stellver¬ 
tretender Vorsitzender des Parlamen¬ 
tarischen Kontrollgremiums (PKGr), 
erklärte dagegen nach der Vorstellung 
des Berichtes, das Bundesamt für Ver¬ 
fassungsschutz schütze nicht die Verfas¬ 
sung, „sondern unterläuft vielfach die 
darin gewährten Grund- und Bürger¬ 
rechte. Er ist ein Fremdkörper in der 
Demokratie und gehört daher perspek¬ 
tivisch abgeschafft.“ 

Im Bericht ist viel von - tatsächli¬ 
chen wie angeblichen - Bedrohungen 
die Rede. Genannt werden Islamisten 
u.a., „Rechtsextremisten“, „Linksextre¬ 
misten“. Ihre Gewaltbereitschaft und die 
Anzahl „gewaltbereiter Extremisten“ 
sei weiter gestiegen. Die Salafistensze- 
ne erlebe einen ungebremsten Zulauf. 
Mit 680 Gefährdern gebe es „so viele 
wie nie zuvor“. Kein Wort wird in diesem 
Zusammenhang im Bericht zur eigenen 
Verantwortung und zum eigenen Ver¬ 
sagen zum Beispiel im Hinblick auf das 
Attentat am Berliner Breitscheidplatz 
am 19. Dezember 2016 verloren. 

Die Zahl „rechtsextremer“ Gewalt¬ 
taten nahm, so die Aussage des Berich¬ 
tes, 2016 weiter zu. Im vergangenen 
Jahr wurden 1 600 gezählt. Das waren 
fast 14 Prozent mehr als 2015. Insbe¬ 
sondere wird auf den Anstieg bei der 
Zahl versuchter Tötungsdelikte und 
die hohe Zahl von Körperverletzungen 
und Brandstiftungsdelikten verwiesen. 
Die Anhängerschaft „rechtsextremisti¬ 
scher“, also faschistischer Gruppierun¬ 
gen und Parteien wie der NPD u.a. stieg 
2016, trotz schwerer Rückschläge vor al¬ 
lem für die NPD, insgesamt auf mehr als 
23 000. Davon gelte mehr als die Hälfte 
als gewaltbereit. Neu im Verfassungs¬ 
schutzbericht tauchen die „Reichsbür- 


Im Juni fand die Konferenz „Nicht zu 
fassen. Das Extremismuskonzept und 
neue rechte Bewegungen“ an der TU 
Berlin statt, die von einer Gruppe Sti- 
pendiatlnnen der Hans-Böckler-Stiftung 
organisiert worden war. Thematisch ging 
es um Erscheinungen, dass rassistischen 
und nationalistischen Bewegungen mit 
der Entschuldigung, lediglich „besorgt“ 
zu sein, begegnet wird, während Akteu- 
rlnnen aus der kritischen Zivilgesell¬ 
schaft zunehmend ins Visier staatlicher 
Behörden geraten. Durch den Verdacht 
„linksextrem“ zu sein, oder sich nicht von 
„Linksextremismus“ abzugrenzen, wer¬ 
den sie als eine Bedrohung der Demo¬ 
kratie bezeichnet. Die Veranstalter er¬ 
klärten zudem: „Wir möchten der Fas¬ 
sungslosigkeit gegenüber dem Aufstieg 
neuer rechter Bewegungen wie AfD, Pe- 
gida und Co. in den letzten Jahren Re¬ 
flexion und Motivation zur Aktion ent¬ 
gegensetzen.“ 

Die Arbeitsgruppe zu dem Thema 
„Die AfD und das Extremismuskon¬ 
zept“ fasste die hauptsächlichen Prob¬ 
leme zusammen. Maximilian Fuhrmann 
berichtete über eine Veranstaltung, die 
am 18. März 2017 von der AfD unter 
dem Titel „Deutschland im Fadenkreuz“ 
durchgeführt wurde. Vertreter/innen von 
Sicherheitsbehörden und der Extremis¬ 
musforschung diskutierten über die Ge¬ 
fahren für die bundesdeutsche Demo¬ 
kratie. Dass die AfD selbst keine solche 
Gefahr darstellt, sondern ein „Alterna¬ 
tivangebot innerhalb des Systems“ ist, 
so wurde Werner Patzelt, Politikwissen¬ 
schaftler der TU Dresden zitiert, darüber 
ist sich die Partei mit der Extremismus¬ 
forschung und dem Verfassungsschutz 
einig. Folglich hindern deren Analysen 
die AfD nicht daran, das Sagbarkeitsfeld 


ger“ und die „Selbstverwalter“ auf. An¬ 
geblich ist aber nur ein geringer Teil 
dieser Szene dem „Rechtsextremismus“ 
zuzuordnen. 

Der Einsatz von V-Leuten in der 
rechten Szene bleibt im VS-Bericht un¬ 
erwähnt. Als wäre nicht schon längst be¬ 
kannt, welchen Anteil der Ver¬ 
fassungsschutz an den Taten der 
NSU hatte. Andre Hahn erklär¬ 
te: „Mit seiner V-Leute-Politik 
hat der Verfassungsschutz ein 
gehöriges Maß an Mitverant¬ 
wortung für den Zuwachs an 
Rechtsextremisten und den von 
ihnen ausgehenden Gewalttaten 
(+ 13,6 Prozent). Hätte es nicht 
den dramatischen Vorfall um 
den von einem Reichsbürger er¬ 
schossenen Polizisten gegeben, 
würde der Verfassungsschutz 
wohl bis heute nichts von dem 
Thema wissen wollen. Die Ge¬ 
fahr von rechtsterroristischen 
Gruppen wie Combatl8 oder 
Blood&Honour wird weiterhin 
nicht ernst genommen - und das, 
obwohl man bis heute nicht de¬ 
mentiert hat, dass der Deutsch¬ 
landchef von Blood&Honour 
ein V-Mann war.“ 

Genannt werden im Bericht 
zudem - aber ohne Beweise - 
Gefährdungen durch Geheim¬ 
dienste anderer Staaten, vor al¬ 
lem Russlands, Chinas und des 
Irans. Genannt werden Aktivitä¬ 
ten türkischer, syrischer und indischer 
Geheimdienste, die Abhöraktionen der 
NSA und anderer westlicher Geheim¬ 
dienste dagegen wie auch die anhalten¬ 
de Wirtschaftsspionage „umschrieben“. 

Im vergangenen Jahr gab es laut Ver¬ 
fassungsschutz zwar weniger linksextre¬ 
mistische Straf- und Gewalttaten, aber 
mit 28 500 Personen so viele „Linksex¬ 
tremisten“ wie nie zuvor, denen es - wie 
im Bericht wieder behauptet wird - „bei 
allen Aktionen nicht etwa darum“ gehe, 
„gesellschaftliche Probleme zu lösen“. 
Sie würden angeblich versuchen, „ge- 


für menschenfeindliche Parolen auszu¬ 
weiten. 

Auch im Umgang mit dem politi¬ 
schen Gegner kommt der AfD das Ex¬ 
tremismuskonzept sehr gelegen. Der 
Vorwurf des „Linksextremismus“ ver¬ 
fängt nach wie vor relativ gut, auch weil 
die so Bezeichneten meist unsouverän 
mit diesem Vorwurf umgehen. Die skiz¬ 
zierten Strategien sind nicht neu, finden 
aber erheblichen Resonanzraum: Der 
„Durchmarsch von rechts“ ist in vollem 
Gange und die AfD sitzt bald im Bun¬ 
destag. Müssen die Instrumente gegen 
die Strategien des Extremismuskonzepts 
neu justiert werden? Ernstzunehmende 
Kritik an rechten Bewegungen wie der 
AfD ist zu üben, aber andererseits nicht 
die gesellschaftliche Mitte aus dem Blick 
zu verlieren. 

Zu den eng mit der AfD verbunde¬ 
nen Bewegungen wurde festgestellt: Pe- 
gida wird gegen „antidemokratische Ex- 
tremistlnnen“ abgegrenzt und als „nor¬ 
male demokratische Mitte“ definiert. 
Tatsächlich erfüllt solches Reden über 
Pegida die Funktion, rassistische und na¬ 
tionalistische Inhalte zu verharmlosen, 
zu normalisieren und damit unkritisch 
in das Feld des demokratischen Diskur¬ 
ses und des legitimen Handelns zu inte¬ 
grieren. 

Ulrich Sander, Bundessprecher der 
VVN-BdA, ergänzte die Berichte durch 
die Darstellung des Vorgehens eines Ver¬ 
fassungsschutzverbundes der Inlandge¬ 
heimdienste von Bund und Ländern, 
der die Bespitzelung der Antifaschisten 
und das Vorgehen gegen die VVN-BdA 
koordiniert und sogar den Schwur von 
Buchenwald als verfassungsfeindlich de¬ 
nunziert. 

Ulrich Sander 


sellschaftliche Konflikte im Sinne ihrer 
revolutionären Ziele zu instrumenta¬ 
lisieren: Sie beteiligen sich an gesell¬ 
schaftlichen und politischen Debatten 
und Protestaktionen, um ihre linksext¬ 
remistischen Positionen zu popularisie¬ 
ren und neue Mitglieder oder Sympathi¬ 


santen zu gewinnen. Ihr wirkliches Ziel, 
die Abschaffung der parlamentarischen 
Demokratie, verlieren sie dabei nicht 
aus den Augen“. Um das „zu beweisen“ 
folgt dann unter anderem eine bunte 
Aufzählung: Neben Linksautonomen, 
Anarchisten und anderen wie beispiels¬ 
weise die Umweltaktivisten von „Ende 
Gelände“ werden, wie in jedem Jahr, 
dann in der Langfassung des VS-Be- 
richts auch linke Parteien wie die DKP 
genannt, die SDAJ, Zusammenschlüsse 
in der Partei „Die Linke“ (so die Kom¬ 
munistische Plattform, die Sozialistische 


Anlässlich der Vorstellung des Buches 
„Furchtlose Juristen - Richter und 
Staatsanwälte gegen das NS-Unrecht“ 
hat sich Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) für eine Reform der Ju¬ 
ristenausbildung ausgesprochen. „Als 
ich studierte, ging es im Fach Rechtsge¬ 
schichte oft mehr um Römisches Recht 
als um das 20. Jahrhundert. Alle ange¬ 
henden Juristinnen und Juristen sollten 
aber um das Unrecht wissen, an dem die 
deutsche Justiz einst beteiligt gewesen 
ist. Und sie sollten auch um die wenigen 
Juristen wissen, die sich dem Unrecht 
damals entgegengestellt haben“, sagte 
er. Aus diesem Grund arbeite das von 
ihm geführte Ministerium derzeit an ei¬ 
nem Vorschlag, das Deutsche Richter¬ 
gesetz zu ergänzen. So sollten das Jus¬ 
tizunrecht im Nationalsozialismus und 
die Folgerungen daraus für das Juriste¬ 
nethos von heute „ein fester Bestandteil 
der Juristenausbildung werden“, forder¬ 
te er. 

Eine unabhängige wissenschaftli¬ 
che Kommission hatte im letzten Jahr 
einen Bericht zur NS-Vergangenheit 
des Justizministeriums vorgelegt und 
dabei auch die personelle Kontinuität 
und ihre Folgen untersucht. Dabei ka¬ 
men die Wissenschaftler zu dem Schluss, 
dass von den 170 Juristen, die von 1949 
bis 1973 in Leitungspositionen des Mi¬ 
nisteriums tätig waren, 90 der NSDAP 
und 34 der SA angehörten. Die Wis¬ 
senschaftler verwiesen in ihrem Bericht 
unter anderem auch auf einige „spekta¬ 
kuläre Fälle“. So beispielsweise auf die 
Personalie Franz Maßfeller, der vor 1945 
im Reichsjustizministerium für „Famili¬ 
en- und Rasserecht“ zuständig war und 
nach der Befreiung vom Faschismus bis 
1960 als Ministerialrat im Bundesjustiz- 


Linke, Cuba Si, das Marxistische Forum, 
Antikalitalistische Linke, Geraer/Sozia- 
listischer Dialog, Marx 21), sowie auch 
die „junge Welt“. Angeblich sind sie 
alle auf „Gewalt orientiert“ oder unter¬ 
stützen diese. Zu „Gewalt“ zählt dabei 
ganz offensichtlich schon die Teilnahme 
an einer friedlichen Demonstra¬ 
tion. Im Hinblick auf den G20- 
Gipfel sei zudem mit einem An¬ 
stieg der Gewalt zu rechnen, 
warnte die Behörde. 

Übrigens: Bundesinnenmi¬ 
nister de Maiziere und VS-Chef 
Maaßen stellten in diesem Jahr 
den Verfassungsschutzbericht 
für 2016 erst am 4. Juli vor - und 
nicht wie in den Jahren zuvor 
Ende Juni. Der 4. Juli, das war 
nur zwei Tage vor der „Welcome 
to Hell“-Demo in Hamburg. 
Das Verbot von Übernachtungs¬ 
camps wurde - auch gegen Ge¬ 
richtsbeschlüsse - von der Po¬ 
lizei weitgehend durchgesetzt, 
Wohnungen von G20-Gegnern 
durchsucht, große Bereiche der 
Innenstadt abgeriegelt und zu 
Hochsicherheitszonen erklärt. 
Dass der VS-Bericht dieses Mal 
etwas verspätet vorlegt wur¬ 
de, war - auch angesichts dieser 
Konstellation - doch trotzdem si¬ 
cher keine Absicht. Hatte da viel¬ 
leicht der zuständige Referent im 
Innenministerium sein O.K. ver¬ 
gessen? Oder war es in diesem 
Jahr so schwierig, neben neuen Aussa¬ 
gen die alten Textbausteine in das Do¬ 
kument einzubauen? Oder wollte man so 
kurz vor dem Gipfel und angesichts der 
geplanten Gegenprotesten nicht doch 
noch einmal richtig Stimmung machen? 

Für Andre Hahn war jedenfalls 
schon am 4. Juli klar: „Es wird nicht 
lange dauern, dann werden der Innen¬ 
minister und sein Verfassungsschutzprä¬ 
sident auf Basis der heute vorgestellten 
Zahlen weitere Forderungen erheben.“ 
Das dauerte keine fünf Tage ... 

Nina Hager 


ministerium und dort als Referatsleiter 
Familienrecht arbeitete. Seit dem letz¬ 
ten Monat tourt das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz 
mit der eigens gefertigten Ausstellung 
„Die Rosenburg - Das Bundesjustiz¬ 
ministerium im Schatten der NS-Ver¬ 
gangenheit“ durch verschiedene Städ¬ 
te, um der Bevölkerung Einblicke in 
die NS-Vergangenheit der Behörde zu 
gewähren. 

Maas erinnert hingegen in dem von 
ihm herausgegebenen Buch an insge¬ 
samt 17 Richter und Staatsanwälte, die 
in der NS-Zeit in unterschiedlicher Form 
widerständiges Verhalten gezeigt ha¬ 
ben. So etwa an Lothar Kreyßig (1898- 
1986), der als Vormundschaftsrichter in 
Brandenburg an der Havel gegen die 
„Euthanasie“-Morde an Behinderten 
protestierte und in den Ruhestand ver¬ 
setzt wurde. „Viele Juristen haben nach 
1945 behauptet, sie hätten sich gar nicht 
anders verhalten können. Indem wir an 
die wenigen widerständigen Juristen er¬ 
innern, zeigen wir: Man musste damals 
nicht ,mitmachen 4 ; es gab Handlungs¬ 
alternativen, aber viel zu wenige hatten 
den Mut, sie zu nutzen“, kritisierte Maas 
bei der Buchvorstellung. „Hätte es mehr 
furchtlose Juristen gegeben, die deutsche 
Justiz hätte weniger Schuld auf sich gela¬ 
den“, sagte er außerdem. 

Dass die Aussagen des Ministers 
Folgen auf die Arbeit der Referenten 
im Justizministerium heutzutage haben, 
bleibt indes unwahrscheinlich. Auch ak¬ 
tuell wird schließlich jeder Angriff auf 
die letzten verbliebenen Grund-und 
Freiheitsrechte und den Datenschutz von 
den Ministerialen erarbeitet und mitge¬ 
tragen und eben nicht infrage gestellt. 

Markus Bernhardt 


Franz Hertel ist tot 

Franz Hertel starb am 8. Juli im Al¬ 
ter von 83 Jahren. Er war langjähriges 
DKP-Stadtratsmitglied in Püttlingen, 
langjähriger Vorsitzender der kom¬ 
munistischen Fraktion und ist für sei¬ 
ne kommunalpolitischen Verdienste 
mit der Stadtmedaille geehrt worden. 

Im Oktober 2013 hatte sich Franz 
Hertel nach 40-jähriger Zugehörig¬ 
keit aus dem Rat der Statt Püttlingen 
zurückgezogen. In einem Interview 
mit der Saarbrücker Zeitung erklär¬ 
te er damals: „Es ist schwer zu be¬ 
haupten, dies und jenes hat die DKP 
,gemacht’. Unser Verdienst ist es, das 
öffentliche Leben in Püttlingen po¬ 
litisiert zu haben. Wir haben große 
Zusammenhänge von Kriegseinsät¬ 
zen oder Sozialabbau auf Gemeinde¬ 
ebene bewusst gemacht. Wir haben 
bei allem Neuen nach Hintergründen 
gefragt: Wem nutzt es, was kostet es? 
Das hat sich sonst keiner getraut.“ 

Sonderrechte 
für Neonazi 

Wegen seiner „bedenklichen Hal¬ 
tung zum Grundgesetz“ verzichtete 
das Dortmunder Jobcenter bisher da¬ 
rauf, den bundesweit bekannten Neo- 
nazi Siegfried Borchardt („SS-Siggi“) 
persönlich vorzuladen. Während an¬ 
dere Bezieher von Sozialleistungen 
regelmäßig bei den Jobcentern vor¬ 
sprechen und Termine wahrnehmen 
müssen, wurden die Fragen rund um 
seinen Hartz IV-Bezug mit Borchardt 
telefonisch oder schriftlich geklärt. 
Ein Sprecher des Jobcenters begrün¬ 
dete das zweifelhafte Vorgehen der 
Behörde damit, dass „man einfach 
in der Vergangenheit Erfahrungen 
mit der Person gemacht hat, dass sie 
leicht reizbar ist“. Ob es in der Ver¬ 
gangenheit zu Attacken des 63-jäh¬ 
rigen Neonazis auf Mitarbeiter der 
Jobcenters kam, ist nicht bekannt. 
„Dortmunder Nazis werden nun mal 
mit Samthandschuhen angefasst: Sei 
es, dass vier gewalttätige Neona¬ 
zis ihre Gefängnisstrafe gemeinsam 
und im offenen Vollzug genießen 
dürfen, sei es, dass der Galionsfigur 
der braunen Dortmunder Szene der 
vorgeschriebene Gang zum Jobcen¬ 
ter erspart wird. „Ist es ein Kuschen 
aus Angst oder schon Kumpanei?“, 
kritisierte Ula Richter, Sprecherin 
des Dortmunder „Bündnisses gegen 
rechts“. 

Datensammlung 
wäre Rechtsbruch 

Die Forderung nach einer Daten¬ 
sammlung zu sogenannten euro¬ 
päischen Extremisten hat der Bun¬ 
destagsabgeordnete Andrej Hunko 
(Linkspartei) als „rechten Populis¬ 
mus“ zurückgewiesen. 

Mehrere konservative Politiker 
hatten nach dem G20-Gipfel eine 
europaweite Speicherung linker Ak¬ 
tivisten gefordert, um gegen die Be¬ 
troffenen unter anderem Reiseverbo¬ 
te zu verhängen. 

„Ich befürchte, dass der Vorstoß 
zur Ausweitung der Zusammenarbeit 
europäischer Polizeien und Geheim¬ 
dienste in der,Police Working Group 
on Terrorism 4 führt. Das klandestine 
europäische Netzwerk wäre mit der 
Gründung von Europol eigentlich 
überflüssig, wird aber seit Jahren zum 
Austausch über linke Zusammenhän¬ 
ge genutzt. Die Daten für polizeiliche 
Repressalien zu nutzen wäre aber il¬ 
legal“, stellte Hunko klar. 

Zehntausende beim CSD 

Mehrere zehntausend Menschen ha¬ 
ben am vergangenen Wochenende 
in Köln an der Demonstration an¬ 
lässlich des Christopher Street Days 
(CSD) teilgenommen. Diese stand 
unter dem Motto „Nie wieder!“. 
„Nie wieder! ist der gesellschaftliche 
Konsens seit dem Zweiten Weltkrieg. 
Nie wieder sollen sich die schreckli¬ 
chen Ereignisse der damaligen Zeit 
wiederholen. Schwule und Lesben 
wurden stigmatisiert und verfolgt. 
In einer Welt, die spürbar politisch 
nach rechts gewandert ist, müssen 
wir daran erinnern und fordern: Nie 
wieder!“, schrieben die CSD-Veran¬ 
stalter auf ihrer Internetseite, gegen 
rechts!. 


Extremismusverdacht 

Totalitarismustheorien und Extremismuskonzepte 



Blinder Gehorsam 

Minister kündigt Reform des Richtergesetzes an 
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Alter Wein in alten Schläuchen 

Argentinien und Brasilien: Sozialdemokraten setzen nicht auf Erneuerung 

In den dreißiger und in den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts gab es in 
Lateinamerika zwei mehr oder weniger spürbare Wellen von Erfolgen von 
Linksparteien, die zu einer Reihe von Linksregierungen führten. Die erste 
kam aufgrund von Kämpfen der Landbevölkerungen um Bodenreformen 
und war indirekt auch von der Oktoberrevolution und dem Aufkommen 
der Kommunistischen Parteien getragen; die zweite hatte gewissen Rü¬ 
ckenwind seitens der Kubanischen Revolution, was sich im Aufkommen 
vieler Guerillas äußerte, aber auch das Zutun der Vereinigten Staaten, die 
aus Furcht vor deren Übergreifen auf den Kontinent aus taktischen Grün¬ 
den Sozialreformen nicht immer nur ablehnend gegenüber standen - es 
kommt eben immer darauf an, was man daraus macht. 


UNO beschließt Verbot 
von Atomwaffen 

Ohne die Atommächte hat die 
UNO einen Vertrag zum Verbot 
von Atomwaffen verabschiedet. 
122 an den Verhandlungen teil¬ 
nehmende Länder stimmten am 
vergangenen Freitag in New York 
für die Annahme des völkerrecht¬ 
lich verbindlichen Dokuments; 
dazu gab es eine Enthaltung und 
eine Nein-Stimme. 

Mit dem Vertrag verpflichten 
sich die Länder, „nie, unter keinen 
Umständen“ Atomwaffen zu entwi¬ 
ckeln, herzustellen, anzuschaffen, zu 
besitzen oder zu lagern. 

Keiner der bis zu neun Staaten, 
die im Besitz von Atomwaffen sind, 
hatte an den Verhandlungen teilge¬ 
nommen. Auch Deutschland und 
andere Nato-Mitglieder hielten sich 
fern, weil „die nukleare Abschre¬ 
ckung zur Strategie des Bündnisses 
zählt“. 

Zypern-Verhandlungen 

gescheitert 

UNO-Generalsekretär Antonio 
Guterres hat enttäuscht auf das 
Scheitern der Bemühungen für 
eine Lösung des Zypern-Konfliktes 
reagiert. „Es tut mir leid bekannt¬ 
geben zu müssen, dass trotz der Be¬ 
mühungen die Konferenz ohne Ei¬ 
nigung zu Ende gegangen ist“, sagte 
Guterres. 

Hauptgrund für das Scheitern der 
Konferenz ist nach übereinstim¬ 
menden Aussagen von Diploma¬ 
ten der griechischen und türki¬ 
schen Zyprer die Frage des Abzugs 
der rund 35 000 türkischen Besat¬ 
zungssoldaten aus dem türkisch¬ 
zyprischen Norden der seit 1974 
geteilten Insel. 

Die Türkei hatte angeblich 
„Bereitschaft signalisiert“, einen 
großen Teil ihrer Truppen von 
dort abzuziehen. Ein türkisches 
Kontingent solle jedoch für min¬ 
destens 15 Jahre „zur Sicherheit 
der türkischen Zyprer“ auf der 
Insel bleiben. Zudem will die Tür¬ 
kei Garantiemacht für Zypern 
bleiben. 

Die Fortschrittspartei des ar¬ 
beitenden Volkes (AKEL) erklärte 
zu dem Ergebnis der Verhandlun¬ 
gen: „Stillstand und Scheitern der 
Bemühungen, die Zypern-Frage zu 
lösen, verlängert den Status quo der 
Teilung und Besatzung, was untrag¬ 
bar und gefährlich ist.“ 

AKEL kämpft für ein unab¬ 
hängiges, demilitarisiertes Zypern 
und für eine föderale Lösung des 
Zypernkonfliktes. 


E s ist wichtig sich ebenso die Vergäng¬ 
lichkeit solcher „Wellen“ als auch 
deren Begrenztheit deutlich zu ma¬ 
chen, um inmitten der politischen Kon¬ 
junktur, die Wünschen genauso viel Spiel¬ 
raum lässt wie Illusionen, nicht den äuße¬ 
ren Rahmen aus dem Blick zu verlieren. 
Dieser ist auch in der dritten Welle ab der 
Jahrtausendwende, als 17 von 21 latein¬ 
amerikanischen Staaten in unterschied¬ 
lichem Grad einen Regierungswechsel 
nach links machten, in den Grundzü¬ 
gen der gleiche geblieben, wenn auch 
angepasst an die moderneren Sprach¬ 
regelungen von Demokratie und Men¬ 
schenrechten. Für Lateinamerikas linke 
Regierungen galt: Anerkennung der Aus¬ 
landsschulden, Akzeptanz des „demokra¬ 
tischen Systems“ von Regierungswech¬ 
seln über Wahlen, Nichtinfragestellung 
des Kapitalismus. Die USA und auch die 
EU konnten und können bei Einhaltung 
dieser Vorgaben auch mit linksgeneigten 
Regierungen leben. Schwieriger waren 
die Fälle, wo man dieses System verbal at¬ 
tackierte und ansatzweise zu überwinden 
trachtet(e), wie in Venezuela oder Boli¬ 
vien. Und - in geringerem Maß - wenn 
es um eine als Bedrohung der Interes¬ 
sen empfundene Integration der Staaten 
geht, wie ALBA, womit auch Ecuador 
oder Nicaragua unangenehm auffielen. 
Schon weit weniger Probleme macht die 
CELAC als Staatengemeinschaft Latein¬ 
amerikas und der Karibik, da ihre Struk¬ 
tur derzeit noch wenig konkrete Gemein¬ 
samkeit erwarten lässt und sich auf den 
gewiss nicht zu unterschätzenden, aber 
eben vorwiegend medialen Effekt der 
„OAS ohne die USA 4 beschränkt. 

2005/06 erreichte die Welle ihren Hö¬ 
hepunkt, 2008 stoppte der Linkstrend, 
seit 2010 ist das Rollback im Gange. Da, 
wo die Linksregierungen danach noch 
Wahlen gewannen, war der Vorsprung je¬ 
weils immer dünner; andere Wahlen wie 
in Argentinien wurden verloren, wo der 
Wunschkandidat der scheidenden Präsi¬ 
dentin Cristina Fernändez unterlag. In 


Brasilien ging die Regierungskoalition 
zwischen der Präsidentin Dilma Rousseff 
und ihrem Vizepräsidenten Michel Temer 
als parlamentarische Absetzungsfarce 
in die Brüche. Damit gingen in Brasili¬ 
en dreizehneinhalb Jahre Regierung der 
Arbeiterpartei (PT) und in Argentini¬ 
en zwölf Jahre der linksperonistischen 
„Front für den Sieg“ (FPV) zu Ende. 


Argentinien wird seither vom kon¬ 
servativen Unternehmer Mauricio Mac- 
ri regiert, Brasilien ohne Neuwahl vom 
bisherigen Vizepräsidenten Temer. Beide 
haben sozialpolitische Maßnahmen ge¬ 
kippt; am makroökonomischen Rahmen 
musste indes nichts geändert werden, war 
dieser doch immer vollständig in das ka¬ 
pitalistische Verwertungssystem und die 
internationale Schuldenlogik eingebun¬ 
den. Lula da Silva hatte Brasilien trotz 
Null Hunger-Programmen den Interessen 
des transnationalen Kapitals bei Steuern, 
Finanzpolitik und Landbesitz angepasst. 
Während die radikaleren Prozesse in Ve¬ 
nezuela und Bolivien, aber auch in Ecua¬ 


dor, ihren Vorhaben gleich zu Beginn mit 
neuen Verfassungen einen institutionel¬ 
len Rahmen zur Unterstützung gegeben 
hatten, kommt die Arbeiterpartei fast 
fünfzehn Jahre nach dem ersten Wahlsieg 
und ein Jahr nach dem Regierungsverlust 
aktuell mit der Forderung nach einer ver¬ 
fassunggebenden Versammlung, die das 
„korrupte und delegitimierte politische 
System“ reformieren soll. 

Damit ist für die PT nach dem Wun¬ 
denlecken über den „Putsch“ der juristi¬ 
sche Streit um eine mögliche Kandidatur 
Lula da Silvas, dem Korruption bei drei 
Verträgen mit dem staatsmonopolisti¬ 
schen Ölkonzern PetroBras vorgewor¬ 
fen wird, wichtiger als eine Fehleranaly¬ 
se, die über taktische Unzulänglichkeiten 
hinausgeht - wie zum Beispiel über die 
Tatsache, dass es nie die versprochene 
Landreform gab. Derzeit gibt die PT ei¬ 
nen zehn Punkte umfassenden Argumen¬ 


tationsleitfaden heraus, wonach die An¬ 
schuldigungen unhaltbar sind und Lula 
nicht verurteilt werden kann. Gleichzeitig 
wird der ehemalige Koalitionspartner Te¬ 
mer selbst der Bestechung von Abgeord¬ 
neten bezichtigt. 

Auch in Argentinien ist kein anderes, 
erfolgversprechendes Zugpferd als die 
Ex-Präsidentin in Sicht: Cristina Fernän¬ 
dez hat für die Parlamentswahlen im Ok¬ 
tober die neue „Bürgereinheit“ (Unidad 
Ciudadana) gegründet; nächsten Monat 
finden im ganzen Land obligatorische 
Vorwahlen statt. Die Wahlen 2019 sol¬ 
len der Peronistin die Rückkehr in die 
„Casa Rosada“ (Präsidentenpalast) brin¬ 


gen. Auch in Argentinien gibt es mehr 
Hoffnung in „Cristina“ als Vertrauen in 
eine Fehleranalyse, wie beispielsweise 
des Kardinalfehlers der Anerkenntnis 
der Diktaturschulden. Begünstigt wird 
diese Entwicklung, die selbst bei einem 
Wahlerfolg kaum über Sozialbeihilfen hi¬ 
nausgehende Politik erwarten lässt, durch 
die Unbeliebtheit des kalt berechnenden 
Präsidenten Macri. 

Chile hat im Gegensatz zu den beiden 
rechtsregierten Ländern eine Linkskoali¬ 
tion, geführt von der Sozialistischen Par¬ 
tei und unter Beteiligung der immer stär¬ 
keren Kommunistischen Partei (PCCh). 
Vielleicht ist die jüngere Geschichte Chi¬ 
les Vorbild für Frau Kirchner und Lula da 
Silva. Dort hatte die Ex-Präsidentin Mi¬ 
chelle Bachelet (2006/10) nach der Un¬ 
terbrechung durch die Rechtsregierung 
unter Sebastian Pinera 2014 den Sprung 
zurück ins Amt geschafft. Die Vorwah¬ 
len zur Kandidatenkür für die Präsident¬ 
schaftswahlen im November brachten 
vorletzte Woche für Ex-Präsident Pinera 
einen klaren Sieg, während sich bei der 
neu gegründeten linken „Frente Amplio“ 
(Breite Front) Beatriz Sänchez durch¬ 
setzte. Die Regierungskoalition ist sich 
derweil noch uneins: Die Kommunisten 
unterstützen den Unabhängigen Alejan- 
dro Guillier, die Christdemokraten schi¬ 
cken Carolina Goic ins Rennen. 

Die Kritik der PCCh an manchen Ent¬ 
scheidungen der gemäßigten Partner ist 
immer offenkundiger geworden. So stand 
Chile an der Spitze einer Gruppe von vier¬ 
zehn Staaten, die kürzlich in der trotz der 
CELAC nicht so einfach totzukriegenden 
Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) eine Entschließung gegen Vene¬ 
zuelas Regierung einbrachten. Chiles Au¬ 
ßenminister Munoz verlas die Forderung 
nach Freilassung von politischen Gefan¬ 
genen sowie Vorverlegung der Präsident¬ 
schaftswahlen statt der Einberufung einer 
verfassunggebenden Versammlung. 

Die Entschließung scheiterte abermals 
vor allem am Widerstand der kleinen ka¬ 
ribischen Staaten, die das „Grundprinzip 
der Nichteinmischung in innere Ange¬ 
legenheiten“ anmahnten. Kuriosität am 
Rande: Derselbe chilenische Außenminis¬ 
ter verwahrte sich kurz darauf gegen eine 
Einmischung der OAS, nachdem Bolivien 
die Freilassung von Landsleuten aus dem 
Nachbarstaat verlangt hatte. Und Vene¬ 
zuelas Außenministerin Delcy Rodriguez 
forderte von Chile „im Namen des Volkes 
von Allende die Pinochet-Verfassung zu 
stürzen“. Es kommt eben darauf an, was 
man daraus macht. Günter Pohl 



Demonstration gegen die Regierung Macri in Buenos Aires 


Sonnenkönig Macron 

Der französische Präsident ermächtigt sich, den Sozialstaat zu schleifen 


Präsident Emmanuel Macron hielt Hof. 
Eine abgewirtschaftete Sozialdemokra¬ 
tie, eine exakt getimte mediale Strategie 
finanzkapitalistischer Strippenzieher, ein 
abschreckender Front National - der vie¬ 
le ein vermeintlich „kleineres Übel“ wäh¬ 
len ließ -, hatten dem neuen Führer eine 
absolute Mehrheit der wählenden Min¬ 
derheit beschert. 

Macrons rief beide Parlamentskam¬ 
mern im Schloss von Versailles zusam¬ 
men, was einem nationalen Appell gleich¬ 
kommt: 2009 sprach Präsident Sarkozy 
aus Anlass der Weltwirtschaftskrise und 
Francois Hollande 2015 nach den Terror¬ 
anschlägen. Und Macron umschrieb hier 
die Richtung seiner Politik: Aggressivität 
nach außen und Unterdrückung nach in¬ 
nen, die Ausweitung neokolonialer Mi¬ 
litäreinsätze in Afrika - aktuell die „G5 
Sahel“-Initiative -, die repressive Um¬ 
strukturierung des Staatsapparats, die 
weitere Aushöhlung des Sozialstaats. 

Macron hat freie Hand, seine ange¬ 
kündigten „systemändernden“ Refor¬ 
men durchzusetzen. Die Schreiberlinge 
der 500 Oligarchen, des einen Prozents 
der Bevölkerung, die nach der aktuel¬ 
len Rangliste von „Challenge“ knapp 
ein Viertel des nationalen Vermögens 
besitzen, sprechen von „hoffnungsvol¬ 
len Rahmenbedingungen“ und verwei¬ 


sen auf die auf 1,6 Prozent angehobenen 
Wachstumsprognosen. Während Macron 
von Haushaltslöchern spricht und ver¬ 
spricht, die 3-Prozent-Defizitgrenze der 
EU einzuhalten, und rigoros soziale Aus¬ 
gaben „einsparen“ will, feiern die CAC 
40 Unternehmen (analog dem deutschen 
DAX) einen 32prozentigen Anstieg der 
Profite seit 2015 auf 77 Milliarden Euro. 
Davon schütteten sie 46 Prozent direkt 
an die Aktionäre aus, die höchste Sum¬ 
me seit 2006. Premierminister Edouard 
Philippe verspricht zusätzliche Steuer¬ 
erleichterungen für den Mittelstand, 
während sein Finanzminister Bruno Le 
Maire die versprochenen Geschenke für 
„zu fördernde Investitionstätigkeit der 
Unternehmen“ durch den Verkauf von 
Volksvermögen, in diesem Fall Unter¬ 
nehmensanteile, in Höhe von 10 Mrd. 
Euro zu finanzieren beabsichtigt. 

Im Mittelpunkt der Erwartungen 
steht die Umsetzung der vom „Sozialis¬ 
ten“ Hollande angeschobenen Arbeits¬ 
rechtsreform („El Khomri-Gesetz“). 
Präsident Macron und seine Mannschaft 
lassen keinen Zweifel aufkommen, dass 
die angekündigten Bestimmungen auch 
tatsächlich Gesetzeskraft erhalten. Noch 
im Juli wird dafür ein Ermächtigungsge¬ 
setz in der Nationalversammlung einge¬ 
bracht, damit das bereits beschlossene 


„Khomri-Gesetz“, das eine klar gewerk¬ 
schaftsfeindliche Ausrichtung hat, repres¬ 
siv ausgebaut werden kann. Historische 
Parallelen zur Brüning‘schen Notverord- 
nungspolitik deuten sich an, das deutsche 
Vorbild der Agenda 2010 ist offensicht¬ 
lich. Entsprechend gut ist die Stimmung 
bei den Unternehmern. 

Aber was kommt auf die Beschäftig¬ 
ten zu? In der Stimme der Chemieindus¬ 
trie „ Voix des Industries Chimiques“ sind 
die Grausamkeiten nachzulesen: Erstens: 
Der unbefristete Arbeitsvertrag (CDI) 
als Regel wird abgelöst durch befriste¬ 
te Verträge (CDD) und Werkverträge 
„missions“ oder Projektverträge, wie es 
der Unternehmensverband MEDEF seit 
langem nach deutschem Vorbild fordert. 
Zweitens: Massen-Entlassungen bedür¬ 
fen keiner - rechtlich anfechtbaren - Be¬ 
gründung mehr, Arbeitsgerichtsstrafen 
werden gedeckelt. Drittens wird die Po¬ 
sition der Gewerkschaften in den Betrie¬ 
ben unterminiert, das „Unternehmens- 
Referendum“ spaltet die Belegschaft 
und hebelt Tarifverträge aus. Viertens: 
Die Kranken- und Arbeitslosenversiche¬ 
rung wird als sozialpartnerschaftliches 
50-50-Beitragssystem abgeschafft und 
durch eine Steuer (CSG) ersetzt. Und 
Fünftens wird das solidarische Renten¬ 
system nach schwedischem Modell um¬ 


gebaut zu einer (profitträchtigen und ri¬ 
sikobehafteten) Kapitalrente. 

Wer soll sich dem entgegenstellen? 
Das Parlament wird nach dem Ermäch¬ 
tigungsgesetz zu einer applaudierenden 
Plenarversammlung verkommen. Mac¬ 
rons Partei LRM - nach eigenen Angaben 
hat sie 373 000 Anhänger in 3 200 loka¬ 
len Komitees - will sich nach ihrem ersten 
Konvent am 6. Juli „wie ein Medium kons¬ 
tituieren“, die „Initiativen des Präsidenten 
und Nachrichten seiner Anhänger übers 
Land zu verbreiten“, schreibt in „Le Mon¬ 
de“ einer der Sprecher der „Bewegung“. 
Und die bürgerliche Opposition schmilzt: 
Die Republikaner diskutieren, ob sie den 
Flügel ausschließen sollen, der bereit ist, 
auf der Regierungs-Welle mitzuschwim¬ 
men. Die Sozialistische Partei ist zerbro¬ 
chen, einige als Minister wie Le Maire und 
Le Drian oder als Abgeordnete bei Mac¬ 
ron untergekrochen, Ex-Premier Manuel 
Valls hätte das zwar auch gerne getan, aber 
Macron wollte ihn nicht. Ex-Kandidat Be- 
noit Hamon gründete eine eigene „Bewe¬ 
gung“, andere Linke wie Montebourg hal¬ 
ten sich noch zurück. Auf das Leitmotiv 
„weder Macron, noch Melenchon“ haben 
sich diese Sozialdemokraten geeinigt, und 
wollen offen „ihrer“ Gewerkschaft CFDT 
bei den „Verhandlungen“ mit der Regie¬ 
rung zur Seite stehen. 


Am Nationalfeiertag (14. Juli) mobili¬ 
siert ein Bündnis aus Gewerkschaftsglie¬ 
derungen der CGT, FO, SUD und CNT, 
aber auch kommunistischen Gliederun¬ 
gen und sozialen Bewegungen unter dem 
Motto „Prenons la rue“ („Nehmen wir 
die Straße“) gegen die Notverordnungs¬ 
politik Macrons. Die Partei von Jean-Luc 
Melenchon (FI) „France Insoumise“ rief 
ebenfalls zum Widerstand: Am 12. Juli zu 
einer Volksversammlung am Platz der 
Republik, nachdem die FI-Fraktion den 
Macron-Auftritt in Versailles boykottiert 
hatte. Die Kommunistischen Partei PCF 
unterstützt nach Kräften die gewerk¬ 
schaftlichen Initiativen, aber intern ru¬ 
mort es. Der Parteivorsitzende Laurent 
muss um seine Wiederwahl als Pariser 
Senator im September kämpfen. Nach 
Versammlungen auf Departementsebe¬ 
ne wird ein außerordentlicher Kongress 
der PCF Mitte bis Ende nächsten Jahres 
über eine neue Führung und die weitere 
Politik entscheiden. 

Zum Schuljahresanfang im Septem¬ 
ber sind zahlreiche Aktionen geplant, 
um das öffentliche Schulwesen zu ver¬ 
teidigen. Auch wenn Macron den Staats¬ 
notstand in seiner bisherigen Fassung 
im November aufheben wird, ein neues 
Notstandsgesetz ist bereits angekündigt. 

Georges Hallermayer 
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Verhängung des Kriegszustands 
in der Ukraine? 

Gesetzentwurf zur „Reintegration des Donbass“ 



I m Juni teilte der Pressedienst des uk¬ 
rainischen Präsidenten mit, dass auf 
Anweisung des Präsidenten ein Ge¬ 
setzesentwurf „Über die Reintegration 
der besetzten Territorien der Ukraine 
im Donbass“ ausgearbeitet wurde. Be¬ 
reits zuvor hatte der Sekretär des Nati¬ 
onalen Sicherheits- und Verteidigungs¬ 
rats der Ukraine Turtschinow erklärt, 
dass es notwendig sei, die sogenannte 
„Antiterroristische Operation“ aufzu¬ 
heben und anzuerkennen, dass man sich 
in einem „hybriden Kriegszustand“ mit 
Russland befinde. Er wurde dabei durch 
den Innenminister Awakow unterstützt. 
Etwas später wurde bekannt, dass der 
Nationale Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungsrat der Ukraine einen entspre¬ 
chenden Gesetzentwurf unter der Be¬ 
zeichnung „Über Besonderheiten der 
staatlichen Politik der Wiedererrich¬ 
tung der staatlichen Souveränität der 
Ukraine über die zeitweise besetzten 
Territorien des Donezker und Lugans- 
ker Oblast“ erarbeitet hat. 

Ein Text des Entwurfs ist noch nicht 
veröffentlicht, jedoch gibt es eine Reihe 
Aussagen von ukrainischen Parlaments¬ 
abgeordneten. Die „Antiterroristische 
Operation“ soll durch die Ausrufung 
eines Kriegszustands in Teilen der Uk¬ 
raine ersetzt werden, wodurch die Lei¬ 
tung der militärischen Operation vom 
Sicherheitsdienst der Ukraine zu einem 
operativen Stab der Streitkräfte unter 
der obersten Leitung des Präsidenten 
übergeht. Auch die gesamte Verwaltung 
der von der Ukraine besetzten Teile der 
Volksrepubliken soll diesem Stab unter¬ 
geordnet werden. Gleichzeitig würden 
Grundrechte außer Kraft gesetzt, dar¬ 
unter auch Wahlen in den betroffenen 
Gebieten. Ziel ist nach den Worten des 
Premierministers Grojsman die „Wie¬ 
derherstellung der Kontrolle über die 
Grenzen mit der Russischen Födera¬ 
tion“, also eine Besetzung der derzeit 
von den Volksrepubliken kontrollier¬ 
ten Gebiete. 


Außerdem sind angebliche „huma¬ 
nitäre Maßnahmen“ vorgesehen, wie 
Erleichterungen des Personen- und 
Warenverkehrs sowie die Zahlung der 
Renten, zu denen die ukrainische Re¬ 
gierung jedoch schon durch die Minsker 
Vereinbarungen verpflichtet ist. 

Bisher liegt der Entwurf in der 
Obersten Rada noch nicht vor. 

Eine Ausrufung des Kriegszustands 
würde zu einer Machtkonzentration 
bei Poroschenko führen. Da dem uk¬ 
rainischen Präsidenten inzwischen der 
Rückhalt sowohl in der Bevölkerung 
als auch in den eigenen Reihen fehlt, 
dient ein Ausnahmezustand in Teilen 
des Landes auch seinem Machterhalt 
und dem der Regierung. Eine Ausset¬ 
zung der regulären Wahlen in der Uk¬ 
raine ist denkbar. 

Die Lage im Donbass zeigt, dass die 
Absicht zu einer politischen Lösung 
von Seiten der Ukraine nicht besteht. 
Eine in Minsk beschlossene Feuerpau¬ 


se ab dem 24. Juni, die den Bauern das 
Einbringen der Ernte ermöglichen soll¬ 
te, hielt keine Stunde. Die Angriffe auf 
Stellungen der Volksrepubliken und auf 
Wohngebiete sind fast wieder auf dem 
vorherigen Niveau. Gleichzeitig wer¬ 
den mehr und mehr Sabotagegruppen 
eingeschleust, erst in der letzten Woche 
gab es im Zentrum von Lugansk auf¬ 
grund von Sprengstoffanschlägen Tote 
und Verletzte. 

In Minsk wird von der ukrainischen 
Delegation nicht nur jede Diskussion 
über Fragen einer politischen Lösung 
verweigert, sondern in der letzten Wo¬ 
che wurden auch die Verhandlungen 
über den Austausch von Kriegsgefange¬ 
nen zum Scheitern gebracht, indem die 
Ukraine deren Fortführung verweigerte 
und die Streichung politischer Gefange¬ 
ner von der Liste verlangte. 

Die Äußerungen zum „humanitä¬ 
ren Teil“ des Entwurfes sind sehr un¬ 
konkret und umfassen nicht einmal 


die in den Minsker Vereinbarungen 
festgeschriebenen Maßnahmen. Er ist 
wahrscheinlich eine Reaktion auf das 
von den Volksrepubliken durchgeführ¬ 
te humanitäre Programm zur Wieder¬ 
vereinigung des Volkes des Donbass, 
in dessen Rahmen seit März dieses 
Jahres Einwohner der von der Ukraine 
kontrollierten Teile der Volksrepubli¬ 
ken kostenlos medizinisch behandelt 
und juristisch beraten werden sowie 
ein Studium oder eine Ausbildung in 
den Volksrepubliken beginnen kön¬ 
nen. 

Die reale Politik der ukrainischen 
Regierung zielt nach wie vor auf eine 
Weiterführung des Kriegs gegen den 
Donbass ab, unabhängig davon, ob der 
zur Zeit diskutierte Gesetzentwurf tat¬ 
sächlich in die Oberste Rada einge¬ 
bracht wird oder ob es sich um einen 
Versuchsballon mit Blick auf den Wes¬ 
ten handelt. 

Renate Koppe 


UZ-Debatte: Einheit Syriens und kurdische Unabhängigkeit 


Regime-Change fest im Blick 


In der UZ Nr. 25 (23. Juni) erschien un¬ 
ter dem Titel „Hauptproblem Rojava“ 
ein Kommentar von Manfred Ziegler, der 
die Bedeutung der Einheit Syriens betont 
und den Unabhängigkeitsbestrebungen 
der kurdischen Kräfte in einer „strategi¬ 
schen Partnerschaft “ mit den USA eine 
deutliche Absage erteilte. In der UZ Nr. 
27 erschien ein Beitrag von Holger Deil- 
ke und Frank Rothe, der das militärische 
Bündnis SDF- zu denen auch die kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinheiten YPG 
gehören - charakterisiert und ihre Ziele 
darlegt, zu denen ein „föderales, demo¬ 
kratisches Syrien “ gehöre. Im folgenden 
veröffentlichen wir eine Erwiderung von 
Manfred Ziegler. 

„US-Hubschrauber brachten syrische 
Kämpfer hinter die feindlichen Linien, 
Haubitzen des Marine Korps und Apa¬ 
che-Hubschrauber unterstützen das Ge¬ 
fecht mit ihrer Feuerkraft ... Diese Ak¬ 
tion stellte eine neue Stufe in der Offen¬ 
sive dar, in der al-Raqqa besetzt werden 
soll.“ 

Der Bericht von Michael R. Gordon 
und Anne Barnard in der „New York 
Times“ illustriert eine der Thesen aus 
meinem Kommentar „Hauptproblem 
Rojava“: Die SDF agieren heute als die 
Bodentruppe der USA in Syrien. 

Mein Kommentar hat polarisiert. Die 
Reaktionen reichen von entschiedener 
Zustimmung bis zu empörter Ablehnung. 
Holger Deilke und Frank Rothe schrei¬ 
ben in ihrer Kritik, ich hätte das emanzi- 
patorische Potential Rojavas übersehen. 
Offensichtlich sei das Hauptproblem ja 
nicht Rojava, sondern der Imperialismus. 
Und da die Solidaritätsbewegung nicht 
stark genug gewesen sei, musste man sich 


für Waffenlieferungen und Schützenhilfe 
durch die USA entscheiden. 

Besser mit Trump 

Was ist gegen ein wenig Schützenhilfe 
für die SDF einzuwenden? Doch die in 
Wirklichkeit massive Unterstützung, die 
die „New York Times“ beschreibt, hat ih¬ 
ren Preis. 

500 Millionen Dollar haben die USA 
buchstäblich in den Sand gesetzt beim 
Versuch, militärische Verbündete aufzu¬ 
bauen - erfolglos. 50 Kämpfer wurden da¬ 
mit ausgebildet - und sie liefen zu IS und 
al-Nusra über. 

Dann änderte sich alles. Die Zusam¬ 
menarbeit mit den YPG bzw. den SDF 
ermöglicht den USA zum ersten Mal ei¬ 
nen echten Einfluss in Syrien selbst. Die 
USA haben in Rojava ein Etappenziel 
erreicht - fest Fuß zu fassen in Syrien, 
Truppen und Artillerie zu stationieren, 
immer die Trophäe „Regime-Change“ 
fest im Blick. Und „mit Donald Trump 
ist alles besser geworden“, sagt Talal Silo, 
der Sprecher der SDF dazu. 

Die militärische Unterstützung durch 
die Solidaritätsbewegung war nie eine re¬ 
ale Alternative - und die Zusammenar¬ 
beit mit dem Militär der USA nie die ein¬ 
zige Option. Doch Rojava stellt den USA 
Flugplätze und Militärbasen zur Verfü¬ 
gung. Das Hauptproblem ist der Imperia¬ 
lismus - Rojava unternimmt viel, um sich 
das Problem zu eigen zu machen. 

Regime-Change 

Haben „Die Kurden“ ein Recht auf staat¬ 
liche Unabhängigkeit? Unbedingt. Und 
angesichts der Erfahrungen in Syrien und 
den anderen Ländern der Region ist es 
eine verständliche Forderung. 


Je größer die Erfolge der mehrheitlich 
kurdischen SDF in der Zusammenarbeit 
mit dem US-Militär sind, umso stärker ist 
ihr Einfluss auf die Bildung eines unab¬ 
hängigen kurdischen Staates. Oder nen¬ 
nen wir es einen föderalen Teilstaat. 

Aber die Kurden wollen gar keine 
Abspaltung von Syrien, sagen Deilke und 
Rothe. Sie wollen keinen eigenen Staat, 
sondern die Entwicklung der Zivilge¬ 
sellschaft in ganz Syrien. Und sie zitie¬ 
ren Salih Muslim, den Ko-Vorsitzenden 
der PYD: „Demokratie für Rojava kann 
nur erreicht werden, wenn es Demokratie 
und Freiheit in ganz Syrien gibt.“ 

Für Salih Muslim ist das jetzige Sy¬ 
rien wohl keines der Demokratie und 
Freiheit. Was geschieht also mit Rojava, 
solange Syrien nicht „demokratisch“ ist. 
Was ist die Rolle eines „föderalen Teil¬ 
staates“, der Verhandlungen mit der Re¬ 
gierung ablehnt, wie Deilke und Rothe 
schreiben. Ein Teilstaat, der nicht mit 
der Regierung Syriens und dafür mit 
dem US-Imperialismus zusammenar¬ 
beitet. 

Unterstützen wir die legitime Regie¬ 
rung, die vom Imperialismus angegriffen 
wird? Oder stellt Syrien das „Herz der 
Finsternis“ dar und wir warten auf den 
Sturz des „feudal-kapitalistischen“ Sys¬ 
tems, egal durch wen? 

Unglücklich das Land, 
das Helden nötig hat 

Seit sechs Jahren führen die USA, Saudi- 
Arabien, die Türkei Krieg gegen Syrien. 
Millionen Flüchtlinge sind in die Städte, 
nach Damaskus, in die sicheren Gebiete 
Syriens geflohen. Viele Frauen und Män¬ 
ner arbeiten dort daran, die Folgen des 
Krieges zu mildern. 


Flüchtlinge müssen versorgt werden, 
Schulen ihren Betrieb aufrecht halten. 
Die Wirtschaft muss wiederaufgebaut, 
die Wunden des Krieges geheilt werden. 
Widerspruch, Diskussion, Verhandlun¬ 
gen und Zusammenarbeit zwischen den 
kurdischen und arabischen Seiten wür¬ 
de dabei helfen. Wer jedoch Verhand¬ 
lungen ablehnt, wie es Deilke und Rothe 
beschreiben, will nur seine Maximalfor¬ 
derung durchsetzen. 

Die Kriege der USA haben al-Nus- 
ra und den IS erst ermöglicht. Unzäh¬ 
lige kurdische Kämpfer sind im Kampf 
gegen den IS gestorben. Zehntausende 
Soldaten der syrischen Armee sind bei 
der Verteidigung der Städte vor der Bar¬ 
barei gestorben. 

Seit drei Jahren ist Deir Ezzor vom 
IS umzingelt. Die SDF kämpfen, um den 
IS aus Raqqa zu vertreiben. Werden sie 
in Absprache mit der US-Armee die Be¬ 
freiung von Deir Ezzor behindern - wie 
es sich mehrmals angedeutet hat? Oder 
werden sie Absprachen mit der syrischen 
Regierung und ihren Verbündeten treffen 
um die Befreiung von Deir Ezzor zu be¬ 
schleunigen? 

Das Ende der Emanzipation 

Mit der Stationierung ihrer Truppen in 
Rojava haben die USA ein Etappenziel 
erreicht. Sie arbeiten weiter daran, Syrien 
zu zerstören. 

Regime-Change und die Zerstücke¬ 
lung des Landes sind das Ende für jegli¬ 
che emanzipatorische Bestrebung in der 
Region. Auch das Ende des Traums von 
der goldenen Zukunft der kurdischen 
Emanzipation. Wir kennen die Folgen 
des Regime-Change aus anderen Län¬ 
dern. Wir haben es satt. 


Neue Syrien-Gespräche 

Nach der neuen Waffenruhe in Sy¬ 
rien will Russland gemeinsam mit 
den USA die bestehenden Deeska¬ 
lationszonen ausbauen. Die Türen 
für eine Zusammenarbeit seien of¬ 
fen, sagte der russische Außenmi¬ 
nister Sergej Lawrow am Montag in 
Moskau. 

In Genf begann zugleich eine 
weitere Runde der Syrien-Friedens¬ 
verhandlungen unter Vermittlung 
der UNO. Auch der UNO-Sonder- 
beauftragte Staffan de Mistura stell¬ 
te dort weitere Deeskalationszonen 
in Aussicht. Er zeigt sich zum Beginn 
der insgesamt siebten Gesprächs¬ 
runde vorsichtig optimistisch. 

Die am vergangenen Sonntag ge¬ 
startete Waffenruhe im Südwesten 
Syriens hielt an ihrem zweiten Tag 
trotz einiger Verstöße weitgehend. 
Es gebe einige Brüche der Feuer¬ 
pause, heißt es in unbestätigten Mel¬ 
dungen. 

Die Feuerpause war von den 
USA, Jordanien und Russland ver¬ 
einbart worden. Von der jordani¬ 
schen Hauptstadt Amman aus sol¬ 
le die Einhaltung der Waffenruhe 
überwacht werden, sagte Lawrow. 
Dort habe man direkten Kontakt zu 
den syrischen Regierungstruppen 
und der Opposition. Lawrow hoffe, 
dass die Umsetzung der Deeskalati¬ 
onszonen bei den Syrien-Verhand¬ 
lungen im Fokus stehen werden, 
meldete Interfax. 

De Mistura sagte, die Waffenru¬ 
he sei ein wichtiger Schritt Richtung 
Deeskalation des Konflikts, er rech¬ 
ne jedoch nicht mit einem Durch¬ 
bruch, wohl aber mit „einigen stu¬ 
fenweisen Fortschritten“. 

Bei den Verhandlungen soll un¬ 
ter anderem über eine neue Verfas¬ 
sung für Syrien gesprochen werden. 
Erwartet wird, dass beide Seiten er¬ 
neut nur indirekt miteinander ver¬ 
handeln. Alle bisherigen Gespräche 
in der Schweiz waren ohne greifbare 
Ergebnisse geblieben. 

NATO-Chef in 
der Ukraine 

Im Ukraine-Konflikt hat NATO-Ge- 
neralsekretär Jens Stoltenberg Russ¬ 
land zu „Schritten der Entspannung“ 
aufgerufen. „Russland muss Tausen¬ 
de seiner Soldaten aus der Ukraine 
abziehen“ sagte er laut ukrainischen 
Medien am Montag in Kiew. Zudem 
müsse „der Kreml Militärhilfe für 
die moskautreuen Separatisten im 
Donbass einstellen“, betonte Stol¬ 
tenberg. Allerdings konnte der zivi¬ 
le NATO-Chef keinerlei Nachwei¬ 
se für die Anwesenheit „Tausender 
russischer Soldaten“ in der Ukraine 
anführen, ebenso wenig für die „Mi¬ 
litärhilfe des Kreml“. 

Dagegen stand die Militärhilfe 
der NATO und des Westens ganz 
oben auf der Tagesordnung des NA- 
TO-Generalsekretärs. Der ukraini¬ 
sche Präsident Petro Poroschenko 
bekräftigte beim Treffen mit Stol¬ 
tenberg, dass ein Beitritt zur NATO 
eine Priorität sei. „Doch das bedeu¬ 
tet nicht, dass wir unverzüglich einen 
Beitrittsantrag stellen werden“, sagte 
er. Vorher müsse die Armee durch 
„wichtige Reformen“ die „Stan¬ 
dards“ der westlichen Militärallianz 
erreichen. Nach 2020 sei ein Antrag 
aber denkbar. „Wir haben einen 
Plan für diese drei Jahre. Das ist das 
erste Mal, dass es einen ,Fahrplan’ 
gibt.“ 

Stoltenberg sagte dem krisenge¬ 
schüttelten Kiewer Regime weitere 
Hilfe zu. Die NATO stelle Geräte 
für satellitengestützte Kommunika¬ 
tion zur Verfügung. Zu einem mög¬ 
lichen Beitritt sagte er: „Jede Nation 
hat das Recht auf die eigene Wahl 
ihres Weges, einschließlich des Bei¬ 
tritts zur Nordatlantischen Allianz.“ 

Zugleich startete im Schwarzen 
Meer das jährliche USA-geführte 
Marinemanöver „Sea Breeze“ (See¬ 
brise). Bis zum Sonntag sollten mehr 
als 3 000 Soldaten aus 16 Staaten ge¬ 
meinsam üben, teilte das ukrainische 
Kriegsministerium mit. Unter ande¬ 
rem würden auch Landungseinsätze 
trainiert. Das Manöver findet zum 
20. Mal statt. 
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Treffen der G 76000 

A bseits von Elbphilharmonie und Messege¬ 
lände regte sich vergangenes Wochenende 
ein breiter und vielfältiger Protest gegen 
das Treffen der Staatschefs der imperialistischen 
Hauptmächte und anderer Staaten. Die Main¬ 
streammedien ergötzten sich an der donnerstags 
stattfindenden „Welcome to Hell“ Demonstrati¬ 
on, an der sich über 12 000 Menschen beteiligten, 
bevor sie von der Polizei angegriffen wurde. Die 
Demo kam keine 100 Meter weit. 

Am Freitag streikten über 3 000 Schüler, Azu¬ 
bis und Studierende gegen das Treffen der Mächti¬ 
gen und Reichen. Dazu aufgerufen hatten die Ge¬ 
werkschaftsjugend, die SDAJ und andere politische 
Jugendorganisationen. Die SDAJ schrieb dazu rück¬ 
blickend: „Wir standen zusammen, wir haben ge¬ 
meinsam gekämpft, wir haben gemerkt, dass wir die 
gleichen Interessen haben und dass wir zusammen 
kämpfen müssen. Mit einem Bildungsstreik ist es 
nicht vorbei. Wir müssen in unseren Schulen ak¬ 
tiver werden. Wir müssen uns gegen Kopier- und 
Büchergelder, gegen hohe Mensapreise oder gegen 
vergammelte Sporthallen engagieren. Wir müssen 
dafür kämpfen, dass Bildung nicht vom Geldbeutel 
der Eltern abhängt. Wir müssen dafür kämpfen, dass 
wir nicht mehr nach Schularten vorsortiert werden. 
Wir wollen eine Bildung in unserem Interesse, wir 
wollen gemeinsam mit den Lehrerinnen und Leh¬ 
rern für bessere Ausstattung, gegen wirtschaftlichen 
Einfluss auf die Schulen und für eine umfassende 
Demokratisierung der Schule kämpfen. Das beginnt 



immer im Kleinen: Durch unbequeme Schülerzei¬ 
tungen, durch Mitarbeit in Schülervertretungen, die 
nicht nur Parties organisieren, durch kritische Nach¬ 
fragen im Unterricht oder durch Klebezettel in den 
Toilettenräumen.“ 

Neben dem Schulstreik fanden verschiedenste 
Aktionen statt, angefangen von der Kunstaktion 
„1 000 Gestalten“, bei der grau angemalte Zom¬ 
bies durch die Stadt trotteten, über eine autonome 
Nachttanzdemo am frühen Abend mit witzigen Slo¬ 
gans wie „G20 macht mich ranzig, deshalb tanz ich!“, 
bis zu Yogaübungen für den Weltfrieden. 

Am Samstag demonstrierten schließlich rund 
76000 Menschen auf der Großdemonstration 
„Grenzenlose Solidarität statt G20!“ gegen den 
G20-Gipfel. Die DKP stellte einen eigenen in¬ 
ternationalen kommunistischen Block unter dem 
Moto „Rise up against imperialism - Sozialismus 
oder Barbarei!“. Ein gut sichtbarer Block formierte 
sich und es beteiligten sich zahlreiche Genossin¬ 
nen aus Venezuela, Portugal, Schweden, Belgien, 
der Tschechischen Republik und den Niederlan¬ 
den. Die SDAJ organisierte mit vielen anderen Ju¬ 
gendorganisationen und der Gewerkschaftsjugend 
einen großen Jugendblock. Das Bündnis „Grenzen¬ 
lose Solidarität statt G20“ wertet die Großdemonst¬ 
ration als großen Erfolg. Auch wenn die Polizei alles 
dafür tat, Hamburg zu einem rechtsfreien Raum zu 
machen, hatten sich die Menschen ihr Recht zu de¬ 
monstrieren nicht nehmen lassen. 

Christoph Hentschel 
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Klaus Wagener zu der Bilanz des G20-Gipfels in Hamburg 

Hamburger Polit-Showbiz 


W er so handelt, stellt sich außer¬ 
halb unseres demokratischen 
Gemeinwesens.“ Die Kanzlerin 
konnte sich auf die kalkulierte Konflikt¬ 
eskalation im Vorfeld des G20-Gipfels 
verlassen. Wenn es denn eine alles überla¬ 
gernde Botschaft dieses Gipfels gab, dann 
die, dass Kritik an der „Globalisierung“ 
an den Exzessen des entfesselten Kapita¬ 
lismus illegitim ist. Und zwar ganz gleich 
von welcher Seite auch immer. Das gilt für 
die „linke Krawallszene“ ebenso wie für 
„Brexit-Premier May“ und den von Putin 
gesteuerten „Trump im Porzellanladen“ 
Vertreter von 122 Staaten haben sich 
letzten Freitag in New York auf einen 
Vertragsentwurf zum Verbot von Atom¬ 
waffen geeinigt. Im Rahmen der dafür 
legitimerweise zuständigen UNO. Wird 
er von mehr als 50 Staaten ratifiziert, 
tritt er in Kraft. Angesichts des atomaren 
Overkills eine eminent wichtige Initiati¬ 


ve. Wie zu erwarten war dies der „vierten 
Gewalt“ der „westlichen Wertegemein¬ 
schaft“ ebenso kaum eine Zeile wert, wie 
der „Not Welcome“-Protest der 76 000. 
Stattdessen beherrschte die gigantische 
Hamburger Polit-Showinszenierung 
sämtliche Kanäle. 

Das Kommunique glänzt mit den üb¬ 
lichen, unverbindlichen G20-Floskeln, die 
einen Haufen herer Absichten verkün¬ 
den, die niemanden wehtun und alles so 
weitergehen lassen wie bisher: Freie Bahn 
für die Finanzindustrie und die transnati¬ 
onalen Multis. Die ach so liberalen und 


demokratischen Medien und Politiker des 
„Freien Westens“ verteidigen weiterhin 
hingebungsvoll das Glaubensbekenntnis 
des „Washingtoner Consensus“. Die dabei 
entstehenden Ungleichgewichte, Defizi¬ 
te, Überschuldungen, Pleiten, Krisen und 
Kriege sind halt Pechsache. Dumm nur, 
dass sich mittlerweile so viele US-Bürger 
als Globalisierungsverlierer fühlen, dass 
sie Wahlen gewinnen können. 

Glücklicherweise konnte der US- 
Präsident als Umweltschwein markiert 
werden. So etwas ist immer praktisch; 
die eigenen Skandale sehen dann viel 


netter aus. Dass der entfesselte Kapita¬ 
lismus, ob mit oder ohne Pariser Klima¬ 
abkommen, unfähig ist die Klimakatas¬ 
trophe zu verhindern, bedarf an diesem 
Ort ja kaum der Erwähnung. 

Das G20-Format wurde populär, als 
das Finanz-Casino sich verzockt hatte 
und Hunderte Milliarden zur Rettung 
der Banken locker gemacht werden soll¬ 
ten. Die Chinesen hatten Geld, und wa¬ 
ren bereit ein gigantisches Konjunktur¬ 
programm aufzulegen. Das kam gerade 
recht. Da waren auch noch ein paar war¬ 
me Worte zur Multipolarität drin. Zehn 


Jahre später hat das Hunderte Millionen 
teure Hamburger Showbiz nicht einmal 
ein paar „Peanuts“ für die Allerärmsten, 
für die Verhungernden in Ostafrika, übrig. 
Die zahllosen Toten des Global War on 
Terror interessieren ohnehin niemanden. 

Naja, es ist nicht alles schlecht. Do¬ 
nald Trump konnte mit dem Ultrabösen 
reden. Mehr als zwei Stunden. Das offen¬ 
bar aufschlussreiche Treffen mit einem 
aufgeräumten Putin wäre in Anbetracht 
der gegenwärtigen US-Russenparanoia 
in Moskau oder Washington kaum denk¬ 
bar gewesen. Es soll eine Vereinbarung 
zu einem Teilwaffenstillstand im Südwes¬ 
ten Syriens dabei herausgesprungen sein. 
Würde das Realität und nicht im „friendly 
fire“ des Pentagon zerschossen, wäre man 
schon fast geneigt, den übrigen Klamauk 
als notwendigen Beifang zu akzeptieren. 
Das syrische Volk hat schon viel zuviel 
gelitten. 



Gewaltorgien der Polizei sind nicht 
neu, wenn sich Imperialisten treffen. 
Genauso wenig neu ist es, dass schon 
im vornherein klar ist, wer Schuld ist - 
alle, die auf die Straße gegen die Politik 
der Herrschenden gegangen sind oder 
platter gesagt die Linke allgemein. 

Zum G8-Gipfel in Genua 2001 hatte 
der damalige Ministerpräsident Silvo 
Berlusconi vorsorglich Leichensäcke 
geordert. Am 20. Juli beteiligten sich 
trotzdem über 200 000 Menschen an 
der Demonstration. Diese wurde mit 
Tränengas-Kartuschen, die über die 
Dächer der Prunkbauten aus vergange¬ 
nen Zeiten geschossen wurden, wahllos 
angegriffen. Unvergessen geblieben ist, 
was passierte, als die Ordnungskräfte 
die Lage immer weiter eskalieren ließen. 
Dem damals 23jährigen Carlo Giuliani 
wurde von einem wehrdienstleisten¬ 
den Cabinieri aus einem gepanzerten 
Fahrzeug in den Kopf geschossen, der 
leblose Körper mehrmals überrollt. Am 
Abend des Tages wurde mit größtmög¬ 
licher Brutalität das alternative Presse¬ 
zentrum gestürmt. 


Räumen mit links... 

... um den Besitzanspruch des Eigentümers durchzusetzen • Kolumne von Wera Richter 


In Berlin lässt der rot-rot-grüne Senat 
weiter räumen. Vor drei Wochen traf es 
den linken Kiez- und Szeneladen Frie¬ 
dei 54 in Neukölln. Die Mobilisierung 
der Räumungsgegner war kräftig, der 
Polizeieinsatz routiniert. Das Viertel 
war um fünf Uhr morgens hermetisch 
abgeriegelt. Nur diejenigen, die bereits 



Wera Richer ist stellvertretende 
Vorsitzende der DKP 


am Vorabend im oder vor dem Faden 
waren, hatten die Chance wirksam zu 
protestieren. Mehr als 1000 Demons¬ 
tranten wurden durch Hamburger Git¬ 
ter, Polizeiketten, Hunde und Pfeffer¬ 
spray daran gehindert. Sitzblockaden 
von dennoch mehreren hundert Nach¬ 
barinnen und Aktivistinnen der Mieter¬ 
bewegung vor dem Faden und im Hin¬ 
terhof wurden brutal geräumt. Gegen 
mehrere Beamte laufen Strafverfahren. 

Medial wurde - auch mit Blick auf 
die anstehenden Proteste gegen den 


G20-Gipfel in Hamburg - gegen die 
radikale Finke mobil gemacht. Wilde 
Gerüchte fanden in die Presse wie der 
Tweet eines Polizisten, der sich und die 
Kollegen in Febensgefahr wähnte, weil 
die Demonstranten einen Türgriff der 
Friedei 54 unter Strom gesetzt hätten. 
An der Sache war nichts dran. Die Po¬ 
lizei nannte es später einen „Fehler in 
der Kommunikation“. 

Berlins SPD-Innensenator Andreas 
Geisel lobte seine Beamten. Die Ver¬ 
hältnismäßigkeit sei gewahrt und gel¬ 
tendes Recht umgesetzt worden. „Einen 
Extraweg für einige wenige, die glauben, 
sie könnten die Spielregeln des Zusam¬ 
menlebens einseitig bestimmen, darf es 
nicht geben“, erklärte Geisel. Dabei hat¬ 
te er genau diesen Extraweg für weni¬ 
ge - in diesem Fall einer Briefkastenfir¬ 
ma in Fuxemburg - frei prügeln lassen. 

Die Finke hatte das Pech, unmittel¬ 
bar nach der Räumung einen Fandes¬ 
parteitag abzuhalten. Die Delegierten 
widersprachen dem Koalitionspartner 
und kritisierten den „unverhältnismäßi¬ 
gen“ Polizeieinsatz - auch wenn sie sich 
nicht zu dem Wörtchen „brutal“ durch¬ 
ringen konnten. Ein Beschluss mobi¬ 
lisiert gegen Zwangsräumungen und 
stellt fest, „Berlinerinnen und Berliner 
können Zwangsräumungen verhindern, 
indem mit friedlichen Protesten eine Si¬ 
tuation herbeigeführt wird, in der eine 
Räumung durch die Polizei nicht mehr 
verhältnismäßig ist.“ 

Es gehört schon einiges dazu, die 
Bürgerinnen einer Stadt gegen die ei¬ 
gene Senatspolitik zu mobilisieren, die 
eben nicht deren Interessen, sondern 
die der Miethaie und Wohnungsunter¬ 
nehmen vertritt indem sie ihre Rendi¬ 
ten sichert. Auch mit Gewalt. 


Die Berliner Fandesvorsitzende 
Katina Schubert und ihr Fandesge¬ 
schäftsführer Sebastian Koch versuch¬ 
ten den Spagat in einer Presseerklärung 
(29. Juni 2017). Tenor: Schuld sind im¬ 
mer nur die anderen. Der Eigentümer, 
der nicht von seinem Besitz lassen will; 
der Bezirk, der keine Alternativlösung 
für die Friedei 54 gesucht hat; der Vor¬ 
gängersenat, der das Vorkaufsrecht 
nicht wahrgenommen hat. 

Ein Fump wer danach fragt, warum 
Häuser heute von der Kommune zu¬ 
rückgekauft werden müssen und von 
welchem Senat sie verscherbelt wurden. 

Die Verkettung unglücklicher Um¬ 
stände geht in der Pressemitteilung 
dann so: Rot-rot-grün war abhängig von 
der Verhandlungsbereitschaft des Ei¬ 
gentümers. Der hatte das Recht, seinen 
Besitzanspruch durch einen Gerichts¬ 
vollzieher durchsetzen zu lassen. Die 
Polizei war im Rahmen der herrschen¬ 
den Rechtsordnung dazu verpflichtet, 
ihn dabei zu unterstützen. 

Ein bißchen softer wäre natürlich 
schöner: „Das Agieren eines rot-rot- 
grünen Senates muss sich deutlich von 
dem des rot-schwarzen Vorgängerse¬ 
nats unterscheiden“, finden Schubert 
und Koch. Die Polizei dürfe nicht wei¬ 
ter als Brecheisen bei der Durchsetzung 
privater Profitinteressen wahrgenom¬ 
men werden. Und dann die frohe Bot¬ 
schaft: „Wir erwarten, dass sich dieser 
Bewusstseinswandel auch im Verhalten 
der Ressorts unserer Koalitionspartner 
widerspiegelt. Wir werden das ausführ¬ 
lich mit unseren Koalitionspartnern 
thematisieren.“ Wahrscheinlich rückt 
die Polizei danach mit Wattebäusch- 
chen anstatt mit Schlagstock und Pfef¬ 
ferspray an. 


Ein für alle Mal abschaffen 


IPPNW zum Atomwaffenverbot 


Der Atomwaffenverbotsvertrag, Treaty 
on the Prohibition of Nuclear Weapons 
(TPNW), wurde am 7. Juli 2017 abge¬ 
schlossen. Damit werden Atomwaffen 
weltweit stigmatisiert und delegitimiert. 
Aus der Präambel des Vertrages ist zu 
entnehmen, dass die katastrophalen Fol¬ 
gen eines Einsatzes und die Risiken, die 
die schlichte Existenz der Atomwaffen 
mit sich bringen, ein Verbot von Atom¬ 
waffen rechtfertigen. Der Vertrag verbie¬ 
tet unter jeglichen Umständen den Ein¬ 
satz von Atomwaffen. Auch die Drohung 
mit Atomwaffen wird untersagt, was be¬ 
deutet, dass auch die nukleare Abschre¬ 
ckung unter das Verbot fällt. 

Der Vertrag verbietet allen Staaten, 
die ihn unterzeichnen, die Entwicklung 
und Herstellung oder den anderweitigen 
Erwerb von Atomwaffen. Es folgt zudem 
logischerweise ein Verbot des Besitzes 
und der Fagerung von Atomwaffen. 

Auch Hilfeleistung zu diesen Aktivi¬ 
täten ist Staaten untersagt. Darunter fällt 
beispielsweise die nukleare Teilhabe der 
NATO, in deren Rahmen die US-Atom¬ 
waffen in fünf europäischen Fändern ge¬ 
lagert sind. Ziel der Verhandlungen - laut 
Mandat der Resolution der UN-Vollver¬ 
sammlung - war neben dem Verbot von 
Atomwaffen auch ein Vertragswerk, das 
zur Eliminierung von Atomwaffen bei¬ 
tragen kann. Der Vertragstext orientiert 
sich nun an anderen Verträgen, die Mas¬ 
senvernichtungswaffen ächten, wie die 
Konventionen zu chemischen und bio¬ 
logischen Waffen, sowie dem Anti-Per¬ 
sonenminenvertrag und dem Streumu¬ 


nitionsvertrag. Ein Atomwaffenstaat, der 
plant, dem Vertrag beizutreten, muss alle 
Informationen über seinen Atomwaffen¬ 
bestand offenlegen, seine Atomwaffen 
außer Betrieb nehmen und einen Plan 
vorlegen, wie sie zerstört werden. Für die 
Staaten, die momentan im Rahmen der 
nuklearen Teilhabe Atomwaffen lagern 
und Infrastruktur sowie Trägersysteme 
zur Verfügung stellen, gibt es explizit ei¬ 
nen Weg zum Beitritt, in dem sie zuerst 
und innerhalb einer bestimmten Zeit den 
Abzug der Atomwaffen veranlassen. Der 
Vertrag muss sich zunächst im internati¬ 
onalen Völkerrecht etablieren und argu¬ 
mentativ angewendet werden. Dies wird 
sicherlich im Rahmen der Konferenzen 
zur Überprüfung des Atomwaffensperr¬ 
vertrags geschehen. Mit dem Vertrags¬ 
werk haben die atomwaffenfreien Staa¬ 
ten jetzt ein Mittel, mehr Druck auf die 
Atomwaffenstaaten in Bezug auf ihre 
Abrüstungsverpflichtung auszuüben. 

Auch die Zivilgesellschaft kann den 
Vertrag nutzen und fordern, dass die 
Atomwaffenstaaten und ihre Bündnis¬ 
partner sich nicht nur auf schwache Ar¬ 
gumente wie „Realpolitik“ stützen. Sie 
sind nun politisch verpflichtet, sich mit 
dem Atomwaffenverbot auseinanderzu¬ 
setzen. Künftige Regierungen und Parla¬ 
mente werden immer wieder prüfen müs¬ 
sen, ob sie nicht doch mit der Mehrheit 
der Staaten einig werden und Atomwaf¬ 
fen ein für alle Male abschaffen wollen. 

Xanthe Hall und Birte Vogel, Internationalen 
Ärzte für die Verhütung desAtomkrieges/ 

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW) 


Dokumentiert 

„Festival der Grundrechtsverletzungen“ 

Der Anwaltliche Notdienst über das G20-Wochenende 

Wir dokumentieren Ausschnitte der Pressemitteilung vom 9. Juli des Anwaltlichen 
Notdienstes, der vom Republikanischen Anwältinnen- und Anwälte verein e.V. für 
das G20-Gipfelwochenende gestellt wurde. Der RAV ist laut Hamburger Polizei 
gefährlich, da er „gefährlich weit links stehe“ (SZ 4.7.17). In einer weiteren Presse¬ 
mitteilung bezeichnete der RAV das Vorgehen der Polizei gegen sie als Angriff auf 
„die freie Advokatur und damit ein tragendes Prinzip des Rechtsstaates“. 


Das Gegenteil des Mitte Mai vollmundig 
von Innensenator Grote angekündigten 
Festivals der Demokratie haben wir in 
der letzten Woche erlebt. (...) Hamburg 
befand sich im polizeilichen Belagerungs¬ 
zustand, massenhaft wurde das Recht auf 
kollektive Meinungsäußerungsfreiheit, 
auf Versammlungsfreiheit, auf körperli¬ 
che Unversehrtheit und auf Achtung der 
Menschenwürde beschränkt. 

Die Allgemeinverfügung über eine 
38 Quadratkilometer große Versamm¬ 
lungsverbotszone setzte bereits ein Zei¬ 
chen gegen jedes wirksame plebiszitä- 
re Mitwirkungsrecht der Bevölkerung, 
gegen die Versammlungsfreiheit als ei¬ 
nes - so das Bundesverfassungsgericht 
- „grundlegenden und unentbehrlichen 
Funktionselementes“ einer Demokra- 
tie. (...) 

Die Auseinandersetzungen anlässlich 
der Demonstration „Welcome to Hell“ 
am 6. Juli begannen durch ein rechtswid¬ 
riges Eingreifen der Polizei. Vertreterin¬ 
nen des Anwaltlichen Notdienstes G20 
haben das Geschehen und den Beginn 


der Auseinandersetzungen selbst verfol¬ 
gen und sich davon überzeugen können, 
dass die Polizei trotz des Ablegens der 
Vermummung bei zahlreichen Demons¬ 
trationsteilnehmern die zu diesem Zeit¬ 
punkt völlig friedliche Demonstration 
gewalttätig und mit Wasserwerfern an- 
griff. (...) 

Am 7. Juli haben sich Menschen im¬ 
mer wieder an verschiedenen Orten der 
Stadt friedlich versammelt, (...). Ohne 
Abwägung, ohne Respektierung der Frei¬ 
heitsrechte wurden diese Versammlun¬ 
gen als verboten betrachtet und von der 
Polizei aufgelöst. 

Hunderte von Versammlungsteil¬ 
nehmerinnen wurden durch die harten 
Maßnahmen der Polizei verletzt, hunder¬ 
te wurden festgenommen und in die extra 
für den G20 aus dem Boden gestampfte 
Gefangenensammelstelle in Hamburg- 
Neuland verbracht, wo eine oft äußerst 
zögerliche Vorführung zu dem Gericht 
erfolgte und die Festgenommenen an 
dem Zugang zu anwaltlichem Beistand 
(...) gehindert wurden, (...). 
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Rechtstrends international 

Heft 4/2017 der Marxistischen Blätter ist erschienen 


D ie „Rechtstrends internatio¬ 
nal“ sind der Schwerpunkt des 
neuen Heftes 4/2017 der Mar¬ 
xistischen Blätter - ein Thema, das 
unter den herrschenden gesellschaft¬ 
lichen Bedingungen leider auch künf¬ 
tig weiter aktuell bleiben wird. Und 
nicht nur, weil, wie es im Editorial zum 
Heftschwerpunkt heißt, der politische 
Trend nach rechts unübersehbar und 
besorgniserregend ist - auch „wenn 
die jüngsten Wahlen in Großbritan¬ 
nien und Frankreich zeigen, dass die 
Bäume der Ultrarechten und Natio¬ 
nalisten nicht in den Himmel wach¬ 
sen Sondern auch, weil nicht nur 
hierzulande der Ausbau des „Tiefen 
Staates“ bzw. des repressiven Sicher¬ 
heitsstaates immer weiter - und unter 
Beifall von AfD und Co. -vorangetrie¬ 
ben wird. Auch, weil Rassismus usw. 
eben nicht nur das „Markenzeichen“ 
von rechten Populisten und Nationa¬ 
listen sind. 

Neben Übersichtsartikeln wie von 
Gerhard Feldbauer („Die Kontinuität 
des Faschismus in Italien. Eine Über¬ 
sicht von 1945 bis zur Gegenwart“) so¬ 
wie von Anton Latzo („Rechtsextre¬ 
mismus in den Eändern Osteuropas“) 
sowie einer Auseinandersetzung von 
führenden Mitgliedern der FKP mit 
Politik und Ideologie des Front Na¬ 
tional in Frankreich ( Pierre Laurent, 
Alain Hayot & Marc Brynhole : „Er¬ 
widerungen auf den Betrug des Front 
National“), geht es in anderen Beiträ¬ 
gen zum Schwerpunkt vor allem um 
theoretische Analysen - natürlich mit 
Bezug auf aktuelle Entwicklungen - 
und die Organisation von Gegenwehr: 
Feider fehlt im Beitrag „Rechtsextre¬ 
mismus in den Eändern Osteuropas“ 
eine Übersicht über die Entwicklung 
der rechtspopulistischen, nationalisti¬ 
schen und offen faschistischen Kräfte 
in der Ukraine und in Russland. Scha¬ 
de, meines Erachtens gehört das zu ei¬ 
ner Übersicht über Rechtsentwicklun¬ 
gen in „Osteuropa“, hätte aber wahr¬ 
scheinlich den Umfang des Beitrags 
gesprengt - ebenso wie eine differen¬ 
ziertere Analyse der Ursachen solcher 
Entwicklungen. 

Phillip Becher untersucht in 
seinem einleitenden Beitrag zum 
Schwerpunkt die „Parlamentsfähige 
Massenbasis für administrativ-auto¬ 
ritäre Politik. Aktuelle Rechtstenden¬ 
zen - betrachtet mit Hilfe von Rein¬ 
hard Opitz“. Er wagt den „Blick auf 
die auf unserem Kontinent mit den 
Namen charismatischer Demagogen 
wie Marine Le Pen, Geert Wilders, 
Christoph Blocher, Heinz-Christian 
Strache, Nigel Farage, Matteo Sal- 


vini, bei uns aber vor allem Frauke 
Petry oder Alexander Gauland ver¬ 
bundene Politik“. Und um „die Per¬ 
spektive zu schärfen“ setzt er „bild¬ 
lich gesprochen, die Brille Reinhard 
Opitz 4 “, des hervorragenden marxis¬ 
tischen Faschismusforschers (1934- 
1986), auf. Dieser stellte bei seinen 
Untersuchungen nicht nur die Frage 
„Wer mit wem? 44 sondern vor allem 
„Was vereinbart und entwickelt wer 
mit wem und wozu? 44 

Folgerichtig betrachtet Becher 
das „Hinterland 44 sowie Umfeld von 
AfD und Co. und untersucht in die¬ 


sem Zusammenhang die Funktion 
der AfD sowie vergleichbarer Partei¬ 
en in anderen Ländern im bestehen¬ 
den Herrschaftssystem und unter den 
heutigen Bedingungen. Interessant ist 
dabei unter anderem sein Hinweis auf 
die Ähnlichkeit der Politik der heu¬ 
tigen AfD mit jener der Strauß-CSU 
vom Anfang der 80er Jahre. „Kern 
sowohl der Straußschen als auch der 
aktualisierten AfD-Demagogie ist 
in beiden Fällen eine gesellschafts¬ 


und wirtschaftspolitische Ordnungs¬ 
vorstellung, die rechtsaußen mit den 
angegriffenen Befürwortern der ak¬ 
tuell herrschenden Politik verbindet 
und illustriert, wie wenig alternativ 
das Ganze ist 44 Kommt uns das nicht 
auch im Hinblick auf heute agieren¬ 
de „Volksparteien“ durchaus bekannt 
vor? 

Wichtig auch für die Entwicklung 
von Gegenwehr ist seine Antwort 
auf die Frage, wie sich heute „der 
Rechtspopulismus (...) als Reserve 
des Neoliberalismus gleichsam eini¬ 
germaßen authentisch als Alternati¬ 


ve zur neoliberalen Politik inszenie¬ 
ren kann“ und gleichzeitig offen ist 
für faschistische Kräfte. 

Achim Bühl ist mit einem Auszug 
(„Annäherungen an den Rassismus als 
Machtverhältnis“) aus seinem Buch 
„Rassismus - Anatomie eines Macht¬ 
verhältnisses“ vertreten. Obgleich es 
hier m.E. einige Wiederholungen gibt: 
Sehr deutlich wird im gewählten Aus¬ 
zug die Funktion des Rassismus, der 
eben nicht nur - in Geschichte wie 


Gegenwart - nur Bestandteil faschis¬ 
tischer Ideologie und Politik ist: „Die 
Geschichte aller bisherigen Klassen¬ 
gesellschaften ist die Geschichte des 
Rassismus. Der Rassismus ist ein 
Macht- und Herrschaftsverhältnis. 
Rassistische Akteure beabsichtigen, 
ein soziales UngleichheitsVerhältnis 
zu etablieren oder ein bereits beste¬ 
hendes zu erhalten beziehungsweise 
zu festigen. Der Rassismus ist sowohl 
Struktur, Praxis und Strategie als auch 
Ideologie zugleich.“ 

Ulrich Schneider , Generalsekretär 
der FIR (Federation Internationale 


des Resistants, internationale Dach¬ 
organisation von Verbänden antifa¬ 
schistischer Widerstandskämpfer) 
und Bundessprecher der VVN-BdA, 
schrieb zum Thema „Rechtspopulis- 
mus, extreme Rechte und europäischer 
Widerstand 44 . Er stellt fest: „Während 
die extreme Rechte in verschiedenen 
Ländern deutlich an Einfluss gewinnt, 
selbst wenn sie hinter den von Medien 
spekulierten Ergebnissen bei Wahlen 
zurückblieb, ist eine gesamteuropäi¬ 


sche Antwort auf diese Entwicklung 
noch nicht in Sicht. Dafür gibt es zwei 
zentrale Ursachen. 

Selbst wenn die Entwicklungen eu¬ 
ropaweit registriert werden können,so 
sind doch die Gründe für den politi¬ 
schen Aufstieg sehr stark von den na¬ 
tionalen Bedingungen abhängig und 
die Antworten beziehen sich ebenfalls 
auf die nationalen Bedingungen. Zum 
zweiten existiert aktuell keine europa¬ 
weite politische oder gewerkschaftli¬ 
che Organisationsstruktur, die willens 
oder in der Lage wäre, eine solche ge¬ 
meinsame Mobilisierung zu leisten.“ 
Trotz vieler erfolgreicher Aktionen 
vor Ort und von Gegenwehr auch über 
Grenzen hinweg ist vor allem eine 
wirksame Vernetzung der antifaschis¬ 
tischen Gegenkräfte auf europäischer 
Ebene nötig. 

Domenico Moro schrieb zum The¬ 
ma „Die herrschende Ideologie ist der 
Kosmopolitismus, nicht der Nationa¬ 
lismus“. Etwas irritierend ist, dass der 
italienische Soziologie und Kommu¬ 
nist den Austritt aus dem Euro-Raum 
tatsächlich geradezu - wie es im Edito¬ 
rial heißt - als internationalistische Tat 
sieht. Denn heute sei nicht mehr der 
Nationalismus, sondern der Kosmo- 
politismus die Leitideologie der herr¬ 
schenden Klasse. Dass man dieser Be¬ 
hauptung eben nicht so einfach folgen 
kann, darauf verweisen die bereits ge¬ 
nannten Beiträge, vor allem auch der 
von Achim Bühl. 

Ein einziger Artikel beschäftigt 
sich - aber eben aus aktuellem, für alle 
Linken wie anderen fortschrittlichen 
Kräften Besorgnis erregendem An¬ 
lass - mit entsprechenden Entwicklun¬ 
gen außerhalb Europas. Carolus Wim¬ 
mer , Internationaler Sekretär der KP 
Venezuelas, schreibt in seinem Beitrag 
„Volksfront vs. Faschismus in Venezu¬ 
ela“ über die Entwicklungen in seinem 
Land und die Formierung von Gegen¬ 
wehr, unter anderem die Herausbil¬ 
dung einer antiimperialistischen und 
antifaschistischen Volksfront. 

Beiträge zu aktuellen Ereignis¬ 
sen wie zum Thema „rechtsextremis¬ 
tische Vorfälle 44 bei der Bundeswehr, 
zur Labour Party in Großbritannien, 
zum Referendum in der Türkei, zum 
Tod von Theodor Bergmann usw. lei¬ 
ten das Heft ein. Zwei Beiträge der 
Tagung der Marx-Engels-Stiftung für 
Günter Judick (1929-2017) ( Heinz 
Karl: „Lenins Partei neuen Typus im 
Widerstreit der An- und Draufsich¬ 
ten“, Nina Hager: „Zur Aktualität von 
Lenins ,linkem Radikalismus’“) sowie 
Positionen und Rezensionen bilden 
den Abschluss. Nina Hager 



Protest gegen die AfD: Rosenmontag 20i6:Der Düsseldorfer Rosenmontagszug 2016 fiel wegen einer Sturmwarnung aus, 
wie auch Rosenmontagszüge einiger anderer Städte. Die politischen Wagen, entworfen und mitgestaltet von Jacques Tilly, 
wurden jedoch am selben Tag vor dem Düsseldorfer Rathaus gezeigt. Hier der Wagen „AfD - gestern, heute, morgen“ (von 
Blau zu Braun ...) Die Auseinandersetzung mit der AfD darf aber, wie auch die Beiträge im neuen Heft der „Marxistischen 
Blätter“ zeigen, dabei nicht stehenbleiben ... 


Antikapitalistische Strategie 

Manfred Sohns alternativer Ratgeber gegen die AfD 


Weil die staatstragenden Akteure der 
hiesigen Marktwirtschaftsdemokratie 
die Alternative für Deutschland (AfD) 
lediglich moralisierend als Störfall und 
politischen Irrläufer attackieren, hat 
Manfred Sohn unlängst unter dem Ti¬ 
tel „Falsche Feinde“ einen alternativen 
Ratgeber zum Umgang mit dieser Par¬ 
tei vorgelegt. Alternativ ist Sohns Buch 
deshalb, weil es die AfD nicht - wie es 
üblicherweise geschieht - mittels Popu- 
lismusschelte auszugrenzen versucht. 
Vielmehr setzt der Autor sich argumen¬ 
tativ mit der AfD-Programmatik ausei¬ 
nander, indem er sie als „pervertierte 
Revolte“ gegen das herrschende Markt¬ 
wirtschaftssystem kritisiert. Dergestalt 
werden die Führungskräfte der AfD als 
falsche Feinde des Systems bestimmt. 

Staatstragende 

Populismusschelte 

Dass die staatstragenden Akteure die 
AfD nicht inhaltlich kritisieren, son¬ 
dern deren Personal als Populisten 
schelten, hat zwei Gründe. Erstens 
betrachten jene die AfD als unliebsa¬ 
me Konkurrentin beim Wettstreit um 


die Wählerstimmen; und zweitens gibt 
es keine grundsätzlichen Differenzen 
zwischen den etablierten Parteien und 
den alternativen, da beiden Lagern die 
warenproduzierende Marktwirtschafts¬ 
gesellschaft als zweite Natur erscheint. 
Als Beleg für die Wählerstimmen¬ 
konkurrenz zitiert Manfred Sohn die 
CDU-Vize Vorsitzende Ursula von der 
Leyen. Sie bezeichnet die Wahlerfolge 
der AfD zwar als „bitter“, geht aber da¬ 
von aus, „dass es künftig in den Landta¬ 
gen einfacher wird, die AfD als dumpfe 
Dagegen-Partei zu demaskieren“ (Sei¬ 
te 85). Wie ähnlich sich die etablier¬ 
ten Parteien und die AfD im Grunde 
sind, zeigt der Währungsstreit. Um die 
unternehmerische Profitmaximierung, 
deren Grundlage die Vernutzung von 
lohnabhängigen Menschen als variables 
Kapital bei der Produktion von Waren 
ist, staatspolitisch zu befördern, setzen 
CDU, SPD, FDP, Grüne und Linkspar¬ 
tei auf den Euro als europäische Wäh¬ 
rung. Dagegen plädiert die AfD aus 
demselben Grund für die Rückkehr 
zur nationalen Währung namens DM 
(S.32fi). 


Pervertierte Revolte 

Angesichts dessen, dass die Welt aus 
den Fugen gerät, will die AfD die 
Marktwirtschaftskrise auf deutschna¬ 
tionale Weise bewältigen. So sollen - 
nach dem bornierten Willen der völki¬ 
schen Partei - beispielsweise die fremd¬ 
ländischen Konkurrenten auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt beseitigt wer¬ 
den. Nicht beseitigt werden soll hinge¬ 
gen die existenzvernichtende Konkur¬ 
renz der lohnabhängigen Menschen um 
die Arbeitsplätze, obgleich die Arbeits¬ 
platzkonkurrenz die Arbeitsmigranten 
hervorbringt. Auch in Sachen Militär 
schwadroniert die AfD deutschnatio¬ 
nal, indem sie sich für die Stärkung der 
Bundeswehr ausspricht, da sie „mit der 
Weltspitze Schritt zu halten“ habe ( S . 
28). Weil aber eine Armee ohne Kern¬ 
waffen schwerlich in der Weltspitze 
autonom agieren kann, wäre der Ruf 
nach der deutschen Atombombe fol¬ 
gerichtig. Allerdings steht die deutsche 
Atombombe, wie die UZ in ihrer Aus¬ 
gabe vom 23. Juni 2017 berichtet, be¬ 
reits auf der Agenda der Staatsgewalt, 
woran sich die Überlegenheit der libe¬ 


ralen Nationalisten gegenüber den völ¬ 
kischen zeigt. 

Tatsächliche Revolte 

Um der „pervertierten Revolte der 
AfD“ gegen die Zumutungen des ka¬ 
pitalistischen Marktwirtschaftssystems 
den Boden zu entziehen, müsse - so 
Manfred Sohn - eine „tatsächliche Re¬ 
volte“ organisiert werden ( S. 107ff.). 
Dass dies nicht durch den Gang zur 
Wahlurne zu bewerkstelligen ist, weiß 
der Autor: „Im Zentrum der Mittel 
dieses Kampfes steht nicht die Selbst¬ 
beschränkung auf den heimlichen Ab¬ 
wurf von Wahlzetteln in dafür vorgese¬ 
hene Behälter, nicht also die Abgabe, 
sondern die (Wieder-)Gewinnung der 
selbstbewussten Stimme der vom Ka¬ 
pitalismus zu Objekten der Geldver¬ 
wertung gemachten Menschen. Die 
Überwindung der kapitalistischen Ka¬ 
tegorien fällt mit der politischen Sub- 
jektwerdung der Menschen zusammen. 
Sie werden dabei auf das gesamte Er¬ 
fahrungsspektrum der historischen 
Klassenkämpfe zurückgreifen müssen. 44 
(S. 109) Überwunden werden müsse 
auf diesem Wege die marktwirtschaft¬ 
liche Produktionsweise, in der es um 
die Profitmaximierung der Unterneh¬ 
men, nicht aber um das Wohlergehen 
der Menschen geht. Durch den Kampf 


gegen das menschenfeindliche Profit¬ 
motiv, unter dessen Joch die Menschen 
stehen, werde zugleich die systemkon¬ 
forme Alternativpartei bekämpft - was 
übrigens auch für die Regierungspar¬ 
teien gilt. 

Franz Anger 

Manfred Sohn: Falsche Feinde. Was tun 
gegen die AfD? Ein alternativer Ratge¬ 
ber (konkret texte 70), KW konkret, 
Hamburg 2017,127 Seiten, 13,50 Euro 
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Die blutigen Szenarien 

Zur Sammlung „Für alle reicht es nicht - Texte zum Kapitalismus“ von Heiner Müller 


Kultursplitter 


Beihilfe 

Der US-Internetkonzern Google wird 
Medienberichten zufolge auf seinen di¬ 
gitalen Landkarten „Google Maps“ und 
„Google Earth“ künftig die indigenen 
Gebiete in Brasilien anzeigen. Der Kon¬ 
zern kündigte an, dafür mit der brasiliani¬ 
schen staatlichen Indigenenbehörde Fu- 
nai Zusammenarbeiten zu wollen. Früher 
war das Ziel der Behörde die Integrati¬ 
on indigener Völker in die Mehrheitsge¬ 
sellschaft, womit kulturelle Unterschiede 
ausgelöscht und ihr Land verfügbar ge¬ 
macht werden sollte. Zahlreiche Verbre¬ 
chen gingen auf das Konto der Vorgän¬ 
gerorganisation, aber anscheindend geht 
man nun nur eleganter damit um. Rund 
500 000 Indigene leben in ganz Brasilien 
in knapp 500 Schutzgebieten. Die Initi¬ 
ative sei ein Beitrag zur Erhaltung der 
indigenen Kultur in den Gebieten, außer¬ 
dem wolle man die Verwaltung der teils 
riesigen Gebiete erleichtern und zeigen, 
wie die indigenen Völker zum Erhalt der 
Natur beitragen. So werde mit den neuen 
Karten klar, dass die indigenen Gebiete 
die am besten erhaltenen Waldflächen 
darstellen. Oft sind sie grüne Inseln in 
einem Meer der Abholzung und Zerstö¬ 
rung. Wer vermutet, dass die Regierung 
von Staatschef Michel Temer absichtlich 
den Schutz der Indigenengebiete lockert, 
um so das Vordringen des Agro-Business, 
also von wirtschaftlichen Aktivitäten 
rund um die Landwirtschaft, zu erleich¬ 
tern, liegt sicherlich nicht falsch. 

Beifall 

Alljährlich arbeitet sich die Stiftung 
Buchkunst durch eine Fülle von über 700 
Titeln, die ihr für die mögliche Auszeich¬ 
nung „Die schönsten deutschen Bücher“ 
zugesandt werden. Wie die ästhetische 
Dimension eines Gebrauchsgegenstan¬ 
des zur Grundlage der Entscheidungen 
gemacht wird, ist ein Beispiel für eine 
schräge Dialektik von Inhalt und Form. 
Katharina Hesse von der Stiftung: „Im 
Grunde ist ein schönes Buch das Buch, 
das in der Gestaltung und in der Verar¬ 
beitung das transportiert, was der Inhalt 
dem Leser oder dem Betrachter vermit¬ 
teln möchte. Ein Roman ist dann schön, 
wenn er lesbar wird, und lesbar wird er 
nicht nur durch die Sprache des Autors 
nämlich, sondern auch ganz entschei¬ 
dend über den Satz, über die Wahl der 
Schrift, über die Platzierung der Schrift 
auf der Seite, über die Wahl des Papiers.“ 
Hesse ist der Meinung und nimmt sich 
den preisgekrönten neuen Paul Auster 
als Beispiel: „Bei 1200 Seiten können Sie 
sich vorstellen, wenn Sie das falsche Pa¬ 
pier wählen, dann bricht Ihnen das Buch 
auseinander. Und dass man mit Freude 
ein Buch liest und das ist was, was man 
als Leser ja gar nicht merkt“. Hauptsa¬ 
che also, das Buch ist gut gemacht, dann 
spielt der Inhalt nicht mehr eine so große 
Rolle. Wie ein alter Buchhändler einmal 
treffend bemerkte: „Ein gutes Buch ist 
ein schnell verkauftes Buch“. 

Ausgezeichnet wurden in diesem Jahr 
der neue Roman von Paul Auster „4 3 
2 1“ (Rowohlt Verlag), eine Neuaufla¬ 
ge von Voltaire „Der Fanatismus oder 
Mohammed“ (Verlag Das Kulturelle 
Gedächtnis) oder von Sebastian Rether 
eine graphic novel „FOC/FEUER“, er¬ 
schienen in der edition büchergilde. 

Beigaben 

Die Unesco vergibt alljährlich den Ti¬ 
tel „Weltkulturerbe“ an alles mögliche 
an Bauten, die ihr - mit reichlichem 
PR-Aufwand - von interessierten Städ¬ 
ten und Kreisen aus aller Welt vorge¬ 
schlagen werden. Diesmal haben es 
die „Höhlen der ältesten Eiszeitkunst“ 
in Baden-Württemberg geschafft, zum 
Weltkulturerbe ernannt zu werden. Die 
dort gefundenen rund 40 000 Jahre al¬ 
ten Musikinstrumente und figürlichen 
Darstellungen von Menschen, Tieren 
und Mischwesen gelten als Beleg für die 
Entstehung des modernen menschlichen 
Geistes. Die wichtigsten Funde können 
in Museen in Ulm, Tübingen und Blau¬ 
beuren besichtigt werden. Die Skulptu¬ 
ren aus Mammutelfenbein sind meist 
nicht größer als sechs Zentimeter. Meist 
wurden Tiere nachgebildet, die einst in 
der Region vorkamen - Höhlenlöwen, 
Bären, Wisente und immer wieder Mam¬ 
muts sowie verschiedene Vögel. 

Herbert Becker 


K ürzlich war im Vorwort einer wis¬ 
senschaftlichen Abhandlung zur 
Literatur der DDR zu lesen, dass 
„selbst ein Dramatiker von Weltrang 
wie Heiner Müller“ aber auch Günter 
de Bruyn, Volker Braun und Christoph 
Hein „nur noch Kennern geläufig“ sei¬ 
en. Das einstige „Sammelgebiet DDR- 
Literatur“ sei „rasch ins Abseits geratend 
so Wolfgang Emmerich. Da konnte man 
sich nur verwundert die Augen reiben, 
nicht nur über das abfällig klingende 
„Sammelgebiet“: Hein wird im Unter¬ 
richt behandelt, Volker Brauns Bücher 
sind viel gelesen und er publiziert erfolg¬ 
reich weiter Buch um Buch, ebenso Gün¬ 
ter de Bruyn, der zudem noch seine Op¬ 
position zur DDR für zusätzliche Gunst 
in der bürgerlichen Öffentlichkeit nutzt. 
Und Heiner Müller? Es erschien nicht 
nur eine repräsentative und erfolgrei¬ 
che Gesamtausgabe seiner Werke in 12 
Bänden (2008), eine vielfach besproche¬ 
ne Biografie (2001) von Jan-Christoph 
Hauschild, ein Handbuch zu Leben und 
Werk (2003), auch sein Werk blieb prä¬ 
sent. Die Internationale Heiner-Müller- 
Gesellschaft erinnerte am 24. Juni mit 
einem Fest an das zwanzigjährige Be¬ 
stehen. Gegenwärtig sind auf Bühnen 
zu finden „Mauser“ in München und 
Zürich, „Quartett“ - insgesamt oft ge¬ 
spielt - in London, „Philoktet“ in Wien, 
„Der Horatier“ in Berlin usw. Wie man 
da davon sprechen kann, Heiner Müller 
sei nur noch Kennern bekannt, ist ein 
Rätsel. Man kann sich des Verdachtes 
nicht erwehren, der Wunsch, es möge so 
sein, war der Vater des Gedankens, zumal 
dieser Gedanke Wolfgang Emmerichs 
Schriften seit der Wende durchzieht. 

Nun bekam Heiner Müllers Wirkung 
22 Jahre nach dem Tod des Dichters eine 
zusätzliche Grundlage. In der edition 
suhrkamp (Nr. 2711) erschienen „Texte 
zum Kapitalismus“ unter dem Titel „Für 
alle reicht es nicht“. Alle Gattungen tru¬ 
gen zu der Sammlung bei, auch Inter¬ 
views und Diskussionsbeiträge. Geglie¬ 
dert wurden die Texte in fünf Abschnit¬ 
te: Kapitalismus und Kapitalismuskritik, 
Ekel, Sprache, Religion und Krieg. 

Kapitalismus war für Müller Teil der 
Vorgeschichte der Menschheit, die durch 
Vernichtung, blutige Auseinandersetzun¬ 
gen, Kriege und Verbrechen geprägt ist. 
Sie wird erst abgeschlossen sein, wenn 
die Vorgeschichte in die Geschichte der 
Menschheit, den Kommunismus, über¬ 
geht. So haben interessierte Leser die 
Möglichkeit, Müllers kapitalismuskriti- 


Tatsache ist, die Welt wartet nicht 
auf neue Texte. Die Slogans „der mit 
Spannung erwartete Roman von XY“ 
oder „das lange herbeigesehnte neue 
Werk von YZ“ sind Chimären der Ver¬ 
lage. Tatsächlich wartet keiner, ist die 
Literatur ein Nischenmarkt, ein Spezi¬ 
alitätengeschäft für Connaisseurs. Es 
hat ja niemand mehr Zeit zum Lesen - 
zumindest für nichts, das länger ist als 
eine Facebook-Statusmeldung oder 
eine WhatsApp-Nachricht. 

Der Vereinswechsel eines Zweitli¬ 
gaspielers bekommt wesentlich mehr 
Öffentlichkeit als der neue Roman ei¬ 
nes Bachmannpreisträgers, von dem 
der Durchschnittsbürger wahrschein¬ 
lich gar nicht weiß, was das ist. 


sehe Aussagen zur Kenntnis zu nehmen. 
Müllers Texte gehen, wo auch immer 
man den geschichtlichen Zusammen¬ 
hang sucht, auf die zerstörerischen Aus¬ 
einandersetzungen ein, die die bisherige 
Entwicklung der Menschheit bestimm¬ 
ten. Er setzte hier konsequent die The¬ 
men und Ideen Georg Büchners um, als 
dessen geistiger Nachfolger er verstan¬ 
den werden kann. 


Müllers Radikalität des Denkens 
machte ihn für viele Menschen unbe¬ 
quem, aber seine Radikalität war die 
Konsequenz seines Denkens. Sie nahm 
nach 1990 nochmals zu, als Müller vom 
Kapitalismus wieder eingeholt wur¬ 
de, den er glaubte, hinter sich gelassen 
zu haben. Er machte kein Hehl daraus, 
dass er an den Sieg des Kommunismus 
glaubte, aber dass der Weg dorthin ein 
langer und schwieriger sein würde. Sei¬ 
ne Verse „Der Kommunismus sogar, das 
Endbild, das immer erfrischte/Weil mit 
Blut gewaschen wieder und wieder, der 
Alltag/Zahlt ihn aus mit kleiner Mün¬ 
ze...“ (1955) haben diese Überzeugung 
verdichtet. Es war ein zentraler Satz sei¬ 
nes Denkens und Dichtens, der vielfach 
variiert wurde, immer mit der Überzeu¬ 
gung, dass der Kapitalismus nicht im 


Da werden Billiarden für Rüstung 
ausgegeben, fehlt aber angeblich Geld 
für Bildung. Aus Profitgier und Hegemo- 
nialstreben werden die Kyoto-Protokolle 
zum Klimaschutz ebenso ignoriert oder 
umgangen wie sämtliche Menschen¬ 
rechtschartas. Jährlich ertrinken 5.000 
Flüchtlinge im Mittelmeer, noch immer 
verhungern Kinder oder fehlt es gan¬ 
zen Völkern an Medikamenten, Wasser, 
Grundnahrungsmitteln. Wir alle wissen 
das - diese ungeheuerliche Verlogen¬ 
heit: Waffenlieferungen in Krisengebie¬ 
te, Menschenhandel, darmschädigende 
Enzyme im Fertigteig der Großbäcke¬ 
reien, krebserregende Handystrahlen, 
verbrecherische, ja komplett amorali¬ 
sche Massentierhaltung, von Pharma- 


Selbstlauf oder durch Ermüdung ver¬ 
schwinden werde, sondern dass es dazu 
großer Anstrengungen bedarf. Die Verse 
finden sich auch in vorliegender Auswahl 
(Seitel56), sie machen auf ein Problem 
aufmerksam, dem sich der Leser gegen¬ 
übersieht: Die Texte zum Kapitalismus 
sind aus einer antikapitalistischen Hal¬ 
tung entstanden, kaum einer war unter 
den künstlerischen Intellektuellen derart 
konsequent Gegner des Ka¬ 
pitalismus wie Heiner Mül¬ 
ler. Das aber heißt zuerst, 
dass alle Texte ursprünglich 
Texte für den Kommunis¬ 
mus waren und sind. Dieser 
Zusammenhang muss vom 
Leser eingebracht werden, 
denn die Kommentare sind 
gegenüber dieser Tatsache 
zurückhaltend. Mindes¬ 
tens im Vorwort wünschte 
man sich, dass vor der Ein¬ 
schätzung des Kapitalis¬ 
mus - „Das Lebensprinzip 
des Kapitalismus ist gerade 
nicht die Befriedigung der 
sogenannten Bedürfnis¬ 
se“ - Müllers Vorstellungen 
vom Kommunismus Platz 
gefunden hätten. Das wäre 
wichtig gewesen, zumal sich 
die Herausgeber einig sind, 
dass nach 1990 eine weite¬ 
re, noch intensivere Epoche 
der kapitalistischen Krisen¬ 
geschichte und Ausbeutung 
begonnen hat, die charak¬ 
terisiert ist durch Zunah¬ 
me von „Arbeitslosigkeit, 
Armut, Kriege, soziale und 
politische Gewalt; die Beschäftigungs¬ 
verhältnisse sind in einem bisher unge¬ 
ahnten Ausmaß prekär geworden“. Be¬ 
rechtigt wird darauf hingewiesen, dass 
Müller keine systematische Theorie des 
Kapitalismus formuliert hat, zumal er in 
erster Linie Dramatiker und nicht Phi¬ 
losoph war. 

Der Leser muss auch ein weiteres 
Problem für sich lösen, wobei ihm die 
Essays, die bis ins Sprachliche von Mül¬ 
ler inspiriert wurden und die die einzel¬ 
nen Abschnitte einleiten, kaum helfen. 
Nach Heiner Müller bestand die Ent¬ 
wicklung der menschlichen Gesellschaft 
aus zwei Abschnitten, der Vorgeschich¬ 
te, die vom Ende des Sozialismus bis zur 
Eiszeit zurückreicht, und die eigentliche 
Geschichte, die mit dem Kommunismus 
beginnt und die die Zukunft bestimmt. 


konzernen verseuchtes Wasser, in dem 
sich Superkeime bilden, betrügerische 
Banker, gefälschte Abgasstudien bis hin 
zur Tochter des Wir-zuerst-und-Arbeits- 
plätze-zurück-nach-Amerika-Präsiden¬ 
ten, die ihre Modekollektionen von Ar¬ 
beitssklaven in Billiglohnländern produ¬ 
zieren lässt... 

Das Skandalöse hat die Welt mit ih¬ 
rer Akne überzogen - und wenn etwas 
aufbricht, der Eiter der Korruption und 
Gier, der Machtgeilheit und des Nepo¬ 
tismus hervortritt, wandert einfach eine 
Politiker- oder Aufsichtsrat-Marionette 
mit einer Millionenabfertigung in die 
gute Puppenstube der Pension. 

Aber nicht nur, dass wir nichts da¬ 
gegen unternehmen, wir fühlen uns mit 
unserer achselzuckenden Ignoranz auch 
noch im Recht. Die Perversion des Kapi¬ 
talismus besteht darin, dass man für sich 
selbst kein Mitleid mehr hat - und für 
andere noch viel weniger. Denn das ist es, 
was uns der Neoliberalismus unermüd¬ 
lich einhämmert: Jeder ist selbst schuld 
an seinem Elend, seiner Sucht, seinen 
Schulden, seiner gescheiterten Ehe, sei¬ 
nem Krebs. 

Und wofür? Wir sind korrumpiert 
von den Goodies der Marktwirtschaft, 
von Hotels mit Spa-Bereich, iPads, Her¬ 
mes-Handtaschen, Pullunder von John 
Smedley, Taucheruhren von Porsche, 
Füllfedern von Montblanc, diamanten- 


Sozialismus wäre in dieser Abfolge ein 
Zwischenstadium; damit erklärte sich 
vieles an Behelfslösungen, Ungereimt¬ 
heiten, Experimenten, Zwängen usw. Da¬ 
mit würde auch die Distanz verständlich, 
mit der die DDR-Politik Heiner Müller 
begegnete. In diesen großen Zeitraum 
gehören nach Müller auch die früheren 
Gesellschaftsformationen wie der Anti¬ 
ke. Der Leser findet in den ausgewählten 
Texten Namen wie Ajax, Lysistrate, Pro¬ 
metheus, Herakles, Medea, die Argonau¬ 
ten und viele andere antike Gestalten. 
Gemeinhin wird der Belesene sie in das 
vorgeprägte Bild klassischer Vollkom¬ 
menheit einordnen. Nicht so bei Müller: 
Für ihn war auch die Antike nicht die 
Zeit vollkommener Schönheit und Hu¬ 
manität, wie sie seit Winckelmann und 
Goethe vermittelt wurde, sondern eine 
Zeit anhaltender Verbrechen. In seinem 
„Elektratext“ (1969), der nicht in die 
Auswahl aufgenommen wurde, enthüllt 
er die antiken Götter- und Heldenmy¬ 
then als antagonistische Machtkämpfe: 
Was uns in der deutschen Klassik in Ge¬ 
stalt Iphigenies - an Goethe ist zu den¬ 
ken - als die Inkarnation des Humanis¬ 
mus entgegentritt, erscheint bei Müller 
als Kampf: „Zum ersten Kriegsopfer 
bestimmt ein Seherspruch Iphigenie ...“ 
dann wird erschlagen, getötet, geschlach¬ 
tet, Beil und Schwert sind die begehrtes¬ 
ten Handwerkszeuge. Raub auf allen 
Ebenen ist die politische Triebkraft, auch 
in der Antike. Vom Humanismus der 
Iphigenie Goethes ist nichts zu spüren. 

Fragt man nach den Konturen für 
Müllers Vorstellung vom Kommunismus, 
so findet der aufmerksame Leser auch 
die, die deutlicher als das entscheidende 
Ziel ausgewiesen worden wären und Le¬ 
nin zu ihrem Urheber haben. Nach Lenin 
war, und so verstand es Müller, der Kom¬ 
munismus „das Ursprüngliche“ und „die 
Möglichkeit“ (Seite 261): „Der Kommu¬ 
nismus beginnt dort, wo einfache Arbei¬ 
ter in selbstloser Weise, harte Arbeit be¬ 
wältigend, sich Sorgen machen um die 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität, um 
den Schutz eines jeden Puds Getreide, 
Kohle, Eisen ... “(114). Das steht in Hei¬ 
ner Müllers Stück „Traktor“. 

Rüdiger Bernhardt 

Heiner Müller:„Für alle reicht es nicht“. 
Texte zum Kapitalismus, hrsg. von He¬ 
len Müller und Clemens Pornschlegel 
in Zusammenarbeit mit Brigitte Maria 
Mayer. Berlin. Suhrkamp Verlag 2017 
(edition suhrkamp 2711),389 S.,16.- Euro 


besetzten Klobürsten von Cartier, von 
lauter unnötigem Krempel, der uns ver¬ 
meintlich zur neuen Aristokratie erhebt, 
vergessen lässt, dass uns die Jauche bis 
zum Halse steht. 

Fällt Ihnen etwas auf? Die Welt 
ist merkwürdig unpolitisch geworden, 
selbst die Politik ist zu einem Dschun¬ 
gelcamp verkommen, in dem es nur noch 
um Entertainment mit Grauslichkeiten 
geht. Die großen Themen werden von 
den immer gleichen Fernsehcomedians, 
die scheinen in einer Art Paralleluniver¬ 
sum zu leben, diskutiert und von Hinter- 
zimmer-Interessenvertretern entschie¬ 
den, die vor allem einen im Schilde füh¬ 
ren, ihren jeweiligen Global Player: Die 
Weltbank, Goldmann-Sachs, die EZB, 
Lockheed Martin, Exxon, Giencore, 
Nestle ... 

Es ist schamlos, wie die Großkon¬ 
zerne mit Volkswirtschaften, Ländern, 
Menschen spielen. Erinnern Sie sich an 
Griechenland, dessen kleptokratisches 
System fast die Boni einiger Manager ge¬ 
fährdet hätte. Mit welchen Folgen? Ge¬ 
rade weil das Land nicht mehr auftaucht 
in den Nachrichten, gibt es noch immer 
keine medizinische Grundversorgung, 
nicht einmal für Kinder, Pensionen wer¬ 
den nicht ausgezahlt, Schulen bleiben ge¬ 
schlossen, Menschen hungern. Mensch¬ 
liches Elend für ein paar Börsenbrösel. 
Widerwärtig! 


Politik, ein Dschungelcamp 

Franzobel zur Eröffnung der Klagenfurter Literaturtage 

Das alljährliche Spektakel, genannt „ Tage der deutschsprachigen Literatur “ und 
verbunden mit reichlich Preisgeld für den „ Ingeb org-Bachmann-Pr eis“ fand zum 
41. Mal in Klagenfurt statt. Der ORF überträgt live und stundenlang die Lesungen 
der Kandidatinnen und Kandidaten, diese haben 25 Minuten, um aus einem neuen, 
noch unveröffentlichten Text vorzulesen. Dann debattieren die sogenannten Juroren, 
meist selbstgefällig und mit viel Schwall, der Vorleser hat keine Gelegenheit, sich 
zu dem Gerede noch mal zu äußern. Diese Jury war dann angetan von Ferdinand 
Schmalz, der den Text vorlas „mein lieblingstier heißt winter“ die Geschichte eines 
Eismannes, der eine Leiche verstecken soll. Die Abwesenheit von Großbuchstaben, 
rhythmische Inversionen, sprechende Namen und tiefgekühltes Essen, vor allem 
Rehragout, sind nur einige der tonangebenden Elemente dieses poetischen und ab¬ 
surd anmutenden Textes. 

Erfreulich an der gesamten Veranstaltung war die Eröffnungsrede des österreichi¬ 
schen Schriftstellers Franzobel, der selbst 1975 den Bachmann-Preis erhielt, aber die 
Gelegenheit nutzte, um deutliche Worte zu finden: 



Heiner Müller:„Wenn in der nächsten Woche 
die Regierung zurücktreten sollte, darf auf 
Demonstrationen getanzt werden“. 4.11.1989 
Berlin-Alexanderplatz 
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Hintergrund 


unsere zeit m 


D ieses Jahr steht im Zeichen des 
hundertjährigen Jubiläums der 
Epoche markierenden Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution. 
Die Denk- und Werkzeuge marxis¬ 
tischer Theorie und Praxis für diese 
Epoche, die - trotz alledem - immer 
noch jene des Übergangs von Kapi¬ 
talismus zu Sozialismus ist, wurden 
entscheidend von Antonio Gramsci 
(22. Januar 1891-27. April 1937) ge¬ 
prägt. Dieser war einer der wichtigsten 
Organisatoren der kommunistischen 
Bewegung Italiens und als Klassiker 
der III. Internationale einer der be¬ 
deutendsten Denker des Marxismus. 

Gramsci war ein in unmittelbarer 
Tradition Lenins stehender Stratege 
des Klassenkampfes des sich (nicht 
zuletzt mittels der Sozialdemokratie) 
nach der die Welt Oktoberrevoluti¬ 
on re-konsolidierenden Kapitalismus. 
Gramscis Analysen und Verständnis 
der Schichtungen und Mechanismen 
der bürgerlichen Klassengesellschaft 
und die sich aus ihnen ergebenden po¬ 
litisch-organisatorischen Handlungs¬ 
möglichkeiten und -anweisungen zum 
Klassenkampf sind heute aktueller 
denn je. 

Nach dem Ausbleiben der Revo¬ 
lution beziehungsweise deren Nieder¬ 
schlagung und Verrat in den Metropo¬ 
len der westlichen Industriestaaten im 
Gefolge des Roten Oktober versteht 
Gramsci den langfristigen Klassen¬ 
kampf der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten (^Subalternen) als Stel¬ 
lungskrieg 4 . In diesem kämpfen sie um 
(Gegen-)Hegemonie,um die „intellek¬ 
tuelle und moralische Führung 44 (GH 
8,1947). Gramsci erkennt, dass die im 
Kapitalismus herrschende bürgerli¬ 
che Hegemonie, d.h. die Konvergenz 
zwischen politischer Machtausübung 
(in der societä politica) mit dem allge¬ 
meinen Selbstverständnis der Massen 
(in der societä civile, der Zivilgesell¬ 
schaft), neben Zwang der Repressi¬ 
onsorgane des Staates der Garant für 
das Fortbestehen des Kapitalismus ist. 
„Die ,normale 4 Ausübung der Hege¬ 
monie auf dem klassisch gewordenen 
Feld des parlamentarischen Regimes 
zeichnet sich durch eine Kombinati¬ 
on von Zwang und Konsens aus, ohne 
dass der Zwang den Konsens zu sehr 
überwiegt, sondern im Gegenteil vom 


Das eigene 

Schicksal 

beherrschen 

Gramsci im 100. Jahr des Roten Oktober 

„Bildet euch, denn wir brauchen all eure Klugheit. Bewegt euch, 
denn wir brauchen eure ganze Begeisterung. Organisiert euch, denn 
wir brauchen eure ganze Kraft.“ 

Titelblatt der ersten Ausgabe des von Gramsci herausgegebenen L’Ordine Nuovo, i. Mai 1919 


Konsens der Mehrheit, wie er in den 
sogenannten Organen der öffentlichen 
Meinung zum Ausdruck kommt, getra¬ 
gen erscheint. 44 (GH 1,120). 

Die hegemoniale Durchdringung 
der Zivilgesellschaft als Bestandteil 
des Klassenkampfes der Arbeiter¬ 
klasse und ihrer Verbündeten, also 
der Aufbau von (Gegen-)Hegemonie 
durch sie und die schrittweise Ablö¬ 
sung der bestehenden bürgerlichen 
Hegemonie, ist es, der die revolutio¬ 
näre Veränderung einer Gesellschaft 
mitvorbereitet. „Doch um in einem 
System von Bündnissen politisch, mo¬ 
ralisch, ideologisch führend zu wer¬ 
den, bedarf es für die Arbeiterklasse 
der Ergründung möglichst aller Ele¬ 
mente, mit deren Hilfe die herrschen¬ 
de Klasse das Bewusstsein der Men¬ 
schen beeinflusst, formt, deformiert: 
von Parteien, der Kirche, den Schulen, 
den besonders dynamischen Medien, 
über Vereine bis hin zu Theatern, Bib¬ 


liotheken, bis zur Architektur, der An¬ 
lage von Straßen und deren Namen. 
Dazu bedarf es der Entwicklung der 
Fähigkeiten, das Aufgreifen und die 
Vertretung berechtigter mannigfalti¬ 
ger Interessen im Kampf zumindest 
an den wichtigsten Frontabschnitten 
mit der Bewusstseinsbildung zu ver¬ 
knüpfen, um bestehen und siegen zu 
können. 44 (Wimmer 1981:40) 

Nach Gramsci kommt in diesem 
Zusammenhang gerade der Bildung 
eine entscheidende Bedeutung zu, 
denn für ihn gilt: „Jedes Verhältnis 
von ,Hegemonie 4 ist notwendigerwei¬ 
se ein pädagogisches Verhältnis (...)•“ 
(GH 10/11,1335) Aus Gramscis Werk 
ergeben sich zwei Seiten der Konzep¬ 
tion von Bildung. Auf der einen Sei¬ 
te Bildung und Erziehung der Subal¬ 
ternen durch öffentliche und private, 
politisch- und zivilgesellschaftliche 
„Hegemonialapparate 44 zum Konsens 
der Beherrschten mit den Herrschen¬ 


den im Bereich von Sitten, Gebräu¬ 
chen, Einstellungen, der kulturellen, 
geistigen und moralischen Mentalität, 
aber auch hinsichtlich jener der herr¬ 
schenden Klasse zugute kommenden 
Kompetenzen und Fertigkeiten. Auf 
der anderen Seite Bildung und Erzie¬ 
hung als Bedingung der Möglichkeit 
von Mündigkeit, Emanzipation und 
Freiheit. Gramsci geht in Fortführung 
der marxistischen Klassiker vom Men¬ 
schen als einem „Ensemble der gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse 44 , als einem 
historisch-gesellschaftlich geprägt¬ 
prägendes, geformt-formendes, gebil¬ 
det-bildendes, geworden-werdendes, 
erzogen-erziehendes gesellschaftlich 
tätigen Wesen aus. In diesem Sinn ist 
(Selbst-)Bildung für Gramsci der ak¬ 
tive Prozess, in welchem der Mensch 
sich als gesellschaftliches Wesen der 
Welt und seiner selbst immer mehr be¬ 
wusst wird. Zum Bewusstsein der Welt 
und seiner selbst kommt der Mensch 



in der praktischen, gesellschaftlichen, 
„gegenständlichen Tätigkeit 44 die mit¬ 
tels Sprache organisiert, vermittelt, re¬ 
flektiert und weitergegeben wird. „Die 
Außenwelt, die allgemeinen Verhält- 
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Orgosolo 

und seine Wandbilder 

Die Gramsci-Wandbilder 
befinden sich in der Via Antonio 
Gramsci in der sardischen 
Gemeinde Orgosolo. Das aller¬ 
erste der Murales genannten 
Wandgemälde wurde Ende der 
1960er von der Gruppe„Dioniso“ 
gemalt. 

Der Zeichen- und Mittelschul¬ 
lehrer Francesco del Casino, der 
der Kommunistischen Partei 
Italiens nahestand, ließ sich in 
Orgosolo nieder und begann 1975 
mit seinen Schülern, Bilder an 
die Wänder der Häuser zu malen. 
Anlass war der 30. Jahrestag des 
Partisanenkampfes gegen den 
Faschismus. Seinem Vorbild sind 
weitere Künstler und Künstler¬ 
gruppen gefolgt. 


Foto: Lars Mörking (2) 



nisse zu verändern, heißt sich zu po¬ 
tenzieren, sich selbst zu entwickeln.“ 
(GH 6,1341f.) 

In der in, an und mittels der 
menschlich-gesellschaftlichen Praxis 
sich reflektierenden und reflektierten 
Bewusstwerdung und Einsicht der in 
der Wirklichkeit angelegten Möglich¬ 
keit und deren Gestaltung liegt die 
Freiheit des Menschen. „Sich eine Per¬ 
sönlichkeit bilden heißt dann, wenn die 
eigenen Persönlichkeit das Ensemble 
dieser Verhältnisse ist, ein Bewusst¬ 
sein dieser Verhältnisse gewinnen, 
die eigene Persönlichkeit verändern 
heißt, das Ensemble dieser Verhält¬ 
nisse verändern.“ (GH 10, 1348) Die 
Erkenntnis dessen, die Dialektik des 
Sich-Änderns, Geändert-Werdens, 
Gestaltens, Gestaltet-Werdens, Än- 
dern-Könnens und Gestalten-Kön- 
nens führt - kollektiv erarbeitet - als 
Bewusst-Sein zur Selbstermächtigung 
der Menschen. Was der Mensch ist, 
beantwortet Gramsci dann so: „Wozu 
kann jeder Mensch werden, ob näm¬ 
lich der Mensch das eigene Schicksal 
beherrschen kann, ob er ,sich machen 4 
kann, sich ein Leben schaffen kann. 
Sagen wir also, dass der Mensch ein 
Prozess ist und dass er genau der Pro¬ 
zess seiner Handlungen ist“ (GH 6, 
1346) Das eigene Schicksal beherr¬ 
schen bedeutet folgerichtig für ihn 
„die eigene Weltauffassung bewusst 
und kritisch auszuarbeiten und folg¬ 
lich (...), an der Hervorbringung der 
Weltgeschichte aktiv teilzunehmen, 
Führer seiner selbst zu sein und sich 
nicht einfach passiv und hinterrücks 
der eigenen Persönlichkeit von au¬ 
ßen den Stempel aufdrücken zu las¬ 
sen“ (GH 1,97). Hier ist ebenfalls der 
marxistische kategorische Imperativ, 
„alle Verhältnisse umzuwerfen, in de¬ 
nen der Mensch ein erniedrigtes, ein 
geknechtetes, ein verlassenes, ein ver¬ 
ächtliches Wesen ist“ (MEW 1: 380) 
mitangelegt. 

Laut Gramsci ist es daher not¬ 
wendig, „die Regierten von den Re¬ 
gierenden intellektuell unabhängig zu 
machen“ (GH 15, 1714). Dieser auf¬ 
klärerische Bildungsauftrag bedeu¬ 
tet die Erarbeitung des Bewusstseins 


des Hegemonieverhältnisses, die An¬ 
eignung des Bewusstseins des eige¬ 
nen Standpunktes und die (Selbst-) 
Erkenntnis der eigenen Fähigkeiten 
und Möglichkeiten. Das schließt ex¬ 
plizit theoretisch-praktische Kritik 
und Selbstkritik mit ein, die gerade 
wieder durch und in Bildung vermit¬ 
telt und reflektiert ist. So ist Kritik als 
Bildung und Bildung als Kritik, Bil¬ 
dung als Praxis und Praxis als Bildung 
zu verstehen. 

In diesem Verständnis von Bil¬ 
dung als einer zentralen Kategorie 
des Klassenkampfes hebt die kollek¬ 
tive Praxis als und in der Bildungs¬ 
erfahrung den Unterschied zwischen 
Lehrenden und Lernenden auf (in der 
dreifachen Hegelschen Bedeutung 
von ,aufheben’ als negieren, bewah¬ 
ren und auf eine höhere Stufe heben). 
Damit wird auch die Funktion von 
Intellektuellen neu bestimmt. Nach 
Gramsci sind „alle Menschen Intel¬ 
lektuelle (...) aber nicht alle Men¬ 
schen haben in der Gesellschaft die 
Funktion von Intellektuellen.“ (GH 
12, 1500) Die „traditionellen Intel¬ 
lektuellen“ der bürgerlichen Klasse 
(die oft meinen sie ständen über den 
Klassen) bestätigen die im Kapitalis¬ 
mus hegemoniale Trennung zwischen 
Kopf- und Handarbeit und haben da¬ 
mit System verteidigenden und stabi¬ 
lisierenden Charakter. 

Den „organischen Intellektuellen“ 
der Arbeiterklasse kommt jedoch die 
Aufgabe zu, die in den herrschenden 
Klassenverhältnissen verleumdeten 
und vergessenen intellektuellen Fähig¬ 
keiten und Tätigkeiten wiederzuentde¬ 
cken und zu fördern, die unterdrückten 
und an den Rand gedrängten kulturel¬ 
len Traditionen aufzugreifen und zu 
entwickeln, das Denken der Subalter¬ 
nen zu organisieren und ihre Weltan¬ 
schauung zu systematisieren. Die fort¬ 
schrittliche Professorin, der marxistisch 
orientierte Studierende, die Herausge¬ 
berinnen theoretischer Organe sind 
selbst bei einem Bekenntnis zur Arbei¬ 
terklasse nicht per se als ihre „organi¬ 
schen Intellektuellen“ zu betrachten. 

„Organische Intellektuelle 44 der 
Arbeiterklasse sind keine besondere 


Schicht innerhalb dieser, sie sind die¬ 
jenigen Individuen, in welchen sich 
die in der Bewegung der Subalternen 
angelegte und schließlich gesamtge¬ 
sellschaftlich anzustrebende Auf¬ 
hebung des Gegensatzes von Leh¬ 
renden und Lernenden als (Selbst-) 
Anspruch und (Selbst-)Auftrag an¬ 
deutet. Der/die „organische Intel¬ 
lektuelle“ ist gerade durch seine/ihre 
„Einmischung ins praktische Leben“ 
bestimmt, er/sie ist „Konstrukteur, 
Organisator,,dauerhaft Überzeugen¬ 
der’, weil nicht bloß Redner“ (GH 12, 
1532). Als „organische/r Intellektuel¬ 
le 44 wirkt man als Teil eines Kollektivs, 
greift so aktiv in die Klassenkämpfe 
ein, ist so in den Bewegungen der 
Subalternen engagiert, vermittelt so 
Zusammenhänge, treibt so die Wi¬ 
dersprüche voran, integriert und re¬ 
flektiert so die alltäglichen Erfah¬ 
rungen der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten, hinterfragt so kritisch 
die „Jedermanns-Philosophie“ und 
knüpft so an den buon senso (gesun¬ 
den Menschenverstand) an, eint und 
organisiert so als Vorbild mit Mut 
und Demut die (gegen-)hegemonia- 
len Kräfte. 

(Selbst-)Bildung der Subalternen 
ist nicht möglich ohne die Hervor¬ 
bringung ihrer „organischen Intel¬ 
lektuellen“ so wie die Hervorbrin¬ 
gung ihrer „organischen Intellek¬ 
tuellen“ nicht möglich ist ohne der 
Subalternen (Selbst-)Bildung. Diese 
Dialektik ist für Gramsci auf Engste 
mit der Frage der Organisation und 
Weltanschauung verschränkt. (Ge- 
gen-)Hegemonie lässt sich nicht ohne 
Bildung aufbauen, (Selbst-)Bildung 
nicht ohne wissenschaftliche Weltan¬ 
schauung vollziehen, wissenschaftli¬ 
che Weltanschauung nicht ohne orga¬ 
nisierte Aktion und kollektive Tätig¬ 
keit erlangen. 

Für Gramsci ist die Stärke der 
wissenschaftlichen Weltanschauung 
der „Philosophie der Praxis 44 also der 
marxistischen, „die theoretische Aus¬ 
arbeitung der bestimmenden Fak¬ 
toren der Gegenwart (in ihrer Ge¬ 
schichtlichkeit, in ihrer kategorialen 
Struktur, auf dem Niveau der ge¬ 


stimmten Abstraktion’ mit der All¬ 
tagserfahrung der politischen Praxis 
und dem sich darin ausbildenen senso 
commune der Massen) zu einer wohl 
differenzierten aber weltanschau¬ 
lich homogenen Einheit zusammen¬ 
zuschweißen, im Klassenkampf das 
ganze Spektrum der Manifestationen 
theoretisch vermittelter Praxis zu ver¬ 
einheitlichen. Diese weltanschauliche 
Integration vollzieht sich in der politi¬ 
schen Aktivität und damit in der Po¬ 
litisierung des Bewusstseins. (...) Die 
Ideen aber verwirklichen sich nur im 
kollektiven Handeln der Menschen, 
Menschen geistig führen (also Hege¬ 
monie ausüben) und sie organisieren, 
ist ein und dasselbe. (...)„ (Holz 2011: 


80f.) Für Gramsci kommt die Aufgabe 
der (gegen-)hegemonialen Bildung, 
der weltanschaulichen Integration 
und der kollektiven Organisation der 
Partei der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten zu. „Daher kann man 
sagen, dass die Parteien die Ausar¬ 
beiter der neuen integralen und ganz¬ 
heitlichen Intellektualität sind“ (GH 
6,1386) Er verdeutlicht „was zählt, ist 
die Funktion, die führende und orga¬ 
nisierende, d.h. erzieherische, d.h. in¬ 
tellektuelle.“ (GH 12,1506) 

Gramscis Bildungskonzept muss 
für fortschrittliche Menschen heute 
konkret bedeuten: 

★ cui bono: Hinterfragen von (auch 
scheinbar fortschrittlichen) herr¬ 
schenden Bildungsinhalten und -pra- 

xen 

★ Kritik herrschender Bildungspoli¬ 
tik und -institutionen 


★ Kampf um Demokratisierung herr¬ 
schender Bildungspolitik und -insti¬ 
tutionen 

★ Aufgreifen und Förderung margi- 
nalisierter Bildungsinhalte und -pra- 
xen 

★ Einsatz für die Aufhebung der 
Trennung von manueller und nicht¬ 
manueller Arbeit 

All dies in Verbindung mit dem 
Ziel des Umsturzes „aller bisherigen 
Gesellschaftsordnung“. 

Auf erbitterten Klassenkämp¬ 
fen der Subalternen um Hegemo¬ 
nie - und das sollte man nie verges¬ 
sen - beruhen letztlich alle in der 
Geschichte der Menschheit erzielten 


gesellschaftlichen Fortschritte, insbe¬ 
sondere im Bildungsbereich. Ginge 
es nach den Herrschenden, müss(t) 
en wir alle „lebenslang lernen 44 , uns 
von ihnen immer besser ausbeuten 
zu lassen und ihnen immer gefügiger 
zu werden. 

Nicht zuletzt bedeutet Grams¬ 
cis Bildungskonzept daher für fort¬ 
schrittliche Menschen, dass sie sich 
politisch organisieren müssen, um die 
herrschende Hegemonie der bürger¬ 
lichen Klasse zu brechen und die He¬ 
gemonie der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten aufzubauen und durch¬ 
setzen zu können. „Doch Hegemonie 
ist noch nicht Sieg. Nur Vorausset¬ 
zung für das Schwerste, Riskanteste: 
Die Entscheidung im Kampf um die 
Macht 44 (Wimmer 1981: 40), die Re¬ 
volution. 

Hannes A. Fellner 


Literaturtipps 
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Wir haben meinen Bruder 

Christian 

würdig verabschiedet. 

Es läßt den Verlust besser ertragen, wenn man erlebte, 
welch große Anteilnahme es gab. 

Genossin Bettina Jürgensen und Genosse Heinz Stehr 
haben sein Wirken und seine Persönlichkeit treffend in 
ihren Reden dargestellt und gewürdigt. 

Die Musiker Jens und Dirk Wilke haben mit Horst Warn- 
cke Christians und unsere Lieder so vorgetragen, dass 
viele einstimmten. 

Ich möchte in Christians Sinne und im Namen unserer 
Familie für die besondere Solidarität danken. 

Rainer Koberg 


REVOLUTION HAT ZUKUNFT! 



Sa 21.10.17 



13.00 bis 19.00 Uhr 19.30 bis 22.00 Uhr 


Konferenz Konzert 


Einlass: 11.30 

Kulturprogramm 

Vorträge 

Podiumsdiskussion 


Babylon 


Bejarano & Microphone Mafia 

Achim Bigus 

Free Willy 

Gina Pietsch 

Erich Schaffner 

Singegruppe Rotfuchs 


Rosa-Luxemburg-Straße 30, Berlin 

Konferenz 5,- / Konzert 6,- / Kombiticket 10,- Euro 
Vorverkauf im www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 17 78 89 23 


Veranstalter: 


RotFvchs 


Medienpartner: junge weit ★ Marxistische Blätter ★ M & R - Magazin für Gegenkultur ★ 
Position ★UZ - unsere zeit ★ Unterstützen Bundesverband Arbeiterfotografie ★ 
Deutscher Freidenker Verband ★ Freundeskreis Ernst-Thälmann-Gedenkstätte ★ GRH ★ 
Gruppe Kommunistische Arbeiterzeitung ★ Kl Gera 2010 ★ KPD ★ 

Marx-Engels-Stiftung ★ 0KV ★ Revolutionärer Freundschaftsbund e.V. ★ Rote Hilfe 



Rechtstrends 

international 


Mit Beiträgen Phillip Becher, Achim Bühl, Ulrich Schneider (FIR), Domenico Morn (Italien), 
Pierre Laurent und Genossen (Frankreich), Gerhard Feldbauer, Anton Latzo, Carolus Wimmer 
(Venezuela) 

Weitere Themen: Linker Radikalismus; Fraktionsverbot und innerparteiliche Demokratie; 
Labour im Jungbrunnen; Türkische Wahlnacht; Zum Tod von Theo Bergmann; Berufsverbote; 
Kolonialität der Behinderung; Bundeswehr - braune Netzwerke von Anfang an; Jüdisches 
Leben in der DDR; Leningrader Sinfonie; Tarifkampf Krankenhäuser 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


UZ-EXTRA 

zur Bundestagswahl 2017 



Drei gute 
Gründe, im 
September die 
Kommunisten 
zu wählen. 

Acht Seiten, 
4-farbig 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

nun befinden wir uns in der aktivsten Phase des BT-Wahl- 
kampfes. Viele Kreise und Gruppen führen jetzt vermehrt 
Infostände durch. Bei keinem Infostand darf Unsere Zeitung 
fehlen. Es empfiehlt sich gleich für alle Infostände, Aktionen 
und Veranstaltungen auf einmal zu bestellen. Dann kann 
es nicht vergessen werden! 

UZ-Preisliste 


Stückzahl Preis 
bis 14 10.-€ 

15-28 15.- € 

29-70 20.-€ 

71 -110 25.- € 

111 -140 30.-€ 


Stückzahl Preis 
141 -170 35.-€ 
171 -200 40.-€ 
201 -250 45.-€ 
251 -300 50.-€ 

301 - 400 60.- € 


pro weitere 100 Exemplare 10.- € 


Bestellungen 


per Mail direkt an: vertrieb@unsere-zeit.de, 

Telefon 0201 17788923 | Fax.: 0201 17788928 oder Gustl 
Ballin 0911 8019991 / 0176 45503975 


ZEIT* für 
JWIDER 
STAND!) 


- REPORTAGE: Fremdbestimmung und 

Emanzipation in der Schule 

^ SUSANN WITT-STAHL über 

Gegenkultur statt Kulturindustrie 
+ KYBERNETIK und gesellschaftliche 
Planung in der UdSSR 

+ DOKUMENTATION: Das Dorf aus 

Bundeswehr-Propaganda-Serie 



JUMP UP Update Juli 2017: 

Various: Der Sampler 

Soli - Doppel CD - Alle Einnahmen erhält die 
"Rote Hilfe e. V." EUR 15,00 

Solidarität ist.. .sichtbar, wenn ein Free Mumia" Transparent von der Autobahn¬ 
brücke hängt! 

Solidarität ist...bares Geld, wenn die Rote Hilfe dir einen Teil der Verfahrenskosen 
zurück erstatten kann! 

Solidarität ist.-.hörbar, wenn die Lautsprecherdurchsagen mit den 
Grußadressen an die Gefangenen auf der Knastkundgebung laut 
genug sind! 

Mit dabei sind u.a.: Rolf Becker, Juri Gagarin, ohne uns, 

F.J.Degenhardt, Micropone Mafia, Irie Revoltes, Özden Cicek, 

Kapelle Vorwärts!, Brixton Cats, kurzer prozess, Kenny Arkana, 

The Movement, Esther Bejarano, ewo2, Paul McAdaim, Kai Degenhardt, Die gol¬ 
denen Zitronen, Bernadette La Hengst, Mono <& Nikitaman, Fermin Muguruza, 
Beatpoeten, Rosa Rauschen, LA PHAZE, Obrint Pas, Chumbawamba. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 



Was passiert in Venezuela? 



ANKEE 


Veranstaltungsreihe mit Carolus Wimmer, 
Internationaler Sekretär 
der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 

Letzter Termin: 


• Konstanz, 14. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hotel Barbarossa, Obermarkt 12 

Eine Veranstaltungsreihe der DKP 

(Örtliche Mitveranstalter bzw. Unterstützer: SDAJ, UZ - Unsere Zeit, 
Alexander-von-Humboldt-Gesellschaft e.V., Die Linke Konstanz, 
Venezuela-Soli Ffm, FG BRD-Kuba e.V.) 

Alle Veranstaltungen: Eintritt frei, um Spenden wird gebeten 
news.dkp.de 



Informationen zu Bestellung und zur Buchprämie unter: 
030/536355-80 oder www.jungewelt.de/sommerabo 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 26727.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 
Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ, Zeitung der DKP 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10 f - €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20 f - €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25 ,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30 ,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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www.gasthof-heimes.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

wA'iY.ta -h -hinh?f.dt j QC0Q. 


Ökchaf m Olivenhain, 
weitet Blick. Stille; 
große heile Zimmer, 


viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
V_ J 





15.00 Uhr Kinderfest 
Die Elmshorner 
Märchenerzählerin 
fCatharina Lentes erzählt 
aus der Märchenwelt 
für Groß und Klein. 

Kaffee und Kuchen 

****************** 

15.30 Uhr - Diskussionsrunde: 

Politikwechsel organisieren 

****************** 


Musik: 

Katja Kaie singt zur Gitarre 
Griechische Spezialitäten 
Tombola und Flohmarkt 
Kuba-Mixgetränke, 

Bier vom Fass und Wein 
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Festival-Veranstalter können 
zufrieden sein 

Feiern, Diskutieren, Schmökern“, 

UZ vom 9. Juni, Seite 8 

2015 hieß es in der UZ: 1500 Jugendli¬ 
che zu Gast bei der SDAJ auf dem Festi¬ 
val der Jugend in Köln (UZ vom 29. Mai 
2015). 2017 heißt es in dem Bericht von 
Roman Stelzig: Mehrere zehntausend Be¬ 
sucher tummelten sich auf dem Gelän¬ 
de. Gab es diesen rasanten Anstieg der 
Festival-Teilnehmer gegenüber vor zwei 
Jahren, oder war es mehr ein Wunschden¬ 
ken? Das Letztere ist der Fall. 

Am Pfingstsonntagnachmittag gab 
es viel Beifall, als die SDAJ von der 
Großen Bühne aus die Zahl der Be¬ 
sucher mit 2000 bekannt gab. Im Be¬ 
richt von Roman Stelzig wurden aus den 
2000 Besuchern unwirkliche mehrere 
Zehntausend. Was er sich dabei gedacht 
hat, bleibt sein Geheimnis. Seriös ist das 
nicht. 

Die Organisatoren und Unterstüt¬ 
zer des Festivals können m.E. mit dem 
breitgefächerten Programmangebot 
(beinhaltete u.a. Themen wie G20-Gip- 
fel, Arbeitszeitverkürzung, Kommu¬ 
nismus wählen - Bundestagswahl 2017, 
Bundeswehr raus aus den Schulen, Wer 
steckt hinter der AfD?, es gab Lesun¬ 
gen, Sport, Filme und viel Musik) - und 
mit der Teilnehmerzahl von Dauercam¬ 
pern und des Tagespublikums trotz zeit¬ 
weiligen Regens höchst zufrieden sein. 
Nicht nur jüngere Menschen fühlten 
sich von der politisch-kulturellen Aus¬ 
richtung des Festivals angesprochen. 


Was dem „Festival der Jugend“ 
fehlt, ist ein höherer Bekanntheitsgrad, 
in nicht wenigen Städten findet (noch) 
mangels Kapazitäten keine Werbung für 
das Festival statt. Da ist noch viel Luft 
nach oben. 

Ob sich mal einige zehntausend Be¬ 
sucher auf dem Festivalgelände tummeln 
werden, das wird die Zukunft zeigen. 

Robert Diedrich, Boppard 

Anmerkung der Redaktion: Wir bedau¬ 
ern, dass uns dieser Schreibfehler durch¬ 
gegangen ist. „ Tausende Besucher“ wäre 
selbstverständlich richtig gewesen. 

Initiative der „Linken“ 
Präsidiale Rosskur in 
Frankreich 

„En marche“, Kolumne von Georg 
Fülberth, UZ vom 30. Juni, Seite 9 

Nicht Macrons - wie Vulgärmateria¬ 
listen empört verkünden - geldgieri¬ 
ger Charakter, sondern seine markt¬ 
wirtschaftskonforme Denkungsart ist 
der Grund dafür, dass des Präsiden¬ 
ten Politik den Kapitalinteressen dient. 
Um Frankreichs marodes Marktwirt¬ 
schaftssystem so zu sanieren, dass fran¬ 
zösische Waren auf den Märkten dieser 
Welt konkurrenzfähig sind, will der un¬ 
ternehmernahe Monsieur le President 
eine angebotsorientierte Wirtschaftspo¬ 
litik exekutieren, welche die Lohnstück¬ 
kosten der produzierten Waren erheb¬ 
lich verringert. 

Zu diesem unternehmerfreundli¬ 
chen Zweck soll der Arbeitsmarkt der¬ 


art flexibilisiert werden, dass die franzö¬ 
sischen Lohnabhängigen für noch we¬ 
niger Geld noch mehr arbeiten müssen. 
Gestört werden könnte diese präsidiale 
Rosskur - entgegen den Befürchtungen 
des orakelnden Genossen Fülberth - al¬ 
lerdings durch die kommunistische Ge¬ 
werkschaft CGT, indem sie die Lohn¬ 
abhängigen dergestalt organisiert, dass 
jene ihr Interesse an einem guten Leben 
gegen die systemischen Imperative der 
marktwirtschaftlichen Produktionswei¬ 
se - und damit gegen deren präsidialen 
Vollstrecker - geltend machen. 

Franz Anger ; per E-Mail 

Preußens Gloria Demontage 

Kultursplitter von Herbert Becker, 

UZ vom 30. Juni, Seite 11 

Herbert Becker hat - auch in der Rei¬ 
henfolge - die Gewichtung von Kultur in 
Berlin-Brandenburg richtig beschrieben. 
Zuerst kommt Preußens Glanz mit dem 
Wiederaufbau des Berliner Schlosses an¬ 
stelle des früheren Palastes der Republik 
und mit dem harmlos klingenden Namen 
„Humboldt-Forum“ versehen. Sodann 
folgt auf dem Fuße PreußeiTs Gloria mit 
dem geplanten Wiederaufbau der Gar¬ 
nisonskirche in Potsdam. Diese Kirche 
hat ja mit der Vermählung von scheinbar 
untergegangenem Adel und aufstreben¬ 
dem Bürgertum in Tuchfühlung mit dem 
Großkapital und vertreten durch die Na¬ 
zi-Partei wahrlich Geschichte prägt wie 
wenig anderes in Brandenburg. 

Zum Schluss wird dem interessierten 
Theater-Volk die Berliner Volksbühne 


in der Partei 

Partei durchzuführen, und der Beschluss 
des Bezirksvorstands, die Beitragsantei¬ 
le, die an den PV abzuführen sind, ein¬ 
zubehalten. 

In einer Erläuterung zu diesem Be¬ 
schluss und in Erwiderung der Kritik, 
dass dieser völlig überraschend gekom¬ 
men sei, erklärte Patrik Köbele, Vorsit¬ 
zender der DKP am 28. Juni: „Bereits 
der 6. PV-Tagung im November 2016 lag 
ein Antrag vor, der beide Beschlüsse als 
Option enthielt. Diese PV-Tagung be¬ 
schloss dann eine weitere Gesprächsrei¬ 
he mit Bezirken, die sich in Opposition 
zu den vergangenen Parteitagen sehen 
(darunter Südbayern) und mit den Erst¬ 
unterzeichnerinnen des „offenen Brie¬ 
fes“ des sogenannten kommunistischen 
Netzwerks, der beim vergangenen UZ- 
Pressefest im Juni 2016 verteilt worden 
war. 

Die Option der Auflösung von Be¬ 
zirksorganisationen war der Bezirksor¬ 
ganisation Südbayern bekannt. Auf der 
Beratung der Mitglieder der Bezirks¬ 
organisation, zu der der Parteivorstand 
zum 10. März 2017 eingeladen hatte, 
wurde der Parteivorsitzende Patrik Kö¬ 
bele aufgefordert zu erklären, dass diese 
Option ausgeschlossen sei. Dieser Auf¬ 
forderung folgte er nicht, da dies nicht 
die Intention der Beschlussfassung des 


weggenommen, die Riesenleuchtschrift 
OST auf dem Dach vorab als Signal de¬ 
montiert und die traditionsreiche Arbei¬ 
terbühne im Osten Berlins zu einer Art 
Las Vegas-Spielstätte mit Revue-Shows 
für Touristen und Banker umfunktioniert. 
Eines stimmt allerdings nicht im Artikel: 
Der neue Leiter der Volksbühne, Herr 
Dercon aus Belgien, seines Zeichens 
gelernter Museumsdirektor, wird von 
Kultursensator Lederer weiterhin abge¬ 
lehnt. Zuletzt hat er dies bei der Verab¬ 
schiedung von Frank Castorf öffentlich 
bestärkt. 

Rüdiger Deißler ; Berlin 

Begrüßenswert 

„Revolutionäre Matrosen“, 

UZ vom 23. Juni, Seite 10 

Mit Interesse habe ich den UZ-Artikel 
am 23. Juni 2017 über die revolutionä¬ 
ren Matrosen in Wilhemshaven gelesen 
sowie den Leserbrief des Genossen Mi¬ 
chael Clemens dazu. Zu einer Zeit, in 
der wieder Angriffskriege des Aggres¬ 
sors NATO unter Kriegsministerin Ur¬ 
sula von der Leyen von Wilhelmshaven 
aus gestartet werden sollen, ist die Initi¬ 
ative der Fraktion der Partei „Die Linke“ 
begrüßenswert, Straßen oder Plätze gera¬ 
de in Wilhelmshaven nach Albin Köbis 
und Max Reichpietsch zu benennen. Die 
Post des Friedensstaates DDR ehrte Max 
Reichpietsch mit einer Briefmarke: Die 
Post des NATO-Aggressors BRD hat das 
nicht nötig. Bringt der Rüstungsindustrie 
ja auch keinen Nutzen! 

Peter Balnat , Bremerhaven 


Parteivorstands war. Die DKP Südbay¬ 
ern veröffentlichte dies danach auf ihrer 
Homepage.“ 

Die Beschlüsse der 9. PV-Tagung, die 
dazugehörigen Begründungen und die 
Einleitung zu diesem Tagesordnungs¬ 
punkt sind in der DKP-Information zur 
9. PV-Tagung nachzulesen. 

Die Beschlüsse der 9. PV-Tagung 
haben zu zahlreichen Reaktionen und 
Positionierungen von Gliederungen, da¬ 
runter Bezirks-, Kreis- und Gruppenvor¬ 
stände und Grundorganisationen sowie 
von einzelnen Genossinnen und Genos¬ 
sen der DKP geführt. Diese Stellungnah¬ 
men und Äußerungen sind am 28. Juni 
und 4. Juli gesammelt und zur Kenntnis 
und Diskussion an die Mitglieder des 
Parteivorstandes und die Vorstände der 
Bezirke, Landesorganisationen und Ko- 
Räte gesandt worden. Eine weitere Zu¬ 
sammenstellung wird vorbereitet. 

Diese Materialien können zur 
Kenntnis, Meinungsbildung und für die 
Diskussion in den Gliederungen als Da¬ 
tei oder in gedruckter Form beim Partei¬ 
vorstand in Essen angefordert werden. 
Für die Diskussion in den Gliederungen 
bietet es sich natürlich auch an, Mitglie¬ 
der des Part ei Vorstandes einzuladen (Te¬ 
lefon: 0201/1778890, E-Mail: pv@dkp. 
de). Wera Richter 


Termine 


FR ★ 14. JULI 


Lübeck: Gruppentreffen der DKP Lübeck/ 
Südost-Holstein u.a. mit den Themen 
Festival der Jugend, Bezirksarbeit, Vorbe¬ 
reitung Bundestagswahlkampf. Interkul¬ 
turelle Begegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus 
der Kulturen“, Parade 12,19.30 Uhr. 

Gevelsberg: Mitgliederversammlung der 
DKP zum G20-Gipfel und Aktionsplanung 
für die Bundestagswahl. Gaststätte „Zur 
Juliushöhe“, Heidestraße/Ecke Dörnen¬ 
straße, 19.30 Uhr. 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP- 
Unterfranken. Vereinsheim TVO-Schwein- 
furt, Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 Uhr. 

SA ★IS. JULI 


Essen: „Die Außenj 
Trump - Bleibt alle 
sehe Aspekte des Rt 
den USA.“ Tagung c 
tung mit Beiträgen 
Beate Landefeld unc 
nungstraße 18,11.0 

Dolitik der USA unter 
s anders? Geopoliti- 
jgierungswechsels in 
ler Marx-Engels-Stif- 
von Klaus Wagener, 

1 Erhard Crome. Hoff- 
10 Uhr bis 17.00 Uhr. 

SO ★16. JULI 

Stuttgart: „110 Jah 
zialistenkongress in 
im Waldheim mit Die 
Vorsitzender in in 
Gaisburg, Obere Neu 

re Internationaler So- 
Stuttgart“, Matinee 
ter Keller, stellv. DGB- 
Fellbach. Waldheim 
le Halde 1,11.00 Uhr. 

Ml ★19. JULI 

Schwerin: Bildungs 
tes Q, Lückerstraße 

abend der DKP. Bun- 
180,19.00 Uhr. 

DO ★ 20. JULI 

Nürnberg: „Bunde 
Gruppenabend der 1 
Zentrum, Reichstraß 

istagswahl aktuell“, 
DKP Nürnberg, Rotes 
ie 8,19.00 Uhr. 

SA ★ 22. JULI 

Nürnberg: „Fiesta 
haus der Villa Leon, 
ab 17.30 Uhr. 

Moncada“ im Cay- 
Philipp-Körber-Weg, 

Dl ★ 25. JULI 

Recklinghausen: 

DKP Ladenlokal Kelli 

Gruppenabend der 
erstraße 7,19.30 Uhr. 

Ml ★ 26. JULI 

Darmstadt: „Die antimonopolistische 
Strategie der DKP“, Bildungsabend der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße. 

LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phi- 
lipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 

Marburg: Buchvorstellung zum Thema 
„Kuba im Wandel“, Veranstaltung von 
DKP Marburg-Biedenkopf, SDAJ Marburg 
und Freundschaftsgesellschaft BRD-Ku- 
ba mit den Herausgeberinnen und Grün¬ 
derinnen des Proyecto Tamara Bunke 
Paula Klattenhoff, Tobias Salin und Karl 
Wolfgang. DGB-Haus Marburg, Käte-Din- 
nebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.00 Uhr. 

DO ★27. JULI 


Nürnberg: „Wir feiern die Unterschrif¬ 
ten“, Grillparty der DKP bei Gunhild, 
17.00 Uhr. 

Ml ★ 2. AUG 



Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180,19.00 
Uhr. 


Zur Auseinandersetzung 

Der DKP-Parteivorstand hat auf seiner sation Südbayern. Die Auflösung eines 


9. Tagung am 17/18. Juni 2017 mit mehre¬ 
ren Beschlüssen auf die anhaltende Aus¬ 
einandersetzung in der Partei reagiert. 
Die UZ informierte darüber in der Aus¬ 
gabe Nr. 25 vom 23. Juni. 

Beschlossen wurde ein Antrag des 
Parteivorstandes an den 22. Parteitag 
zur Unvereinbarkeit der Mitgliedschaft 
in der DKP und im sogenannten kom¬ 
munistischen Netzwerk. In der Begrün¬ 
dung des Antrags wird unter anderem 
festgestellt, dass sich das Netzwerk als 
eine dauerhafte, eigenständige und op¬ 
positionelle Formation in der DKP nun 
auch mit eigenen Veranstaltungen an die 
Öffentlichkeit wendet. Gemäß Artikel 3 
des Statuts der DKP sei eine solche Son¬ 
derstruktur mit einer Fraktion gleich¬ 
zusetzen. Der Parteitag findet im März 
2018 statt. „Bis zu einem möglichen Be¬ 
schluss des 22. Parteitags ist damit noch 
ausreichend Zeit zurückzukehren, in den 
Strukturen unserer Partei die statutari¬ 
schen Rechte und Pflichten wahrzuneh¬ 
men, kritisch und konstruktiv an der Er¬ 
arbeitung unserer Politik teilzunehmen 
und gefasste Beschlüsse gemeinsam um¬ 
zusetzen. Dazu rufen wir auf!“ heißt es 
abschließend. 

Die 9. PV-Tagung beschloss zudem 
die Auflösung der DKP-Bezirksorgani- 


Bezirks durch den Parteivorstand ist 
nach Statut Artikel 7 möglich. Der Be¬ 
schluss sieht vor, dass die Gremien der 
Bezirksorganisation, also der Vorstand 
und seine Kommissionen ihre Tätigkeit 
beenden. Die weiteren Gliederungen, 
also die Kreise und Grundorganisati¬ 
onen sind über die Auflösung der Be¬ 
zirksorganisation hinaus von diesem 
Beschluss nicht betroffen. Sie sind nun 
direkt an den Parteivorstand der DKP 
angebunden. Auch die Rechte der Mit¬ 
glieder der Bezirksorganisation sind 
ansonsten von diesem Beschluss nicht 
betroffen, dies betrifft auch ihre Orga¬ 
nisation in Grundorganisationen und 
Kreisen (aus dem Beschluss der 9. PV- 
Tagung). 

Begründet wurde der Antrag zur 
Auflösung unter anderem damit, dass ein 
gemeinsames Handeln mit der Gesamt¬ 
partei in wesentlichen Bereichen nicht 
mehr gegeben ist und die Bezirksorgani¬ 
sation Südbayern wesentliche Beschlüs¬ 
se der vergangenen beiden Parteitage 
nicht akzeptiert und teilweise öffentlich 
gegen sie arbeitet. Zur Begründung ge¬ 
hörten auch die Ablehnung eines PV- 
Beschlusses durch den Bezirksvorstand, 
2017 ein Moratorium bei der Rückzah¬ 
lung von Darlehen an Gliederungen der 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Die Ostsee: Verkauftes Paradies? 

Das beliebteste inländische Urlaubs¬ 
ziel, die Gästezahlen steigen. Kurze 
Anreise, wunderschöne Natur, ein Pa¬ 
radies für Urlauber,. Doch wie geht die 
Region mit den vielen Touristen um? 
Welche Konzepte gibt es? Wie entwi¬ 
ckelt sich die Ostseeküste? Haben die 
Politiker die richtigen Ideen? In den 
Orten entlang der Küste entsteht viel 
Neues, darunter Beton-Bettenburgen 
und Ferienhaussiedlungen in Land¬ 
schaftsschutzgebieten. Die Politiker 
fördern Hotelbauten, doch an der Sub¬ 
ventionspolitik gibt es immer mehr Kri¬ 
tik. Gute Dokumentation 
Fr., 14.7., 20.15 Uhr, 3sat 


Hitzschiag 

Eine Serie von Vergewaltigungen er¬ 
schüttert Wiesbaden. Kommissarin 
Heller und ihr Kollege Verhoeven ha¬ 
ben alle Hände voll zu tun, um den Tä¬ 
ter zur Strecke zu bringen. Der Täter 
späht seine Opfer akribisch aus und 
dringt in ihre Wohnungen ein. Lisa 
Wagner als Kommissarin war und ist 
gewöhnungsbedürftiger und zumin¬ 
dest psychisch labiler als ihr Kollege, 
gespielt von Hans Jochen Wagner, der 
auch als positive Leitfigur anzunehmen 
ist. Als Krimi im Sommer schon heftig, 
Heller gerät in Lebensgefahr und hat 
es zum Schluss mit zwei Tätern zu tun. 
Sa., 15.7., 20.15 Uhr, ZDF 


Zwei Meister pro Jahr 
und viel Papier 

Fußballreise um die Welt: Panama 


Gesundheit als 
Ware? Das ist 
doch krank! 




Foto: Cesar Munoz/Andes/creative commons/CC BY-SA 2.0 


Das Nationalteam Panamas in einem Freundschaftsspiel gegen Ecuador ( 6 . Juni 2015 ). 
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N achdem im ersten Teil dieser 
Reihe der Fußball in Kuba dar¬ 
gestellt wurde (erschienen in 
UZ 26/2017), geht es nun etwa 1 500 
km Luftlinie von Havanna an die Ka¬ 
ribikküste Panamas - genauer gesagt 
in Colon. Die Stadt an der nördlichen 
Mündung des Panamakanals steht für 
einen traurigen Höhepunkt der Fuß¬ 
ballgeschichte in Panama. Denn in 
dem mittelamerikanischen Staat spielt 
Fußball eine ganz andere Rolle als in 
Kuba. 

Am 15. April dieses Jahres wurde 
der Nationalspieler Amilcar Henriquez 
vor seinem Haus in Colon von vier 
Männern erschossen. Der 33 Jahre alte 
Mittelfeldspieler starb im Krankenhaus 
an den Schussverletzungen. Seit 2011 
ist er der vierte Fußballer in Panama, 
der auf offener Straße ermordet wur¬ 
de. Abdul Chiara traf es auf dem Weg 
zum Trainingsgelände, Javier de la Rosa 
nach einem Spiel. 

Das kleine Land spielt im Welt¬ 
fußball kaum eine Rolle. Als Panama 
durch die Veröffentlichung der „Pa¬ 
nama Papers“ in die Schlagzeilen ge¬ 
riet, waren davon aber auch einige 
namhafte Sportler betroffen: In den 
Unterlagen des panamaischen Off- 
shore-Dienstleisters Mossack Fonseca 
tauchen unter anderem Lionel Messi 
und Michel Platini auf, neben anderen 


UEFA- und FIFA-Funktionären. So be¬ 
schäftigte sich die Fußballwelt kurzzei¬ 
tig mit Panama, auch wenn das Land 
noch nie an einer Weltmeisterschaft 
teilgenommen hat. 

In Panama spielt der Fußball eine 
große Rolle. Der Verband „Federaci- 
ön Panamena de Fütbol“ wurde 1937 
gegründet und ist bereits seit 1938 FI- 
FA-Mitglied. Aktuell belegt das Land 
den 52. Platz der Weltrangliste. Im Jah¬ 
re 1988 führte der Verband das heuti¬ 
ge Ligasystem ein: Zehn Mannschaf¬ 
ten treten hier an, die Saison teilt sich 
in Apertura und Clausura. Diese be¬ 
zeichnen die Hin- und Rückrunde. Pro 
Runde spielt jede Mannschaft zweimal 
gegen die anderen, danach spielen die 
vier bestplatzierten in einem Ko-Mo- 
dus den Titel aus und der letztplatzierte 
steigt in die zweite Liga ab. 

So werden pro Saison zwei Meis¬ 
tertitel vergeben. Grund dafür ist, dass 
viele Spieler aus dem amerikanischen 
Raum während der laufenden Spielzeit 
nach Europa wechseln und die Vereine 
daher nur schwer eine komplette Sai¬ 
son mit dem gleichen Team durchspie¬ 
len können. Diesen Spielmodus kann 
man häufig in mittel- und südamerika¬ 
nischen Ligen finden. 

Das kann zu einer abwechslungsrei¬ 
cheren Liga führen, bei der zwei ver¬ 
schiedene Mannschaften Meister wer¬ 


den können - in Panama jedoch wur¬ 
den seit 1988 nur sechs verschiedene 
Mannschaften Meister. Rekordsieger 
ist CD Ärabe Unido aus Colon mit 13 
Titeln. 

Eine weitere Besonderheit der 
Liga ist, dass hier vier Mannschaften 
aus der Hauptstadt Panama-Stadt ver¬ 
treten sind. Dies führt zu vielen Der¬ 
bys und ist vielleicht ein Grund dafür, 
dass oft Gewalt mit im Spiel ist. Andere 
Faktoren sind die hohe Kriminalität in 
Panama und der weit verbreitete Waf¬ 
fengebrauch. Auch Demonstrationen 
enden recht häufig in Straßenschlach¬ 
ten. Wenn Fußballer auf offener Straße 
erschossen werden, zeigt dies nur, dass 
sich der Fußball den gesellschaftlichen 
Problemen nicht entziehen kann. 

Es ist schade, dass Gewalt das Bild 
vom Fußball in Panama prägt. Denn 
wer einen kampf- und laufbeton¬ 
ten Fußball mag, der trotzdem schön 
anzusehen ist, kommt bei den zen¬ 
tral- und südamerikanischen Ligen 
auf seine Kosten. Um diesen Spielstil 
zu beschreiben, kann man dann doch 
noch - wie zu erwarten war - Janosch 
zitieren: „Oh, wie schön ist Panama“. 

Auf die Art und Weise, wie Fuß¬ 
ball gespielt wird, trifft das nämlich zu, 
auch wenn die Schattenseiten einem 
die Freude am Sport nehmen können. 

Hannes Schinder 


Fight the Current 

Links trifft Massengeschmack: Rise Against 


Das Zitat „Fight the current“ (Be¬ 
kämpfe das Herrschende) stammt nicht 
etwa von G20-Gegnern, sondern aus 
einem Songtext der Chicagoer Punk- 
rock-Band „Rise against“. Rise against 
ist nicht eine unserer klassisch linken 
und sehr engagierten, aber leider doch 
eher unbekannten Bands. Sie erreichen 
weltweit ein junges Massenpublikum. 
Ihre Alben belegen regelmäßig Top¬ 


platzierungen in den deutschen Charts 
und schneiden in anderen Ländern - 
wie in den USA - ähnlich gut ab. 

Rise against sind nicht erfolgreich, 
weil sie wie Justin Bieber die Herzen 
junger Mädchen brechen oder eben 
dem Mainstream nach dem Mund sin¬ 
gen. Sie bleiben durch allen Erfolg hin¬ 
weg dem Anspruch treu, den sie laut 
eigener Aussage haben: Politische In¬ 


halte über Musik zu vermitteln. Das 
war für die Band überhaupt erst der 
Grund, sich mit Musik zu beschäfti¬ 
gen. Das Repertoire an Themen reicht 
von Antirassismus und Umweltschutz 
über Anti-Bush, Homophobie und den 
Krieg gegen Irak bis hin zu ernsthafter 
Systemkritik und dem ständigen Auf¬ 
ruf, selber für eine bessere Welt aktiv 
zu werden. 


Ihre olitische Aktivität geht aber 
darüber hinaus, nämlich gegen das 
System anzusingen. Sie sind selber als 
Aktivisten in verschiedenen politi¬ 
schen Kampagnen dabei. Dass sie da¬ 
bei auch schon einen Verbrecher wie 
Obama im Wahlkampf unterstützt ha¬ 
ben, ist problematisch, aber zeigt, dass 
das Fehlen einer Wahlalternative dazu 
führen kann, dass fast alle, auch radika¬ 
le Linke, in den USA zur Wahl der De¬ 
mokraten aufrufen. Für uns sollte das 
kein Grund sein, diese Band zu meiden. 

Die Frage ist, ob es Möglichkei¬ 
ten gibt, unsere politische Arbeit zu 
stärken und diese zu vereinfachen, 
wenn Menschen eine solche, system¬ 
kritische Musik hören. Rise against 
sagt dazu selbst, dass ihnen bewusst 
ist, dass große Teile ihres Publikums - 
nämlich der Teil, der noch nicht po¬ 
litisiert ist - die Message ihrer Texte 
nicht versteht. Diese Band wird eben 
nicht (nur) wegen des starken Inhalts, 
der oft in Metaphern verpackt ist und 
deswegen nicht immer offensichtlich, 
sondern auch wegen der starken mu¬ 
sikalischen Leistung gefeiert. 


Sich mit linker Musik und Kul¬ 
tur von Hannes Wader über Rise 
Against bis zu KIZ zu beschäftigen, 
kann sehr lohnenswert sein. Wenn 
wir die Bands gut kennen, vielleicht 
sogar selbst mögen, können wir mit 
ihren Fans über die politischen In¬ 
halte der Lieder diskutieren und so 
in eine Auseinandersetzung über Ka¬ 
pitalismus und die Möglichkeit einer 
besseren Gesellschaft, den Sozialis¬ 
mus, kommen. An manchen Orten 
hat die SDAJ genau das am Beispiel 
KIZ getan, auch mit unpolitischen 
Freundeskreisen. Damit konnten wir 
zeigen, dass es eine nichtkommerzi¬ 
elle Gegenkultur gibt. 

Wir haben aber nicht nur eine Ge¬ 
genkultur zu bieten, sondern auch 
Lösungsansätze für die Fragen, die 
systemkritische Musik aufwirft. Rise 
Against bieten dafür eine Steilvorlage 
(übersetzt): „Wenn wir in den Kam¬ 
mern des Echos alle taub werden, klat¬ 
schen wir für Militärparaden und stim¬ 
men zu, dass die Banken die Menschen 
ausrauben.“ 

Freya Pillardy 



Gegen den Kapitalismus ansingen und Faust recken: Publikum beim „Rise Against“-Konzert. 












